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1. Einführung 
1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" befindet 
sich in der Nähe des Bahnhofes Gransee, südlich der Berliner Straße (Bundesstraße 
96). Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke 
15/1, 15/2, 15/4, 15/5, 16/9, 16/12 (tlw.), 26/11, 27/6, 27/7, 271 und 272 (tlw.) der Flur 
16 der Gemarkung Gransee sowie die Flurstücke 239/1 (tlw.) und 240/3 der Flur 5 der 
Gemarkung Gransee. Die Flurstücksbezeichnungen beziehen sich die auf den Katas-
terstand der Vermessung vom 31. August 2018, welche als Plangrundlage für den Be-
bauungsplans dient. Die aktuellen Flurstücksbezeichnungen innerhalb Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans lauten (Stand Oktober 2023): Flurstücke 15/1, 15/2, 15/4, 
26/11, 271, 278, 279 (tlw.), 280, 281, 282, 283, 284 (tlw.), 285 und 286 (tlw.) der Flur 
16 der Gemarkung Gransee sowie die Flurstücke 523 (tlw.) der Flur 5 der Gemarkung 
Gransee. 
Das Plangebiet hat eine Größe von rund 2,95 ha. 
 

 
Abb. 1: Räumlicher Geltungsbereich Bebauungsplans, o. M., Katasterstand 2018 
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Das Plangebiet wird begrenzt  
• im Norden durch Verkehrsflächen,  
• im Osten von Wohnbebauung 
• im Süden von einer Landwirtschaftsfläche und  
• im Westen von Wohnbebauung und einer Landwirtschaftsfläche. 

1.2 Anlass und Erforderlichkeit der Planung 
Bei dem Plangebiet handelt es sich zum Teil um eine bereits für den Einzelhandel ge-
nutzte Fläche sowie um das Gelände des Feuerwehrtechnischen Zentrums des Land-
reises Oberhavel.  
Gegenwärtig besteht ein Lebensmitteldiscountmarkt mit einer Grundfläche von rund 
1.000 qm. Im Zuge der sich ändernden Nachfragesituation sowie Flächenanforderung 
für Einzelhandelseinrichtungen stoßen die Kapazitäten des aktuellen Lebensmittel-
marktes an ihre Grenzen. Aus diesem Grund ist eine Erweiterung des bestehenden 
Einzelhandelsstandortes auf (mindestens) zwei Lebensmittelmärkte mit einer Ver-
kaufsfläche des Markt 1 von insgesamt höchstens 1.050 qm und einer Verkaufsfläche 
des Markt 2 von insgesamt höchstens 1.500 qm beabsichtigt. Markt 2 soll dabei ein 
Vollsortimenter darstellen, was den Zielen des Einzelhandelskonzeptes der Stadt 
Gransee (vgl. Kap. 3.4) entspricht. Des Weiteren sollen im Plangebiet ein Heizkraft-
werk, eine Stellplatzanlage, Verkehrsflächen, ein Fuß- und Radweg, der den nördlich 
gelegenen Schulstandort mit dem Bahnhof verbindet, sowie eine neugestaltete Stra-
ßenverkehrsanbindung an die Berliner Straße entstehen. Auf dem Gelände des Feu-
erwehrtechnischen Zentrums sind zukünftig Aus- und Umbau der Gebäude für die Ver-
waltung sowie für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke beabsichtigt. 
Als Alternativstandort für die Lebensmittelmärkte stehen in Gransee keine geeigneten 
Standorte zur Verfügung. Im Plangebiet ist bereits ein Einzelhandelsmarkt für die Nah-
versorgung vorhanden und wird im Einzelhandelskonzept der Stadt Gransee vom 18. 
November 2021 bereits explizit als „privilegierter Nahversorgungsstandort Aldi-Lebens-
mitteldiscounter (sowie perspektivisch Edeka-Verbrauchermarkt) an der Berliner 
Straße“ ausgewiesen. Das Einzelhandelskonzept der Stadt Gransee sieht neben dem 
Plangebiet nur drei weitere mögliche Standorte für großflächigen bzw. nahversor-
gungsrelevanten Einzelhandel vor: Den „zentralen Versorgungsbereich Historischer 
Stadtkern“, welcher aufgrund seiner Struktur mit begrenzt verfügbaren und kleinteiligen 
Verkaufsflächen für das geplante Vorhaben nicht in Frage kommt, sowie den „privile-
gierten Nahversorgungsstandort Netto-Lebensmitteldiscounter an der Oranienburger 
Straße“ westlich der Kernstadt und den privilegierten Nahversorgungsstandort Penny-
Lebensmitteldiscounter an der Templiner Straße“ östlich der Kernstadt, welche jedoch 
beide bereits durch Einzelhandelsmärkte genutzt werden. 
Für den nördlichen Teil des Plangebiets besteht der rechtskräftige Bebauungsplan 
Nr. 3 der Stadt Gransee „Ortseingang Berliner Straße“. Die dortigen Festsetzungen 
stimmen nicht mit der geplanten Entwicklung überein, zudem differiert der Geltungsbe-
reich für den Bebauungsplan Nr. 21 gegenüber dem bestehenden Bebauungsplan. 
Auch aufgrund der Vergrößerung der Verkaufsflächen ergibt sich das städtebauliche 
Erfordernis zur Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 30 BauGB.  
Um eine städtebaulich geordnete Entwicklung des Standortes zu gewährleisten, hat 
die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gransee in ihrer Sitzung am 17. Juni 2021 
den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 21 gefasst.  
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1.3  Planverfahren 
Das Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" wird im Re-
gelverfahren nach §§ 2, 3, 4 und 4a Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt.  
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprü-
fung durchgeführt, in der die voraussichtlichen Umweltauswirkungen ermittelt und in 
einem Umweltbericht bewertet werden.  
Der geltende Flächennutzugsplan (FNP) der Stadt Gransee in der Fassung vom 18. 
März 2002 wird im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB geändert.  
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2. Ausgangssituation 
2.1 Bebauung und Nutzung 

Derzeit ist die Fläche im Geltungsbereich des Bebauungsplans überwiegend bebaut 
und genutzt. Im nördlichen Teilbereich befindet sich ein Lebensmittelmarkt mit einer 
zugehörigen Stellplatzanlage, das Feuerwehrtechnische Zentrums des Landreises 
Oberhavel sowie eine Ruine eines alten Wohnhauses. Der südliche Teil des Plange-
biets ist unbebaut und wird derzeit landwirtschaftlich genutzt.  
Bei dem Ackerland handelt es sich um Flächen, die mit Ackerzahlen von 28 bis 38 eine 
für den Landkreis Oberhavel überdurchschnittliche Ertragsfähigkeit aufweisen. Da der 
Standort bereits durch bestehenden Einzelhandel vorprägt ist und Alternativstandorte 
in Gransee für großflächigen Einzelhandel aufgrund unterschiedlicher Restriktionen so-
wie planungs- und eigentumsrechtlichen Voraussetzungen nicht zur Verfügung stehen, 
ist eine Umsetzung der Planung an anderer Stelle nicht möglich. Das Vorhaben ist an 
dieser Stelle sowohl durch den Rahmenplan der Stadt Gransee als auch durch das 
Einzelhandelskonzept und der Auswirkungsanalyse bestätigt worden. 
Im Rahmen der Abwägung kommt die Stadt Gransee zu dem Ergebnis, dass unter der 
Berücksichtigung des Verlustes landwirtschaftlicher Flächen eine Siedlungsentwick-
lung (Einzelhandel) gemäß des LEP HR sowie die zeitgemäße Nahversorgung mit Le-
bensmitteln ein höheres Gewicht beizumessen ist. Des Weiteren hat das Amt Gransee 
und Gemeinden bereits mit dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan aus 2002 an 
dieser Stelle eine „Fläche für den Ausgleich“ dargestellt, sodass die derzeit noch hier 
befindliche landwirtschaftliche Nutzung ohnehin schon „überplant“ wurde. 

2.2 Erschließung 
Das Plangebiet wird im Norden durch die Berliner Straße (Bundesstraße 96) erschlos-
sen. Im Osten des Plangebiets grenzt die Straße des Friedens an.  
Aufgrund der derzeit bestehenden und genutzten Gebäude ist die Erschließung mit 
Strom, Wasser, Abwasser, Löschwasser und Gas vorhanden oder entsprechend her-
stellbar.  
In allen geplanten Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen 
für die Unterbringung der Leitungen der Erschließungsmedien vorzusehen. Hinsichtlich 
geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische 
Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten.  
Trink- und Abwasser 
Der Trink- und Abwasserverband Lindow – Gransee hat in seiner Stellungnahme vom 
24. Januar 2023 folgendes mitgeteilt: 
„Für den gesamten Bereich des Bebauungsplans zwischen der Berliner Straße und der 
Straße des Friedens in Gransee besteht die Möglichkeit, an die öffentliche Trinkwas-
serversorgung und die zentrale Schmutzwasseranlage des Verbandes angeschlossen 
zu werden. Bereits bestehende Anschlüsse können in Abhängigkeit von den neu zu 
errichtenden Trink- und Schmutzwasseranlagen auch weiterhin genutzt werden. (...) 
Einen Übersichtsplan für die derzeitig vorhandenen Trink- und Schmutzwasserleitun-
gen können Sie aus der beiliegenden Übersicht entnehmen.“ 
In der beigefügten Übersichtskarte zu den vorhandenen Leitungen ist erkennbar, dass 
diese nur im Nordwesten am Rand des Plangebiets vorhanden sind. Hier wird keine 
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Überbauung vorhanden sein (außerhalb der Baugebiete und innerhalb der Verkehrs-
flächen / Grünfläche an der Berliner Straße).  
Im Rahmen der Ausführungsplanung zu den geplanten öffentlichen Straßen ist die Er-
schließung mit Trink- und Schmutzwasser gesondert mit dem Trink- und Abwasserver-
band zu regeln. Dabei ist auch zu vereinbaren, wie eine Finanzierung der entstehenden 
Kosten für die Umverlegung bzw. Neuverlegung von Leitungen konkret erfolgt.  
Brandschutz 
Für Bauvorhaben, die den Einsatz von tragbaren Rettungsgeräten der Feuerwehr zur 
Folge haben (mehrgeschossige Objekte mit Aufenthaltsräumen) und mehr als 50 m 
vom öffentlichen Straßenland entfernt sind, müssen Bewegungsflächen nach den 
„Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr“ sichergestellt werden. Die Lösch-
wasserversorgung in Höhe von 96 m³/h über einen Mindestzeitraum von zwei Stunden 
und einer hindernisfreien Zugänglichkeit von Löschwasserentnahmestellen in einer 
maximalen Entfernung von 300 m ist durch den Träger des Brandschutzes, das Amt 
Gransee und Gemeinden, sicherzustellen. 
Die Anforderungen an den Brandschutz und zur Löschwasserversorgung werden auf 
Ebene des Bebauungsplanes nur grundlegend geprüft. Auf Ebene der Baugenehmi-
gung erfolgt dann ein mit dem Landkreis abgestimmtes Brandschutzkonzept.  
Die grundsätzliche Prüfung auf Ebene des Bebauungsplanes ist insoweit erfolgt, als 
dass: 

• die geplante 15 m breite, öffentliche Verkehrsfläche (Planstraße A) direkt an 
den geplanten Märkten vorbeiläuft, sodass der Abstand von 50 m grundsätzlich 
eingehalten wird, 

• mögliche weitere Aufstellflächen für die Feuerwehr auf dem Grundstück der 
Märkte (Sonstiges Sondergebiet) durch die Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht verhindert werden und 

• im Zuge des Straßenneubaus ohnehin eine Trinkwasserleitung mit ausreichend 
Druck für die Löschwasserversorgung hergestellt werden wird. 

Entsorgung 
Der Landkreis Oberhavel entsorgt die in seinem Gebiet angefallenen und überlassenen 
Abfälle im Rahmen der Gesetze und nach Maßgabe der Abfallentsorgungssatzung. 
Um eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung für das Plangebiet zu gewährleisten, sind 
folgende Anforderungen an die straßenmäßige Erschließung zu beachten:  
Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass alle Grundstücke an die Abfallentsorgung 
angeschlossen werden können. Dazu sind beim Befestigen, Aus- und Neubau von Er-
schließungsstraßen Fahrbahnbreiten und Fahrkurven für die Benutzung durch 3-ach-
sige Müllfahrzeuge auszulegen. Die Richtlinien für die Anlage von Straßen (RASt 06) 
sind zu beachten. Die Belastbarkeit der zu befahrenden Verkehrsflächen ist gemäß § 
34 Absatz 4 Punkt 1 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sicherzustellen. Bei Sack-
gassen sind Wendeanlagen (Wendehammer, Wendeschleife, Wendekreis) nach RASt 
für ein 3-achsiges Müllfahrzeug zu planen bzw. zu berücksichtigen, da ein Rückwärts-
fahrverbot für Müllfahrzeuge gemäß Unfallverhütungsvorschrift Müllbeseitigung be-
steht. Die an die Verkehrsflächen angrenzenden Randbereiche sind so auszuführen, 
dass die Voraussetzungen zur satzungsgemäßen Aufstellung der Abfallbehälter vor 
dem angeschlossenen Grundstück erfüllt werden. 
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Die Anforderungen zur ordnungsgemäßen Erschließung wurden auf Ebene des Be-
bauungsplanes grundsätzlich berücksichtigt. Im Rahmen der Baugenehmigung wird 
dies durch die detaillierte Ausführungsplanung entsprechend nachgewiesen. 

2.3 Trinkwasserschutz / Altlasten / Bodendenkmale 
Das Plangebiet befindet sich in keiner Trinkwasserschutzzone. 
Der Standort wird nicht im Altlastenkataster des Landkreises Oberhavel registriert. Aus 
bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken. Allgemein gilt: Treten bei den 
Bodenarbeiten ungewöhnliche Verfärbungen oder Gerüche auf, ist die weitere Vorge-
hensweise umgehend mit der unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. Es ist si-
cherzustellen, dass sämtliche Arbeiten derart ausgeführt werden, dass keine schädli-
chen Bodenverunreinigungen hervorgerufen werden. Die Sicherstellung ist ggf. durch 
geeignete Vorsorgemaßnahmen zu gewährleisten. 
Im Bereich der Planung sind bisher keine Bodendenkmale bekannt. Da bei Erdarbeiten 
jedoch unvermutet bisher unbekannte Bodendenkmale entdeckt werden können, wei-
sen wir als brandenburgische Fachbehörde für Bodendenkmale darauf hin, dass nach 
dem „Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale und Bodendenkmale im 
Land Brandenburg vom 24.Mai 2004“ (GVBl Land Brandenburg Nr. 9 vom 24. Mai 
2004, S. 215 ff.) folgende Verpflichtungen bestehen:  
1. Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, z.B. Steinsetzungen, Erdverfärbungen, 
Holzpfähle, Scherben, Stein- oder Metallgegenstände, Knochen o.ä., entdeckt werden, 
sind diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgi-
schen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzei-
gen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die aufgefundenen Bodendenkmale und die Entde-
ckungsstätte sind mindestens bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige, auf Ver-
langen der Denkmalschutzbehörde ggf. auch darüber hinaus, in unverändertem Zu-
stand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen 
(§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). 
2. Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-
schen Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgD-SchG). 

2.4 Eigentumsverhältnisse 
Die innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches liegenden Flächen befinden sich in 
Privateigentum bzw. im öffentlichen Eigentum der Stadt Gransee oder des Landkreises 
Oberhavel. Die betroffenen Eigentümer sind an der Planung beteiligt worden. 
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3. Planungsbindungen 
3.1 Raumordnung und Landesplanung 

Der Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion (LEP HR) wurde von den Landesregie-
rungen Berlins und Brandenburgs jeweils als Rechtsverordnung erlassen und trat am 
1. Juli 2019 in Kraft.  
Das Plangebiet liegt in der Festlegungskarte 1 des LEP HR weder im Freiraumverbund 
(Ziel 6.2) noch im Gestaltungsraum Siedlung (Ziel 5.6).  
Gemäß Stellungnahme der Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Branden-
burg vom 14. Februar 2023 ist die Planungsabsicht an die Ziele der Raumordnung 
angepasst. In der Stellungnahme der Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg vom 14. September 2021 werden hierzu nähere Ausführungen getroffen: 
„Ziel Z 3.6 Abs. 1 und 3 LEP HR definiert die Stadt Gransee als Mittelzentrum (in Funk-
tionsteilung mit Zehdenick) im Weiteren Metropolenraum: Beide Städte übernehmen 
gemeinsam Versorgungsfunktionen für den gemeinsamen Verflechtungsbereich. Die 
Errichtung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen ist gemäß Ziel Z 2.6 LEP HR hier 
zulässig (Konzentrationsgebot). 
Gemäß Ziel Z 2.13 Abs. 2 LEP HR sind innerhalb Zentraler Orte großflächige Einzel-
handelseinrichtungen mit zentrenrelevante Sortiment für die Nahversorgung (gemäß 
Tabelle 1 Nr. 1.1 der Begründung des LEP HR) auch außerhalb zentraler Versorgungs-
bereiche zulässig, sofern die vorhabenbezogene Verkaufsfläche für zentrenrelevante 
Randsortimente 10 % nicht überschreitet. Der Bebauungsplan enthält eine entspre-
chende Festsetzung zur Begrenzung der zentrenrelevanten Sortimente. 
Gemäß Grundsatz G 2.11 LEP HR soll bei der Entwicklung großflächiger Einzelhan-
delseinrichtungen dafür Sorge getragen werden, dass nicht mehr als 25 % der sorti-
mentsspezifischen Kaufkraft im einschlägigen Bezugsraum gebunden werden (Be-
zugsraum für die Nahversorgungsfunktion ist auch in Zentralen Orten das jeweilige ei-
gene Gemeindegebiet). 
Das Ziel Z 2.7 LEP HR dient auch dem Schutz der verbrauchernahen Versorgung der 
Bevölkerung in benachbarten Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion (raumordneri-
sches Beeinträchtigungsverbot). Während sich die gehobenen Versorgungsfunktionen 
des Mittelzentrums Gransee auf den mittelzentralen Versorgungsbereich beziehen, 
sind Einzelhandelseinrichtungen der Nahversorgung grundsätzlich nur auf die Nahver-
sorgung der jeweiligen Standortgemeinde zu beziehen.“ 
Gemäß der Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Gransee vom 18. No-
vember 2021 und in der zum Bebauungsplan erstellten Verträglichkeitsgutachten (vgl. 
Kap. 3.4 und 3.5) werden die zuvor genannten Anforderungen für die geplanten Vor-
haben erfüllt. 

3.2 Regionalplanung 
Der räumliche Geltungsbereich des Baubauungsplans befindet sich in der Region Prig-
nitz-Oberhavel. Gemäß Stellungnahme der Regionalen Planungsgemeinschaft Berlin-
Brandenburg vom 1. Februar 2023 ist die Planungsabsicht mit den Belangen der Re-
gionalen Planungsgemeinschaft Prignitz- Oberhavel vereinbar. Die Belange der Regi-
onalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel basieren auf den folgenden Erfor-
dernissen der Raumordnung: 
• Sachlicher Teilplan "Rohstoffsicherung/Windenergienutzung" (ReP-Rohstoffe) vom 

24. November 2010  
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• Sachlicher Teilplan "Freiraum und Windenergie" (ReP FW) vom 21. November 2018 
• Sachlicher Teilplan "Grundfunktionale Schwerpunkte" (ReP GSP) vom 8.10.2020 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb der Vorbehaltsge-
bietes "Historisch bedeutsame Kulturlandschaft" Nr. 9 "Granseer Platte - Lindower 
Kleinseenlandschaft" (vgl. Festlegungskarte ReP FW). Die Vorbehaltsgebiete sollen 
vor einer raumbedeutsamen Inanspruchnahme geschützt werden, welche die beste-
henden Qualitäten der Landschaft entwerten oder stark überprägen könnte (vgl. 2.1 
(G) ReP FW). Maßgeblich sind in diesem Zusammenhang insbesondere die denkmal-
geschützte Granseer Altstadt und ihre Silhouette, die insbesondere geprägt wird durch 
die St. Marienkirche, die Klosteranlage, das Ruppiner Tor und die Befestigungsanla-
gen. Eine landschaftsprägende Sichtbeziehung besteht von südlich gelegenen Gran-
seer Endmoräne bzw. dem Ilseberg in Richtung Altstadt bzw. St. Marienkirche. Wert-
volle Landschaftsstrukturen in der näheren Umgebung des Plangebietes sind die Al-
leen entlang der B96 sowie des Kraatzer Weges. 
Die Planungsabsicht begründet unter Berücksichtigung von Dimension, inhaltlicher 
Ausrichtung und teilweiser Vorprägung des Bereiches keinen grundsätzlichen Konflikt 
gegenüber dem Vorbehaltsgebiet. Bei der weiteren Konkretisierung der Planungsab-
sichten, insbesondere der vertikalen und horizontalen Gliederung sollten jedoch die 
zuvor benannten Belange geprüft und entsprechend berücksichtigt werden. Sofern 
planexterne Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich werden, sollte geprüft 
werden, ob diese für die Verbesserung des Erhaltungszustandes der oben benannten 
Alleen genutzt werden können.  
Die zuvor benannten Belange werden in Kap. 6.1.2 (Umweltbericht) geprüft.  
Die Stadt Gransee prüft (als mögliche Ausgleichsmaßnahme) Gehölzplanzungen für 
die Verbesserung des Erhaltungszustandes der genannten Alleen vorzusehen. 

3.3 Flächennutzungsplanung 
Der Flächennutzungsplan des Amts Gransee und Gemeinden in der Fassung vom 18. 
März 2002 stellt für den Geltungsbereich des Bebauungsplans im Norden eine ge-
mischte Baufläche und im Süden eine Grünfläche für Ausgleichsmaßnahmen dar. Der 
Bebauungsplan ist somit nicht aus dem gültigen Flächennutzungsplan entwickelbar. 
Der Flächennutzungsplan ist gemäß § 8 Abs. 3 BauGB in einem Parallelverfahren zu 
ändern (vgl. 10. Änderung des Flächennutzungsplanes des Amts Gransee und Ge-
meinden) 

 
Abb. 2: Flächennutzungsplan (Ausschnitt) in der Fassung vom 18. März 2002 
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3.4 Einzelhandelskonzept  
Die Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Gransee vom 18. November 
2021 (vgl. Anhang 3a) kam zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen (S. 102-104):  
„Die sozioökonomischen Rahmenbedingungen für den Einzelhandel in der Stadt Gran-
see sind durch eine zukünftig rückläufige Einwohnerentwicklung, einer überdurch-
schnittlich alte Bevölkerungsplattform, einen negativen Pendlersaldo sowie eine im re-
gionalen Vergleich unterdurchschnittliche einzelhandelsrelevante Kaufkraft gekenn-
zeichnet. Vor diesem Hintergrund sind die Entwicklungspotenziale des Einzelhandels 
in Gransee überwiegend restriktiv zu bewerten. Gleichwohl ist die Entwicklung im Tou-
rismussektor positiv zu bewerten, wo in den vergangen Jahren ein kontinuierlicher An-
stieg verzeichnet werden konnte. Hiervon kann auch der lokale Einzelhandel profitie-
ren, sofern ein attraktives Angebot vorgehalten wird. 
Die Stadt Gransee ist von Seiten der Landesplanung zusammen mit der östlich an-
grenzenden Stadt Zehdenick als Mittelzentrum in Funktionsteilung im Weiteren Metro-
polenraum ausgewiesen. Somit übernimmt die Stadt Gransee Versorgungsfunktionen 
für den gemeinsamen Verflechtungsbereich. Zudem steht die Stadt in einem intensiven 
interkommunalen Wettbewerb mit den umliegenden Mittelzentren Neuruppin (rd. 34 km 
westlicher Entfernung), Templin (rd. 31 km nordöstlicher Entfernung) und Oranienburg 
(rd. 35 km südlicher Entfernung) sowie der Nähe zur Bundeshauptstadt Berlin (ca. 60 
km südlich von Gransee). Zudem schränkt auch die wachsende Bedeutung des Online-
Handels, von welchem vor allem die innenstadttypischen Sortimente wie Beklei-
dung/Schuhe besonders stark betroffen sind, die Entwicklungsperspektiven des Ein-
zelhandels vor allem in mittel- und langfristigen Bedarf ein. (…) 
Die Verkaufsflächendichte in Gransee liegt mit rd. 1.222 qm je 1.000 Einwohner unter 
dem Bundesschnitt und ist auch unter Berücksichtigung der zentralörtlichen Funktion 
der Stadt Gransee als unterdurchschnittlich zu bezeichnen. Dies gilt auch für den kurz-
fristigen Bedarf. Die Einzelhandelszentralität bewegt sich mit lediglich rd. 69 % eben-
falls auf einem niedrigen Niveau und deutet auf erhebliche Kaufkraftabflüsse an Stand-
orte außerhalb des Stadtgebiets sowie in den Online-Handel hin. Zwischen den einzel-
nen Sortimenten sind jedoch deutliche Zentralitätsunterschiede zu konstatieren. Wäh-
rend die Nachfrageabflüsse im kurzfristigen Bedarf geringer ausfallen, fließt in den 
Teilsegmenten des mittel- und langfristigen Bedarfs teils deutlich mehr als die Hälfte 
der Kaufkraft aus Gransee ab. 
Rein quantitativ wird in der Stadt Gransee derzeit ein ausreichendes Nahversorgungs-
angebot vorgehalten, welches in der Kernstadt eine nahezu lückenlose, wohnortnahe 
Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs sicherstellt. In qualitativer Hinsicht lässt 
sich jedoch ein Anpassungsbedarf hinsichtlich eines modernen und leistungsfähigen 
Lebensmittelvollsortimenters feststellen. Versorgungslücken bestehen zudem in den 
räumlich abgesetzten Stadtteilen mit jeweils nur geringem Einwohnerpotenzial. Diese 
werden sich perspektivisch nicht schließen lassen. 
Der Entwicklungsrahmen für den Einzelhandel in Gransee bis zum Jahr 2030 beträgt 
rd. 3.200 qm Verkaufsfläche. Der Großteil hiervon entfällt auf den kurzfristigen Bedarfs-
bereich. Die ermittelten Verkaufsflächenspielräume sollten daher vornehmlich zur wei-
teren Qualifizierung der lokalen Nahversorgungsstruktur genutzt werden. 
Das künftige Standort- und Zentrenkonzept des Einzelhandels in Gransee weist mit 
dem historischen Stadtkern einen zentralen Versorgungsbereich im Sinne des § 34 
BauGB aus. Der zentrale Versorgungsbereich Historischer Stadtkern von Gransee ist 
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aufgrund seines geringen Einzelhandelsbesatzes und der vermehrten Leerständen 
entlang der zentralen Achse Rudolf-Breitscheid-Straße einzelhandelsseitig nur als ein-
geschränkt funktionsfähig zu beurteilen. (…) Die Privilegierten Nahversorgungsstan-
dorte (Aldi bzw. perspektivisch Edeka an der Berliner Straße, Netto an der Oranienbur-
ger Straße sowie Penny an der Templiner Straße) werden durch einen integrierten 
Standort für Nahversorgung geprägt und z.T. ergänzt durch einige wenige arrondie-
rende Angebote. 
Die grundsätzliche Entwicklungsstrategie richtet sich dabei auf das Leitprinzip „Kon-
zentration auf die bestehenden Standorte“ aus und stellt vor allem die Sicherung des 
historischen Stadtkerns von Gransee als tragender Einzelhandelsstandort durch die 
Konzentration verschiedener Einzelhandelsformate mit einem möglichst breiten Bran-
chen- und Sortimentsmix sowie einer hohen Multifunktionalität heraus. Demgegenüber 
sollen die Privilegierten Nahversorgungsstandorte eine wichtige Funktion bei der Si-
cherung der wohnortnahen Grundversorgung übernehmen. Ergänzende Funktionen 
und zentrenrelevanter Einzelhandel sind an diesen Standorten stark untergeordnet vor-
handen bzw. perspektivisch vorgesehen.“ 
Zum Planvorhaben wurden folgende Aussagen getroffen (S.101):  
„Zum Zeitpunkt der Erarbeitung des Konzepts besteht in der Stadt Gransee ein kon-
kretes Planvorhaben bzw. eine Anfrage zur Umstrukturierung eines bestehenden Ein-
zelhandelsstandorts. Dabei beinhaltet das Vorhaben mit der Erweiterung des Aldi-Le-
bensmitteldiscounter auf zukünftig rd. 1.050 qm Verkaufsfläche sowie die Ansiedlung 
eines Edeka-Verbrauchermarkts mit rd. 1.500 qm Verkaufsfläche an der Berliner 
Straße zwei Komponenten aus dem periodischen bzw. nahversorgungsrelevanten Ein-
zelhandel.* 
Vor dem Hintergrund der ermittelten Flächenpotenziale zwischen rd. 1.750 bis 1.950 
qm Verkaufsfläche im kurzfristigen bzw. nahversorgungsrelevanten Bedarf sowie einer 
bestehenden qualitativen Versorgungslücke im Stadtgebiet (kein Vollsortimenter im 
Stadtgebiet von Gransee) kann das Gesamtvorhaben im Sinne des Einzelhandels-kon-
zepts positiv eingeordnet werden. Mit der Realisierung des Gesamtvorhabens kommt 
es zu einer zukunftsfähigen Aufstellung sowie einer nachhaltigen Absicherung eines 
ausgewiesenen Privilegierten Nahversorgungstandorts. Gleichzeitig werden durch die 
Realisierung eines Vollsortimenters bestehende qualitative Defizite abgebaut und wei-
tere Abflüsse an umliegende Kommunen vermieden. Dem Standort ist sowohl durch 
den MIV als auch durch den ÖPNV eine gute ortstypische Erreichbarkeit zu konstatie-
ren.“ 

3.4 Verträglichkeitsgutachten (Auswirkungsanalyse) 
Im Rahmen des Bebauungsplans wurde für das Vorhaben eine Verträglichkeitsgutach-
ten - auch Auswirkungsanalyse genannt - erstellt, um wesentlichen Beeinträchtigungen 
der Nahversorgung in den Nachbargemeinden auszuschließen sowie strukturverträgli-
che Kaufkraftbindung im Gebiet der Stadt Gransee zu gewährleisten (vgl. Anhang 3b). 
Dieses kam zusammenfassend zu folgendem Ergebnis (Seite 61 f): 
„Am Standort Berliner Straße in der Stadt Gransee sind die Erweiterung eines bereits 
heute dort ansässigen ALDI-Lebensmitteldiscounters im Zuge eines Neubaus sowie 
die Neuansiedlung eines Edeka-Verbrauchermarkts (inkl. Bäckerei) vorgesehen. Dabei 
soll sich die Gesamtverkaufsfläche der beiden Betriebe auf rd. 2.550 qm belaufen, wo- 
von rd. 2.370 qm auf den periodischen bzw. nahversorgungsrelevanten Bedarfsbereich 
entfallen. Das Einzelhandelsvorhaben ist Teil der Entwicklung des Bahnhofsquartiers 
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Gransee, welche neben dem Einzelhandelsvorhaben noch die Errichtung von Ein- und 
Mehrfamilienhäusern vorsieht.  
Das Vorhaben soll über eine Bauleitplanung realisiert werden und war damit nach § 11 
Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 4, 8a und 11 BauGB, § 2 Abs. 2 BauGB und § 1 
Abs. 4 BauGB sowie den landes- und regionalplanerischen Kriterien zu beurteilen.  
In der Bewertung des Vorhabens ist Folgendes festzuhalten:  
Die sozioökonomischen Rahmenbedingungen für den Einzelhandel in der Stadt Gran-
see sind eher restriktiv zu bewerten: Neben einer zukünftig rückläufigen Einwohnerent-
wicklung in Gransee wirkt sich auch das unterdurchschnittliche einzelhandelsrelevante 
Kaufkraftniveau einschränkend auf die Entwicklungsperspektiven im Einzelhandel aus.  
Auf einer nahversorgungsrelevanten Verkaufsfläche (= zentrenrelevanter Einzelhandel 
für die Nahversorgung) von insgesamt knapp 6.000 qm innerhalb des prospektiven 
Einzugsgebiets werden rd. 27,6 Mio. € Umsatz generiert. Ein strukturprägender Le-
bensmittelvollversorger ist derzeit weder im Stadtgebiet von Gransee (= Zone 1) noch 
in den umliegenden Kommunen der Zone 2 angesiedelt, weshalb eine qualitative 
Schieflage zu Lasten der Vollsortimenter konstatiert werden kann. Dementsprechend 
weist die unterdurchschnittliche nahversorgungsrelevante Einzelhandelszentralität von 
rd. 75 % auf Kaufkraftabflüsse an Standortlagen außerhalb des Einzugsgebiets hin.  
Das Einwohnerpotenzial im Einzugsgebiet des Vorhabens beträgt im Jahr 2024 
rd. 11.200 Personen. Das vorhabenrelevante Nachfragepotenzial im Einzugsgebiet 
wird bis zur Marktwirksamkeit auf leicht etwa 64,8 Mio. € ansteigen, wovon rd. 36,8 
Mio. € auf den periodischen bzw. nahversorgungsrelevanten Bedarf entfallen.  
Für das Gesamtvorhaben ist von einem prospektiven Marktanteil innerhalb seines Ein-
zugsgebiets von insgesamt rd. 16 % auszugehen. Nach den Modellrechnungen ergibt 
sich daraus, unter zusätzlicher Berücksichtigung von Streuumsätzen, ein Umsatzpo-
tenzial von insgesamt rd. 10,7 Mio. €, davon rd. 10,0 Mio. € im periodischen bzw. nah-
versorgungsrelevanten Bedarf. Dies entspricht insgesamt einem Umsatzzuwachs ggü. 
dem status-quo (ALDI-Bestand) von rd. 6,8 Mio. €. Davon entfallen rd. 6,4 Mio. € auf 
den periodischen bzw. nahversorgungsrelevanten Bedarfsbereich.  
Die Umsatzumverteilungsquoten durch die Erweiterung des ALDI-Markts sowie die An-
siedlung des Edeka-Markts erreichen nach den Prognosen von Dr. Lademann & Part-
ner im Segment des periodischen Bedarfsbereichs Werte von im Schnitt knapp 9 % 
innerhalb des Einzugsgebiets. Damit wird der 10 %-Abwägungsschwellenwert unter- 
schritten. Ein Umschlagen der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen des Vorhabens in 
städtebauliche oder raumordnerische Wirkungen im Sinne einer Funktionsstörung der 
Nahversorgung sowie der zentralen Versorgungsbereiche kann ausgeschlossen wer-
den. Dem Beeinträchtigungsverbot wird das Vorhaben damit gerecht. Das gilt sowohl 
für Standort innerhalb als auch außerhalb des Einzugsgebiets.  
Darüber hinaus steht das Vorhaben in der Stadt Gransee auch mit den weiteren Krite-
rien aus dem LEP HR 2019 (dem Kongruenz-, dem Konzentrations- sowie dem städ-
tebaulichen Integrationsgebot) vollständig im Einklang. Ferner ist das Vorhaben mit 
den strategischen Zielsetzungen des Einzelhandelskonzepts der Stadt Gransee aus 
dem Jahr 2021 kompatibel.  
Das Vorhaben der Erweiterung eines bereits heute dort ansässigen ALDI-Lebensmit-
teldiscounters im Zuge eines Neubaus sowie die Neuansiedlung eines Edeka-Verbrau-
chermarkts (inkl. Bäckerei) ist daher verträglich und zulässig und stärkt einen 
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ausgewiesenen Privilegierten Nahversorgungsstandort sowie letztlich die verbraucher-
nahe Grundversorgung der Stadt Gransee.“ 
 
Hinweise der Industrie- und Handelskammer (IHK) aus der Stellungnahme vom 03. 
Februar 2023 zur Verträglichkeit des Vorhabens: 
„Die IHK Potsdam hat in Bezug auf die Planungen der Einzelhandelsnutzungen positiv 
bewertet, dass eine nachhaltige Aufwertung des Nahversorgungsangebotes und ins-
besondere die Schließung der qualitativen Angebotslücke mit dem Betriebstyp Lebens-
mittelvollsortimenter, der bislang nicht in der Stadt Gransee ansässig ist, angestrebt 
wird. (...) 
Gemäß den Aussagen in der Verträglichkeitsuntersuchung werden keine negativen 
städtebaulichen Wirkungen in der Stadt Gransee und den Kommunen im Umland durch 
das Planvorhaben induziert. Die im Rahmen der Auswirkungsanalyse ausgewiesenen 
Umverteilungsquoten liegen gemäß den vorgenommenen Berechnungen unterhalb 
des Schwellenwertes von 10 %, ab dem von negativen städtebaulichen Wirkungen 
auszugehen ist. Die gegenüber dem Vorentwurf erfolgte Reduzierung der Verkaufsflä-
chengrößen wird vor dem Hintergrund, dass auch mit nun reduzierten Verkaufsflächen-
größen recht hohe Umverteilungsquoten ausgewiesen wurden, ausdrücklich begrüßt. 
Die Umverteilungsquoten liegen gemäß vorliegendem Gutachten vielfach nah an dem 
10 %-Schwellenwert. Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei dem Schwellen-
wert um eine Regelvermutung handelt und negative städtebauliche Wirkungen bereits 
unterhalb des Schwellenwertes eintreten können.  
In der Stadt Gransee ist u.a. auf den Anbieter nah & gut hinzuweisen, der auch gemäß 
Auswirkungsanalyse, trotz seiner vergleichsweise geringen Verkaufsflächengröße, als 
Magnetbetrieb für die Innenstadt bezeichnet wird. Aufgrund der vielfach schwierigen 
Lage im Einzelhandel ist aus Sicht der IHK Potsdam besonders achtsam das inner-
städtische Einzelhandelsgefüge zu betrachten. Im Falle einer Betriebsaufgabe besteht 
die Gefahr zunehmender Abwärtstendenzen und der weiteren Zunahme der Leer-
standsquote im Zentrum. Auch die aktuelle landesweite Einzelhandelserfassung Bran-
denburg hat gezeigt, dass die Einzelhandelslandschaft im Amt Gransee und den Ge-
meinden in Bewegung ist. Die Betriebsanzahl ist in den Jahren von 2016 auf 2021 von 
55 auf 45 Betriebe gesunken, so dass innerhalb von 5 Jahren ein Rückgang der Be-
triebsstätten und annähernd 20 % vorlag. Künftig ist von einer Verschärfung dieser 
Entwicklung auszugehen. (...) Sofern Beeinträchtigungen für die Gewerbetreibenden 
in den Zentralen Versorgungsbereichen (als städtebaulich schützenswerte Bereiche) 
ausgeschlossen werden können, liegen seitens der IHK Potsdam derzeit keine weite-
ren Bedenken vor.“ 
Die seitens der IHK vorgebrachten Hinweise entsprechen keinen rechtlichen Einwän-
den gegen die Planung. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die angepasste Pla-
nung begrüßt wird. 
Da der nah & gut Betreiber ein eigenständiger Kaufmann ist, kann ein dauerhafter Er-
halt leider niemals „übergeordnet“ durch die zugehörige EDEKA-Gruppe oder gar durch 
die Stadt Gransee garantiert werden. Die Gutachterin zur Verträglichkeitsanalyse und 
des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Gransee gab in diesem Zusammenhang zu be-
denken, dass bei kleineren Märkten unabhängig von neugebauten Lebensmittelmärk-
ten im Umfeld immer die Gefahr einer selbstständig initiierten Schließung beispiels-
weise aufgrund eines Missverhältnisses aus Kosten für Mitarbeitergehalt oder übermä-
ßigen Energiekosten besteht. Der Lebensmittelmarkt nah & gut hat aufgrund seiner 
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Größe ein stark eingeschränktes Sortimentsangebot. Der Markt verfügt jedoch auch 
über eine andere Käufer-Zielgruppe. Hier kaufen vorwiegend direkte Anwohner aber 
auch die Vielzahl von Mitarbeiter der öffentlichen und privaten Arbeitgeber im Kern von 
Gransee ein. Der Markt kann und muss dementsprechend nicht gegen vorhandene 
oder geplante, größere Lebensmittelmärkte außerhalb des Zentrums konkurrieren, wo 
schon jetzt der umfangreiche Wochenendeinkauf durchgeführt wird. Diese Annahme 
wird durch die Verträglichkeitsanalyse gestützt. 

3.5 Bebauungsplan Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ 
Im dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 3 "Ortseingang Berliner Straße" aus dem 
Jahr 1993 (vgl. Anhang 7) ist im Norden eine Straßenverkehrsfläche mit innerliegenden 
Grünflächen festgesetzt. Südöstlich dieser Straßenverkehrsfläche ist ein Mischgebiet 
festgesetzt, in dem als Maß der baulichen Nutzung sowohl die Grundfläche baulicher 
Anlagen (GR) als auch die Grundflächenzahl (GRZ) ausgewiesen wird. In der Misch-
gebietsfläche befinden sich zudem verschiedene Pflanzmaßnahmen sowie eine mit 
Geh- und Leitungsrechten zu belastende Fläche.  
Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 21 treten die bisherigen 
Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 3 außer Kraft. 

3.6 UVP-Prüfung 
Die mit dem Bebauungsplan ermöglichten großflächigen Einzelhandelsbetriebe besit-
zen planungsrechtlich eine zulässige Geschossfläche von höchstens 7.000 qm (be-
grenzt durch die Baugrenzen). Gemäß Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung UVPG wird das Planvorhaben wie folgt zugeordnet: 
„18.6.1: Bau eines Einkaufszentrums, eines großflächigen Einzelhandelsbetriebes o-
der eines sonstigen großflächigen Handelsbetriebes im Sinne des § 11 Absatz 3 Satz 1 
der Baunutzungsverordnung, für den im bisherigen Außenbereich im Sinne des § 35 
des Baugesetzbuchs ein Bebauungsplan aufgestellt wird, mit einer zulässigen Ge-
schossfläche von 5 000 qm oder mehr“ 
Im Anhang 6 ist die erforderliche Allgemeine (bzw. standortbezogene) Vorprüfung des 
Einzelfalles gemäß UVPG durchgeführt worden. Im Ergebnis der Bewertung der Wirk-
faktoren und den möglichen Beeinträchtigungen ist festzustellen, dass bei Umsetzung 
der Kompensationsmaßnahmen mit der Umsetzung des Bebauungsplans keine ver-
bleibenden erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.   
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4. Planungskonzept 
4.1 Ziele und Zwecke der Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" verfolgt 
die Stadt Gransee folgende Planungsziele: 

• Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von groß-
flächigen Einzelhandelsbetrieben zur Nahversorgung 

• Sicherung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von Anla-
gen der Verwaltung sowie für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 

• Sicherung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Heizwerk 
• Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die die Errichtung von 

Verkehrsflächen, Fuß- und Radwege sowie einer Bushaltestelle 
• Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-

schutzes, der Landschaftspflege, des Immissionsschutzes und des Klimaschut-
zes 

4.2 Planungskonzeptionen 
Die Stadtverordnetenversammlung Gransee hat in ihrer Sitzung vom 17. Juni 2021 ge-
mäß § 28 Abs. 2 Kommunalverfassung den Rahmenplan und die Leitlinien für die Ent-
wicklung des Bahnhofsquartiers Gransee beschlossen. Diese bilden eine Grundlage 
für künftige Bebauungspläne insbesondere der Wohnbaulandentwicklung in der Stadt 
Gransee.   
Gemäß Rahmenplan zum Bahnhofsquartier ist im nordwestlichen Bereich großflächi-
ger Einzelhandel und im südöstlichen Bereich Wohnbebauung vorgesehen. Die Be-
bauung soll verschiedene bauliche Dichten aufweisen. In Abhängigkeit von der Eigen-
tumsstruktur soll sowohl mehrgeschossiger Wohnungsbau als auch untergeordnet Rei-
hen- und Doppelhäuser errichtet werden.  

  
Abb. 3 Rahmenplanung Bahnhofsquartier Gransee von 2021 (Urheber: Spath und Nagel) 
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 Abb. 4 und 5: Rahmenplanung und Leitlinien Bahnhofsquartier Gransee  

Das Quartier soll in mehreren Ausbaustufen errichtet werden. Derzeit wird von sechs 
Ausbaustufen mit einem Umsetzungszeitraum von 20 bis 25 Jahren ausgegangen. In 
den Ausbaustufen ergeben sich einzelne Herausforderungen, die sich im Wesentlichen 
auf die Lärmeinflüsse der Bundesstraße B 96 sowie der Bahnlinie und dem erforderli-
chen Verfahrensmanagement zurückführen lassen. Daher ist zunächst geplant die 
Ausbaustufen 1 und 2 zu realisieren. Die Umsetzung der nachfolgenden Planungs-
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stufen kann erst nach Abschluss der Ausbaustufen 1 und 2 sowie nach Lösung der 
Lärmherausforderungen stattfinden.  

  
Abb. 6: Planungskonzept zum Einzelhandel vom Oktober 2023 (Urheber: Planer an der Pankemühle) 

Die Anlieferung des Lebensmittelmarktes 1 (ALDI) erfolgt über die Südseite des Mark-
tes, die Anlieferung des Lebensmittelmarktes 2 (EDEKA) über die Westseite. 
In Verbindung mit den Lebensmittelmärkten ist die Errichtung von 146 PKW-Stellplät-
zen geplant. Die Fahrgassen der Stellplatzfläche sind entsprechend der Anforderungen 
für LKW hinsichtlich der Breite und der Kurvenradien dimensioniert. Zusätzlich werden 
Fahrradstellplätze angrenzend an den Eingangsbereichen zu den Märkten entstehen.  
Im gesamten Plangebiet ist das Anpflanzen einer Vielzahl von Bäumen sowie Solaran-
lagen auf dem Dach der Einzelhandelsmärkte geplant. 
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Abb. 7: Tiefbauplanung Stand November 2022 (Urheber IBW Ing.-Büro Weiland Gransee) 

Die Tiefbauplanung sieht neben Fahrbahnen, Zufahrten, Gehwegen auch Versicke-
rungsflächen / Regenrückhalteflächen sowie eine Bushaltestelle vor. 
Dabei ist auch ein Fuß- und Radweg geplant, der als Schulweg zwischen der Ober-
schule und dem Bahnhof Gransee fungieren soll. Zudem soll hier die Anbindung an die 
B96 neugeregelt werden. 
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5. Planinhalt 
5.1 Art der baulichen Nutzung 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans werden gemäß § 11 
BauNVO ein sonstiges Sondergebiet SO-1 mit der Zweckbestimmung „großflächiger 
Einzelhandel“ und ein sonstiges Sondergebiet SO-2 mit der Zweckbestimmung „Ver-
waltung, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke“ sowie gemäß § 9 Absatz 1 
Nummer 12 BauGB eine Versorgungsfläche festgesetzt.  
Für das sonstige Sondergebiet SO-1 werden in der textlichen Festsetzungen Nr. 1 a) 
und 1 b) die zulässigen Nutzungsarten bestimmt. Als Art der Nutzung sind Lebensmit-
telmärkte im Bereich "Markt 1" mit einer Verkaufsfläche von insgesamt höchstens 
1.050 qm und im Bereich "Markt 2" mit einer Verkaufsfläche von insgesamt höchstens 
1.500 qm zulässig. Es sind Schank- und Speisewirtschaften (wie Bäcker, Cafe, Imbiss) 
auf eine Grundfläche von insgesamt höchstens 200 qm zulässig. Weiterhin sind ein 
Werbepylon, Werbeanlagen (auch elektronisch) bis zu einer Höhe von 4,0 m, Fahnen-
maste, Einkaufswagenboxen, Post-Packstationen, Verkehrsflächen und Zufahrten, 
Fuß- und Radwege, Kfz-Stellplätze und Carports, Fahrradstellplätze sowie Nebenan-
lagen wie beispielsweise E-Ladesäulen, E-Bike-Ladestationen, Wertstoffsammelbe-
hälter, Ver- und Entsorgungsanlagen (einschließlich Wärmepumpen), Transformati-
onsstationen zulässig. Die Aufzählung ist nicht abschließend – es sind weitere Neben-
anlagen im Sinne des § 14 BauNVO zulässig. Eine Benennung aller möglichen Neben-
anlagen ist abschließend nicht möglich. Dass überhaupt relevante Nebenanlagen (bei-
spielhaft) aufgezählt werden, hat nur einen klarstellenden Charakter und soll als Ent-
scheidungsgrundlage bei möglichen fraglichen -jetzt nicht bekannten- sonstigen Ne-
benanlagen dienen. Des Weiteren soll deutlich die beabsichtige E-Mobilität Eingang in 
die Planung finden und so den Planungswillen der Stadt Gransee zu diesem Thema 
wiederspiegeln.  
Rechtlich ist stets die Verwendung des Plurals der zulässigen Nutzungen erforderlich. 
Auch wenn eine klarstellende Einschränkung auf jeweils nur einen Lebensmittelmarkt 
aufgrund des beabsichtigten Nutzungskonzeptes sinnvoll erscheint, sprechen doch fol-
gende Punkte dagegen: 
• Die Einschränkung auf jeweils einen Markt entspräche überwiegend einem vorha-

benbezogenen Bebauungsplan, was nicht Planungswille der Stadt Gransee ist. 
• Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich in der Zukunft ein Lebensmittelmarkt auf-

teilen kann bzw. ein „Shop im Shop“ eingefügt wird. Wenn sämtliche andere Fest-
setzungen (Art und Maß der baulichen Nutzung, Gesamtverkaufsfläche, Baugren-
zen usw.) weiterhin eingehalten werden, spräche städtebaulich oder landesplane-
risch nichts gegen eine solche Aufteilung, es müsste aber dennoch eine Änderung 
des Bebauungsplans geschehen, wenn dem Hinweis gefolgt wird. 

• Zur grundsätzlichen Vermeidung von „Windhundrennen“ wird in Fachurteilen/-lite-
ratur stets die Verwendung der Pluralform von zulässigen Nutzungsarten empfoh-
len. 

Es ist geplant, dass (mindestens) eine Lebensmitteldiscounter sowie auch ein Lebens-
mittelvollsortimenter angesiedelt bzw. erweitert werden. Die Bezeichnung „Lebensmit-
telmarkt“ deckt die vielfältigen Begriffe in der Fachliteratur oder Umgangssprache für 
solche Märkte (Supermarkt, Discounter, Vollsortimenter, Verbrauchermarkt, Einzelhan-
del...) ausreichend bestimmt ab. Eine Zuordnung der auf einzelne Sortimente be-
schränkten Betriebstypen auf die Teil-Sondergebiete „Markt 1“ oder „Markt 2“ ent-
spricht einem vorhabensbezogenen Bebauungsplan, was nicht Planungswille der Stadt 
Gransee ist. Die festgesetzte Zuordnung der zulässigen Verkaufsfläche zu den Teil-
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Sondergebieten „Markt 1“ und „Markt 2“ dient der Gliederung in Hinsicht auf die lan-
desplanerischen Festlegungen zum großflächigen Einzelhandel sowie der Klarstellung 
einer zwingenden Unterteilung von (mindestens zwei) unterschiedlichen Märkten und 
ist noch mit einem Angebotsbebauungsplan vereinbar.  
In den Lebensmittelmärkten sind auf mindestens 90 % der Verkaufsfläche "zentren- 
und nahversorgungsrelevante Sortimente" der Sortimentsliste Gransee gemäß Fort-
schreibung des Einzelhandelskonzepts, Stand November 2021, zulässig. Es können 
auf höchstens 10 % der Verkaufsfläche "zentrenrelevante Sortimente" der Sortiments-
liste Gransee angeboten werden. Zudem sind nicht-zentrenrelevante Sortimente zu-
lässig. Die Festsetzungen zur maximalen Verkaufsfläche sowie zu den Gewichtungs-
anteilen der anzubietenden Sortimente werden aus den landesplanerischen Vorgaben 
des Landesentwicklungsplans Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg abgeleitet. 
Im Sonstigen Sondergebiet SO-2 sind gemäß der textlichen Festsetzungen Nr. 1 b) 
Anlagen der Verwaltung sowie Anlagen für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwe-
cke zulässig. Weiterhin sind ein Funkmast, Verkehrsflächen und Zufahrten, Fuß- und 
Radwege, Garagen (inkl. Carports) und Kfz-Stellplätze, Fahrradstellplätze sowie Ne-
benanlagen wie beispielsweise E-Ladesäulen, E-Bike-Ladestationen, Wertstoffsam-
melbehälter, Ver- und Entsorgungsanlagen (einschließlich Wärmepumpen), Transfor-
mationsstationen zulässig. 
Versorgungsflächen, einschließlich der Flächen für Anlagen und Einrichtungen dienen 
der dezentralen und zentralen Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, 
Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung. Mit der 
zeichnerisch festgesetzten Zweckbestimmung „Wärme, Heizwerk“ soll das bereits bau-
ordnungsrechtlich genehmigte Heizwerk (Holzpellets, Hackschnitzel) an dieser Stelle 
auch planungsrechtlich gesichert werden. 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 
In der Planzeichnung wird das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 16 Abs. 2 BauNVO 
durch die Grundflächenzahl (GRZ) sowie durch die Höhe baulicher Anlagen bestimmt. 

 Grundflächenzahl (GRZ) 
Für die sonstigen Sondergebiete SO-1 und SO-2 wird eine GRZ von 0,8 festgesetzt. 
Damit dürfen höchstens 80 % des sonstigen Sondergebietes durch bauliche Anlagen 
überdeckt werden. Der gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO festgelegte Orientierungswert für 
sonstige Sondergebiete wird damit ausgeschöpft. Eine weitere Überschreitung der 
GRZ nach Maßgabe des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO nicht möglich. 
Höhe baulicher Anlagen 
In den sonstigen Sondergebieten wird die zulässige Höhe der baulichen Anlagen als 
Höchstwert einheitlich im Deutschen Höhenhauptnetz (DHHN 2016) bis zur Oberkante 
(OK) der Gebäude festgesetzt und gewährleistet damit eine ausgeglichene Höhenent-
wicklung im Gebiet. 
Die Höhe wird auf maximal 64,0 m über Normalhöhennull (NHN) festgesetzt und ent-
spricht auf dem vorhandenen Geländeniveau (durchschnittlich etwa 54,0 m über NHN) 
einer tatsächlichen maximalen Gebäudehöhe von 10,0 m über Gelände.  
Eine Überschreitung der Höhe baulicher Anlagen ist gemäß textlicher Festsetzung 
Nr. 2 a) für technische Dachaufbauten wie Antennen, Schornsteine, Lüftungsanlagen 
sowie Anlagen zur regenerativen Energiegewinnung möglich. 
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Innerhalb des sonstigen Sondergebietes SO-1 „großflächiger Einzelhandel“ ist die Er-
richtung von zwei Werbepylonen mit einer Höhe von maximal 63,0 m über NHN zuläs-
sig (textliche Festsetzung Nr. 2 b) und zeichnerische Festsetzung). Da für den Werbe-
pylon A an der Berliner Straße der Standort aufgrund der parallellaufenden Tiefbau- 
und Grünplanung in diesem Bereich noch nicht abschließend bestimmbar ist, sind hier 
zwei mögliche Flächen zeichnerisch festgesetzt, wovon aber nur eine letztendlich „ge-
nutzt“ werden kann. Das Aufstellen eines Werbepylons dient der Sichtbarkeit des Nah-
versorgungsangebotes von der Berliner Straße aus, da sich die Gebäude hinter Bäu-
men befindet. Bei der festgesetzten Höhe von etwa 10 m über Gelände ist keine we-
sentliche Beeinträchtigung des Ortsbildes zu erwarten. Es gelten die bauordungsrecht-
lichen Abstandsflächen. Ein Ausschluss von verkehrstechnischen Sichtbeeinträchti-
gungen durch diesen Werbepylon wird im Zuge der Baugenehmigung berücksichtigt. 
Innerhalb des sonstigen Sondergebietes SO-2 „Verwaltung, kulturelle, soziale und ge-
sundheitliche Zwecke“ ist gemäß des Bestands ein Funkmast mit einer Höhe von ma-
ximal 95,0 m über NHN zulässig, also etwa 40 m über Gelände (textliche Festsetzung 
Nr. 2 d und zeichnerische Festsetzung). Für Antennenaufsätze sind in der Höhe noch 
10 m zusätzlich möglich. An dieser Stelle ist bereits ein Funkmast mit dieser Höhe 
vorhanden und soll planungsrechtlich gesichert werden. Sollte in Zukunft hier kein 
Funkmast mehr erforderlich, kann dieser Bereich durch Hauptanlagen der sonstigen 
Sondergebietes SO-2 überbaut werden, da dieser innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche liegt. 
Das Landesamt für Bauen und Verkehr (Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-
Brandenburg) hat mit Stellungnahme vom 26. Januar 2023 zum vorherigen Entwurf 
des Bebauungsplanes (hier war noch keine Festsetzung eines Funkmastes vorgese-
hen), folgendes mitgeteilt:  
„Das Plangebiet liegt außerhalb der Platzrunde und des westlichen An- und Abflugsek-
tors. Eine Beeinträchtigung ziviler luftfahrtrechtlicher Belange oder Beeinträchtigung 
des Flugbetriebes am SLP Gransee sind durch die geplanten Festsetzungen im Ent-
wurf des Bebauungsplans Nr. 21 „Einzelhandel Berliner Straße" der Stadt Gransee 
(Stand: 16.12.2022) nicht zu erwarten. Das Plangebiet liegt ebenfalls außerhalb von 
Schutzbereichen ziviler Flugsicherungsanlagen (Vgl. § 18a LuftVG).  (...)  
Der Vollständigkeit halber weise ich bereits hier darauf hin, dass sich die Genehmi-
gungspflicht auch auf temporäre Luftfahrthindernisse erstreckt, D. h. der Einsatz von 
Baugeräten/Kränen/Bauhilfsmitteln ist stets durch die das Baugerät betreibende Firma 
bei der zuständigen zivilen Luftfahrtbehörde rechtzeitig zu beantragen.“ 

5.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 
Im Bebauungsplan wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB die überbaubare Grundstücks-
fläche festgesetzt. Die Festsetzung einer Bauweise ist im Bebauungsplan nicht zwin-
gend erforderlich und soll an dieser Stelle aufgrund der eher atypischen Bauweise der 
geplanten Nutzungen nicht vorgeben werden. 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen (Baufeld) gemäß § 23 
BauNVO festgelegt. Innerhalb der Baugrenzen ist die Errichtung von Hauptanlagen 
zulässig. 
Nach § 23 Absatz 5 BauNVO können auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
Nebenanlagen (beispielhafte Bestimmung in der textlichen Festsetzung Nr. 1 a und 1c) 
zugelassen werden. Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht 
in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können. 



Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße“, Stadt Gransee  
Begründung (Entwurf) 19. Oktober 2023 

 

 
Seite 24 

In der zeichnerisch festgesetzten Fläche für Nebenanlagen "Wertstoffsammelbehälter" 
sind bauliche Anlagen zur Abfallbeseitigung zulässig (textliche Festsetzung Nr. 2 b). 
Die Stadt Gransee plant die Aufstellung verschiedener öffentlich zugänglicher Wert-
stofftonnen, welche hier platziert werden sollen. Grundsätzlich sind Abfallbehälter 
(Mülltonnen) beispielsweise zur Entsorgung des anfallenden Mülles aus den Lebens-
mittelmärkten aber auch in anderen Teilen des Sondergebietes zulässig. 

5.4 Verkehr 
Straßenflächen 
Im Plangebiet werden Verkehrsflächen festgesetzt, welche auf Grundlage der parallel-
laufenden Tiefbauplanung zum Knotenbereich zur Berliner Straße festgelegt wurden 
(vgl. Anhang 5). Die öffentlichen Straßenverkehrsflächen verfügen über eine Breite von 
15 m (Planstraße A) sowie überwiegend 10 m (Planstraße B). Diese Breite ermöglicht 
die grundsätzlich die Unterbringung der Fahrbahn, Straßenbegleitgrün, Versickerungs-
anlagen, Gehwege, einzelnen öffentlichen Parkplätzen sowie sonstige verkehrliche 
Nebenanlagen. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche wird im Rahmen der Ausfüh-
rungs- und Genehmigungsplanung festgelegt und ist nicht Gegenstand des Bebau-
ungsplanes.  
Der zuständige Straßenbaulastträger der Berliner Straße B 96 (Landesbetrieb Stra-
ßenwesen) wird im Planverfahren beteiligt. 
Die Festsetzung der Planstraße B bereitet bereits planungsrechtlich die Erschließung 
der künftig südlich angrenzen Wohngebiete vor.  
Während der gesamten Bauphase zur Errichtung der geplanten Erschließungsstraßen 
ist sicherzustellen, dass die Rettungswache (RTW) sowie das Feuerwehr-Technische-
Zentrum (FTZ) durchgehend erreichbar ist (24 Stunden/Tag, 7 Tage/Woche). Die Er-
schließungsstraße ist so anzulegen, dass ab- oder zufahrende Rettungswagen in kei-
ner Weise durch den Verkehr vom Wohngebiet oder dem Sondergebiet „Großflächiger 
Einzelhandel“ behindert werden (z. B. keine Bepflanzung des Mittelstreifens der Er-
schließungsstraße). 
Zufahrten 
Das Sonstige Sondergebiet soll durch eine etwa 15,0 m breite Zu- und Abfahrt an die 
Planstraße A erschlossen werden. Die Erschließung ist somit problemlos für Lastkraft-
wagen, Entsorgungs- und Rettungsfahrzeuge befahrbar. Eine Reduzierung der Zu-
fahrtsbreite ist aufgrund der erforderlichen Schleppradien für den Lieferverkehr nicht 
möglich. Um ein Nebeneinander-Aufstellen der PKW zu verhindern, werden in der Zu-
fahrt mittig Aufpflasterungen errichtet.  
Die zeichnerische Festsetzung der Zufahrtsbereiche ist an dieser Stelle nicht zwingend 
erforderlich und wird im Sinne der planerischen Zurückhaltung nicht aufgenommen. Es 
ist nicht ausgeschlossen, dass die Zufahrt(en) zu den Märkten künftig verändert wer-
den, beispielweise weil eine Umstrukturierung der Stellplatzanlage stattfindet. Da die 
Planstraße A eine Nebenstraße darstellt, ist die jetzig geplante Lage der Zufahrten 
(eine für PKW, eine für Anlieferung) sowie auch mögliche Veränderungen in der Zu-
kunft grundsätzlich nicht mit einem erheblichen Konfliktpotenzial verbunden, sodass 
auf Ebene des Bebauungsplanes hier kein „vorsorglicher“ Regelungsbedarf besteht.  
Die festgesetzte Baugrenze liegt etwas über der (derzeit) geplanten Zufahrt. Dies ist 
planungsrechtlich nicht fehlerhaft. Ein im gewissen Umfang vergrößertes Baufeldes 
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soll möglich kleinere Umbaumaßnahmen in der Zukunft (bspw. Vordach o.ä.) ohne Än-
derung des Bebauungsplanes ermöglichen. 
Stellplätze 
Im sonstigen Sondergebiet sollen laut aktuellem Planungskonzept 146 Stellplätze er-
richtet werden, gemäß textlicher Festsetzung Nr. 3 sind mindestens 140 erforderlich, 
wovon mindestens 65 auf Markt 1 und mindestens 75 auf Markt 2 entfallen. 
Im Bebauungsplan wird eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Park-
plätze“ festgesetzt. Es ist geplant, dass diese Fläche vorwiegend als ergänzender 
Parkplatz für die künftig geplanten, südöstlichen Wohngebiete zur Verfügung steht. 
Eine textliche Festsetzung zur Bestimmung, welche Autos den ggf. öffentlichen Park-
platz künftig nutzen werden / dürfen, ist nicht erforderlich und zudem rechtlich nur 
schwer zulässig. Der Anlass der Planung (künftige Schaffung von Wohngebieten + All-
gemeiner Stellplatzmangel in umliegenden Wohngebieten) genügt aus, um im Bebau-
ungsplan eine Fläche planungsrechtlich zu sichern.  
Sonstige verkehrliche Belange 
Das Ingenieurbüro IBW hat neben der Straßenplanung im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes mit entsprechend Umgestaltung des Knotenpunktes zur B96 auch die Pla-
nung eines Gesamtradweges an der B96 sowie die Planung zur Schulwegsicherung 
und der Haltstellen des ÖPNVs erarbeitet. Dies erfolgte unter stetiger Einbeziehung 
und Bestätigung durch den Landesbetrieb Straßenwesen sowie des Bauamtes der 
Stadt Gransee. Zeichnerische Festsetzungen der Flächen für den Straßenverkehr oder 
für Rad- und Fußwege wurden innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplan 
Nr. 21 dementsprechend nur „nachgeführt“. Weiterführende Straßen- und Wegeverbin-
dungen, Überwege, entsprechende Verkehrszeichen u.ä. sind in der konkreten und 
umfänglichen Ausführungsplanung enthalten, welche dem Landkreis Oberhavel eben-
falls im Rahmen der Genehmigung der entsprechenden Tief- oder Hochbaubaupla-
nung vorgelegt wird. Die Erschließungsplanung beinhaltet dabei auch die Entwässe-
rungs- bzw. Versickerungsplanung. 
Dass sich bei der Planung des Knotenpunktes gegen einen Kreisverkehr entscheiden 
wurde, ist auch der Argumentation aus dem Anhang 5 zur Begründung (Verkehrsgut-
achten Knotenpunkt vom 25.1.2021) zu entnehmen. 
Da die Einteilung der Verkehrsflächen nicht Gegenstand des Bebauungsplanes ist, ist 
eine entsprechende Vermaßung der Schutzstreifen oder ähnliches nicht erforderlich. 
Die Festsetzung von Verkehrsschildern ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes, 
sondern der nachgelagerten Planung. 

5.5 Grünordnerische Festsetzungen 
Eine textliche Festsetzung zur Verwendung wasser- und luftdurchlässigen Materialien 
für Stellplätze / Parkplätze ist aufgrund der möglichen Überfahrung von Schwerlastver-
kehr nicht möglich, da ohne Betonunterbau diese Flächen absacken können. 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
Für das Sonstige Sondergebiet "Großflächiger Einzelhandel" wird festgesetzt, dass je 
angefangene sechs PKW-Stellplätze ein Baum zu pflanzen ist (siehe textliche Festset-
zung Nr. 4 b). Hierdurch soll ein gewisser Grüncharakter im Gebiet gewahrt werden. 
Die Baumpflanzungen können sowohl zwischen den Stellplätzen als auch in den Rand-
bereichen des Baugebietes umgesetzt werden. Bei einer Stellplatzanzahl von 146 
Stellplätzen sind demnach 25 Bäume zu pflanzen. 
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Es wird zeichnerisch eine Fläche zum Anpflanzen Bäumen, Sträuchern und sonstiger 
Bepflanzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB festgesetzt sowie weitere Regelungen 
Bepflanzungen getroffen (textliche Festsetzung Nr. 4 a). Die Anpflanzung dient auch 
dem Ausgleich (vgl. Kap. 6.4.3.3). Die im Vorentwurf des Bebauungsplanes festgelegte 
Pflanzliste wurde gestrichen, da nicht abschließend rechtssicher eine städtebauliche, 
landschaftsplanerische oder biologische Begründung gefunden werden kann, warum 
nur ausgewählte Bäume verwendet werden sollen. Dies betrifft auch eine oft ge-
wünschte Eingrenzung auf „klimafreundliche“ Bäume. Für die textlich festgesetzten 
Pflanzungen wird auf die Verwendung gebietseigene Gehölze aus dem Vorkommens-
gebiet 2.1 Ostdeutsches Tiefland gemäß dem Erlass „Verwendung gebietseigener Ge-
hölze bei der Pflanzung in der freien Natur“ des Ministeriums für Landwirtschaft, Um-
welt und Klimaschutz vom 2. Dezember 2019 verwiesen. 
Dachgestaltung 
Die Dächer baulicher Hauptanlagen im Geltungsbereich sind gemäß textlicher Festset-
zung Nr. 5 mit Anlagen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, 
Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung auszustat-
ten. Die TF Nr. 5 spiegelt den grundsätzlichen Willen der Stadt Gransee wieder, zur 
Verbesserung des Klimaschutzes den überwiegenden Teil der Dachflächen verpflich-
tend durch Anlagen für erneuerbare Energien oder KWK zu nutzen. Eine verpflichtende 
(auf die Zukunft gerichtete) Konkretisierung auf bestimmte Arten ist aufgrund der sich 
stets verändernden Fachgesetze, der technischer Wirksamkeit von Anlagen oder von 
Lieferproblemen usw. nicht ohne Weiteres möglich. Zum Zeitpunkt der Bauantragsstel-
lung wird eine hinreichende Konkretisierung vorgelegt. Nach derzeitigem Stand sind 
Photovoltaik-Anlagen auf dem Dach der Märkte geplant. Die Vorhabenträger stimmen 
dieser Planung zu und gehen von einer wirtschaftlichen Verwertung der gewonnenen 
Energie aus. Die wirtschaftliche Vertretbarkeit der städtebaulichen Regelung ist damit 
gegeben. 
Grünflächen / Versickerung 
Es wurden insgesamt fünf Grünflächen, vier mit den Zweckbestimmungen „öffentliche 
Grünanlage“ und eine mit „Regenwasserrückhaltung“ festgesetzt. Gemäß textlicher 
Festsetzung Nr. 2b ist als bauliche Anlage ein Werbepylon zulässig (vgl. Kap. 5.2). Im 
Bodengutachten (Anhang 4) sind nähere Aussagen zur Bodenart und zur Versicke-
rungsfähigkeit zu finden. Ein Versickerungskonzept wird im Rahmen der jeweiligen 
Bauanträge bearbeitet, welches entsprechend der Fachgesetze auch Starkregenereig-
nisse berücksichtigt. Im Bebauungsplan wurden auf Grundlage des Entwurfsstandes 
des Versickerungskonzepts „vorsorglich“ eine zeichnerische Festsetzung getroffen (rd. 
1.200 große Grünfläche „Regenwasserrückhaltung“), falls eine Versickerung nicht oder 
nicht ausreichend auf dem Grundstück selbst möglich ist. Grundsätzlich ist der ab-
schließende Nachweis der Versickerung erst auf Ebene der Baugenehmigung zu er-
bringen. Im Bebauungsplan sind hierfür bereits Flächen für die Rückhaltung, falls die 
Versickerung auf dem Baugrundstück nicht vollständig umzusetzen ist, vorbehalten 
(Grünfläche „Regenwasserrückhaltung“). 

5.6 Immissionsschutz 
Für die geplanten baulichen Anlagen der Verwaltung sowie für kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke ist auf Ebene des Bebauungsplans keine schalltechnische Un-
tersuchung erforderlich, da diese Anlagen auch in einem Wohngebiet zulässig wären 
und somit kein grundsätzlicher Störungseffekt zu erwarten ist. 



Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße“, Stadt Gransee  
Begründung (Entwurf) 19. Oktober 2023 

 

 
Seite 27 

Für den geplanten großflächigen Einzelhandel ist zur Wahrung der allgemeinen Anfor-
derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und zur Vermeidung erhebliche 
Beeinträchtigungen der benachbarten bzw. zukünftige neugeplanten Wohnnutzungen 
südlich des Plangebiets ein schalltechnisches Gutachten erstellt worden (vgl. Anhang 
2). Das Gutachten kommt auf S. 31 zu folgendem Ergebnis: 
„In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung wurden die Beurteilungspegel 
der zu erwartenden gewerblichen schalltechnischen Immissionen auf die Nachbar-
schaft, ausgehend von der Vorbelastung im Untersuchungsgebiet und der Zusatzbe-
lastung durch das BV, ermittelt und TA Lärm beurteilt.  
Die ermittelten Beurteilungspegel des Gewerbelärms führen an allen Immissionsorten 
zu keinen Überschreitungen der Immissionsrichtwerte nach TA Lärm. Für die Einzel-
handelsmärkte wurden folgende Ansätze berücksichtigt:  
- Discounter mit 1.050 m2 Netto-Verkaufsfläche  
- Vollsortimenter mit 1.500 m2 Netto-Verkaufsfläche  
- In den Märkten ist ein Backshop mit 40 m2 Netto-Verkaufsfläche integriert.  
- Öffnungs- und Anlieferungszeit: werktags 06.00 – 22.00 Uhr  
- Brötchenverkauf an Sonn- und Feiertagen durch den Back-Shop von 07.00 – 12.00 

Uhr  
- Anlieferungen nur werktags in der Zeit von 06.00 – 22.00 Uhr:  

• Discounter: 4 Lkw pro Tag, davon 1 Kühl-Lkw  
• Vollsortimenter: 10 Lkw pro Tag, davon 2 Kühl-Lkw  
• Backshop: 2 Klein-Lkw  

- Die Lieferrampen des Discounters und des Vollsortimenters sind als Innenrampen 
(Torranddichtungen und stationäre Überladebrücke) ausgeführt.  

- haustechnische Anlagen  
Für das Heizhaus wurden keine relevanten Schallabstrahlungen über die Außenbau-
teile angenommen. Relevante Geräuschemittenten sind die Mündung des ca. 8m ho-
hen Abgasschornsteins (Schallleistungspegel: LWA = 70 dB(A)) sowie die Anlieferung 
von Brennmaterial (Hackschnitzel) durch einen Lkw im Tagzeitraum.  
Als Vorbelastung wurde das Feuerwehrtechnische Zentrum (FTZ) mit flächenbezoge-
nen Schallleistungspegeln tags von L‘‘WA,tags = 60 dB(A)/m2 und nachts von 
L‘‘WA,nachts = 45 dB(A)/ m2 berücksichtigt, mit denen an der nächstgelegenen Be-
standbebauung die Immissionsrichtwerte eingehalten werden.“ 
Die Aufnahme von textlichen Festsetzungen im Bebauungsplan ist nicht erforderlich. 
Das Landesamt für Umwelt hat gemäß Stellungnahme vom 26. Januar 2023 der Pla-
nung immissionsschutzrechtlich zugestimmt: 
„Teil der vorliegenden Unterlagen ist die Schalltechnische Untersuchung Nr. 20913-3 
des Büros SAB Scholz Akustikberatung vom 09.11.2022. Mit den vorliegenden Unter-
lagen wurden die immissionsschutzrechtlichen Belange ausreichend ermittelt und be-
wertet. Ein Konflikt zwischen den Nutzungen, der auf der Ebene des Bebauungsplanes 
zu lösen ist, ist nicht zu erwarten.  
Hinweis: Im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren ist der Schutz vor schädlichen 
Umwelt-einwirkungen, ggf. mit Maßnahmen der Minderung u.a. durch betriebsorgani-
satorische Maßnahmen darzulegen.“ 
Die im Vorentwurf textlich und zeichnerisch festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete 
wurden im weiteren Planverfahren aus dem Bebauungsplan entfernt, da zuerst 
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gestalterische Belange stadtintern geklärt werden sollen. Um das vorrangige Planungs-
ziel der Schaffung des großflächigen Einzelhandels zur Nahversorgung zügig zu errei-
chen, werden die Allgemeinen Wohngebiete in einem späteren, getrennten Bebau-
ungsplanverfahren festgesetzt werden, wobei dann auch Belange des Schallschutzes 
für diese Wohngebäude abschließend geklärt wird. Im vorliegenden schalltechnischen 
Gutachten zum Bebauungsplan wurden dafür schon Vorschläge für mögliche textliche 
Festsetzungen im künftigen Wohngebiet getroffen, welche gemäß der Stellungnahme 
des Landesamts für Umwelt vom 19. Januar 2022 eine geeignete Maßnahme darstel-
len. 

5.7 Flächenübersicht 
Tab. 1: Flächenübersicht zu Bestand und Planung 

Fläche Bestand in ha Planung in ha 

Räumlicher Geltungsbereich 2,95 

Landwirtschaftsfläche / Brachfläche 1,09 0 

Grünfläche (an der B 96) 0,16 0,21 

Bestehender Einzelhandel bzw. SO-1 0,92 1,46 

Bestehende Feuerwache / Verwaltung bzw. SO-2 0,62 0,62 

Öffentliche Verkehrsfläche 0,16 0,43 

Verkehrsfläche bes. Zweckbest. „Fuß- und Radweg“ 0 0,06 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbest. „Parkplatz“ 0 0,05 

Versorgungsfläche (Heizwerk) 0 0,10 

Werte gerundet  
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6. Umweltbericht 
6.1 Einleitung 

6.1.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bebauungsplanes  
Planungsziel und Anlass der Aufstellung des Bebauungsplanes ist die Erweiterung ei-
nes bestehenden Einzelhandelsstandortes mit einem Discounter auf zwei Lebensmit-
telmärkte. Des Weiteren sollen im Plangebiet gemäß dem Rahmenplan der Stadt Gran-
see eine Erschließung für zukünftige Wohnbauflächen, ein Heizwerk, eine Stellplatz-
anlage sowie eine neugestaltete Straßenverkehrsanbindung an die Berliner Straße 
entstehen. Das vorhandene Gelände des Feuerwehrtechnischen Zentrums des Land-
reises Oberhavel wird als Sondergebiet für Verwaltung, kulturelle, soziale und gesund-
heitliche Zwecke festgesetzt. 
Für den nördlichen Teil des Plangebiets besteht der rechtskräftige Bebauungsplan 
Nr. 3 der Stadt Gransee „Ortseingang Berliner Straße“. Dieser wird teilweise durch den 
in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" über-
lagert. Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 2,95 ha. 
Das Planverfahren wird im Regelverfahren nach §§ 2, 3, 4 und 4a Baugesetzbuch 
(BauGB) durchgeführt. Zeitgleich und zugehörig werden der erforderliche Umweltbe-
richt gemäß § 2a BauGB, die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz und die spezielle artenschutz-
rechtliche Prüfung erarbeitet. Mit dem Aufstellungsbeschluss der Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Gransee vom 17. 06. 2021 wurde das Verfahren förmlich einge-
leitet. Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren 
geändert. 
Als Art der baulichen Nutzung wird gemäß § 11 BauNVO ein sonstiges Sondergebiet 
mit der Zweckbestimmung „Großflächiger Einzelhandel“ festgesetzt. 
Für das sonstige Sondergebiet (SO-1) sind der Nahversorgung dienende Lebensmit-
telmärkte zulässig. Die maximal zulässige Verkaufsfläche liegt bei 1.050 m² (Markt 1 - 
Discounter) und 1.500 m² (Markt 2 - Vollversorger). Zudem sind Schank- und Speise-
wirtschaften auf eine Grundfläche von insgesamt höchstens 200 qm, ein Werbepylon, 
Werbeanlagen, Post-Packstationen, Verkehrsflächen und Zufahrten, Fuß- und Rad-
wege, Kfz-Stellplätze und Carports, Fahrradstellplätze sowie Nebenanlagen wie bei-
spielsweise E-Ladesäulen, E-Bike-Ladestationen, Wertstoffsammelbehälter, Ver- und 
Entsorgungsanlagen sowie Transformationsstationen zulässig. Die Grundflächenzahl 
(GRZ) ist mit dem Maximalwert von 0,8 festgesetzt. Damit dürfen höchstens 80 % des 
sonstigen Sondergebietes durch bauliche Anlagen überdeckt werden. Die Baugrenzen 
sind als erweiterte Baukörperausweisung für die Lebensmittelmärkte festgesetzt. Die 
zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist mit maximal 64,0 m über Normalhöhennull 
(NHN) im DHHN festgesetzt. Gemäß vorhandenen Geländeniveau (ca. 54,0 m über 
NHN) ergibt sich eine maximale Werbepylon- und Gebäudehöhe von ca. 10,0 m über 
Gelände. Eine Überschreitung dieser Höhe für technische Dachaufbauten ist möglich. 
Für das sonstige Sondergebiet (SO-2) sind als künftige Nutzungen Verwaltung, kultu-
relle, soziale und gesundheitliche Zwecke zulässig. Die Grundflächenzahl (GRZ) ist 
ebenfalls mit dem Maximalwert von 0,8 festgesetzt. Die bestehenden baulichen Anla-
gen überdecken bereits 65 % (4.010 m²) des Baufeldes. Insgesamt dürfen durch die 
Festsetzung weitere 15 % (918 m²) bzw. insgesamt höchstens 80 % (4.928 m²) des 
sonstigen Sondergebietes durch bauliche Anlagen überdeckt werden. Die Baugrenzen 
sind mit einem umlaufenden Abstand von 3 m von der Baufeldgrenze festgesetzt. Die 
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zulässige Höhe der baulichen Anlagen ist mit maximal 64,0 m über Normalhöhennull 
(NHN) im DHHN festgesetzt. Gemäß vorhandenen Geländeniveau (ca. 55,0 m über 
NHN) ergibt sich eine maximale Gebäudehöhe von ca. 9,0 m über Gelände. Ausge-
nommen davon ist der vorhandene Funkmast mit einer zulässigen Höhe von etwa 
40,0 m über Gelände. 
Die gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 12, 14 BauGB festgesetzten Versorgungsflächen 
dienen der Zweckbestimmung Wärme und Heizwerk. Eine GRZ ist für die Versorgungs-
flächen nicht festgesetzt. Parallel zum Bebauungsplanverfahren erfolgte ein Bauge-
nehmigungsverfahren für die Errichtung einer Energiezentrale mit den erforderlichen 
Nebenanlagen. Die geplante Vollversiegelung beträgt 573 m².  
Die Erschließung erfolgt über neu geplante öffentliche Verkehrsflächen. Das Sonder-
gebiet wird über die Planstraße A erschlossen. Für die Erschließung der Versorgungs-
fläche, für die Anbindung an das bestehende nördlich angrenzende Wohngebiet und 
für die gemäß Rahmenplan der Stadt Gransee zukünftigen Wohnbauflächen außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wird die Planstraße B festgesetzt. Diese 
bindet im Norden an die Straße des Friedens an. 
Die ebenfalls neu geplanten Stellplätze im Bereich der Versorgungsflächen und ein 
bestehender Fuß- und Radweg parallel zur Berliner Straße (B 96) sind als Verkehrs-
flächen besonderer Zweckbestimmung festgesetzt.  
Zur Durchgrünung des Gebietes sind planintern eine Fläche zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung sowie Baumpflanzungen auf den Stell-
platzanlagen festgesetzt. Die Grünflächen im Bereich der Berliner Straße werden in 
ihrem Bestand gesichert und als Öffentliche Grünfläche festgesetzt. Ergänzend sind 
planextern Kompensationsmaßnahmen umzusetzen. 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird die Bestandsversiegelung von 
ca. 11.914 m² auf ca. 21.865 m² erhöht. Es ergibt sich ein maximales Eingriffspotential 
von 9.951 m² versiegelter Fläche. 

6.1.2 Umweltschutzziele aus übergeordneten Gesetzen und Planungen und ihre Be-
rücksichtigung 
Baugesetzbuch (BauGB) 
Gemäß § 2 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) erfordert die Aufstellung, Änderung 
oder Ergänzung von Bauleitplänen generell die Durchführung einer Umweltprüfung und 
die Erstellung eines Umweltberichts. Im Rahmen der Umweltprüfung sind die voraus-
sichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen des Bauleitplans zu ermitteln, zu be-
schreiben und zu bewerten. Der Umweltbericht ist gemäß § 2a BauGB als gesonderter 
Teil in die Begründung des Bebauungsplanes aufzunehmen. Der erforderliche Min-
destinhalt wird durch die Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 BauGB vorgegeben. 
Mit Durchführung der Umweltprüfung für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 21 
"Einzelhandel Berliner Straße" erfolgt eine Bündelung der nach § 2 Abs. 4 BauGB auf 
der Ebene der Bauleitplanung notwendigen umwelt- und naturschutzfachlichen Prü-
fungs- und Planungsinstrumente und der nach § 1a Abs. 3 BauGB erforderlichen Ab-
arbeitung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung.  
Ein Bebauungsplan stellt keinen Eingriff im Sinne des BNatSchG dar, jedoch schafft er 
in der Regel die planungsrechtlichen Voraussetzungen für Eingriffe in Natur und Land-
schaft. Demzufolge ist die Eingriffsregelung zu beachten und der Eingriff durch ent-
sprechende Kompensationsmaßnahmen auszugleichen. Die Eingriffsregelung wird im 
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vorliegenden Verfahren im Umweltbericht mit integrierter Eingriffsbilanzierung berück-
sichtigt. Aus den Ergebnissen werden Maßnahmen zur Vermeidung, zur Minimierung 
und zum Ausgleich abgeleitet. Der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und 
Landschaft erfolgt durch geeignete Festsetzungen nach § 9 BauGB.  
Die Eingriffsbewertung erfolgt durch eine verbal-argumentative Beschreibung der Ein-
griffswirkungen. Dabei ist nachzuweisen, dass die unvermeidbaren Eingriffe in Natur 
und Landschaft angemessen ausgeglichen bzw. durch geeignete Ersatzmaßnahmen 
kompensiert werden. Sofern umsetzbar, sind landschaftspflegerische Maßnahmen zu 
entwickeln, die im räumlichen Zusammenhang mit dem Eingriff stehen und eine funk-
tional gleichartige bzw. gleichwertige Kompensation gewährleisten. Können keine der-
artigen Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden, sind geeignete Ersatzflächen im 
weiteren Umfeld der Baumaßnahme zu finden und auszuweisen. 
Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB ist ein Ausgleich dann nicht erforderlich, soweit die 
durch die Bebauungspläne vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft bereits vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Demzufolge wird nur 
die Differenz zwischen den bereits erfolgten Eingriffen bzw. dem rechtlich Zulässigem 
des wirksamen Bebauungsplanes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ und dem, was 
im Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" festgesetzt werden soll, in der 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanz berücksichtigt. Bereits vorhandene Eingriffe werden nicht 
erneut bilanziert. 
Zur Beeinträchtigung des Landschaftshaushaltes und seiner Funktionen können bau-, 
anlage- und nutzungsbedingte Eingriffswirkungen führen. Baubedingte Eingriffswirkun-
gen bedingen in der Regel nur vorübergehende Beeinträchtigungen. Anlagebedingte 
Eingriffswirkungen entstehen durch die unmittelbaren Eingriffe infolge der Flächenin-
anspruchnahme. Nutzungsbedingte Eingriffswirkungen können durch den Betrieb her-
vorgerufen werden. 
Landeswaldgesetz  
Eine Inanspruchnahme von Waldflächen macht eine waldgesetzliche Genehmigung 
zur Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart auf der Grundlage von § 8 
LWaldG erforderlich. In Abhängigkeit der künftigen Nutzung ist zu klären ob eine dau-
erhafte Waldumwandlung erforderlich ist.  
Das Landeswaldgesetz findet für das Plangebiet keine Anwendung, da kein Wald im 
Sinne des LWaldG vorhanden ist. 
Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz  
Das Brandenburgische Naturschutzausführungsgesetz (BNatSchG) konkretisiert die 
Ziele des BNatSchG landesspezifisch.  
Im Plangebiet befinden sich keine gemäß § 30 BNatSchG i. V. m. § 18 BbgNatSchAG 
gesetzlich geschützten Biotope.  
Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz  
Das Brandenburgische Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) formuliert Grundsätze, die 
bei der Entdeckung, Entfernung bzw. Umsetzung von Bodendenkmalen zu beachten 
sind. Innerhalb des Plangebietes sich keine Bau- bzw. Bodenkmale bekannt.  
Wasserhaushaltsgesetz 
Im Plangebiet befinden sich keine natürlichen Oberflächengewässer.  
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Das Plangebiet befindet sich in keinem Hochwasserrisikogebiet im Sinne des § 73 Ab-
satz 1 Satz 1 WHG. 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Trinkwasserschutzzonen.  
Besonderer Artenschutz 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind die Verbotstatbestände des besonde-
ren Artenschutzes gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu beachten. 
Dies betrifft das Tötungsverbot, das Störungsverbot das Verbot der Beeinträchtigung 
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten.  
Parallel zum B-Planverfahren wurde ein Artenschutzbeitrag vom Ingenieurbüro für 
faunistische Gutachten (Menz, 2021) erstellt. Die Aussagen zum Artenschutz werden 
berücksichtigt. 
Baumschutzsatzung  
Der Geltungsbereich der Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Gransee 
beschränkt sich auf die im Zusammenhang bebauten Ortsteile und den Geltungsbe-
reich der Bebauungspläne.  
Gemäß Satzung geschützte Bäume befinden sich im Plangebiet innerhalb des Gel-
tungsbereiches des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 3 der Stadt Gransee „Orts-
eingang Berliner Straße“. Für die in diesem Planteil zu fällenden Bäume wird die Baum-
schutzsatzung angewendet.  
Landesentwicklungsplan  
Gemäß Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) hat 
das Plangebiet Anschluss an das Siedlungsgebiet von Gransee und gehört gemäß Ziel 
Z 5.6 Abs. 2 und 3 LEP HR zu den Schwerpunkten der Wohnsiedlungsflächenentwick-
lung. Das Plangebiet liegt nicht im Freiraumverbund (Ziel 6.2). 
Regionalplanung 
Das Plangebiet befindet sich in der Region Prignitz-Oberhavel. Ein Vorentwurf des Ge-
samtplanes liegt noch nicht vor. 
Die Festlegungen zum Freiraum und zu den Historisch bedeutsamen Kulturlandschaf-
ten des Regionalplanes Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Freiraum und Wind-
energie" wurden mit Bescheid vom 17. Juli 2019 genehmigt. Das Plangebiet liegt in-
nerhalb des Vorbehaltsgebietes „Historisch bedeutsame Kulturlandschaft“ Nr. 9 „Gran-
seer Platte - Lindower Kleinseenlandschaft“. Gemäß Grundsatz 2.1 sollen die Vorbe-
haltsgebiete vor einer raumbedeutsamen Inanspruchnahme geschützt werden, welche 
die bestehenden Qualitäten der Landschaft entwerten oder stark überprägen könnte.  
Das Plangebiet ist bereits mit einem Discounter bebaut. Durch die geplante Erweite-
rung erfolgt eine geringfügige Erweiterung des Baugebietes nach Osten. Auf der Süd- 
und der Ostseite ist eine großzügige Eingrünung des Baugebietes geplant. Im Bestand 
ist diese Eingrünung nur teilweise vorhanden. Durch die Planung ist somit eine Ver-
besserung der Einbindung der baulichen Anlagen in das Landschaftsbild zu erwarten. 
Die im Zusammenhang mit der „Historisch bedeutsamen Kulturlandschaft“ Nr. 9 „Gran-
seer Platte - Lindower Kleinseenlandschaft“ prägenden Objekte, wie die denkmalge-
schützte Granseer Altstadt und ihre Silhouette mit der St. Marienkirche, die Klosteran-
lage, das Ruppiner Tor und die Befestigungsanlagen werden durch die Planung nicht 
beeinträchtigt. 
Flächennutzungsplan 
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Der Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Gransee von 2002 stellt für das Plangebiet 
Grünflächen mit der Zweckbestimmung Parkanlage, Gemischte Bauflächen und Flä-
chen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
mit der Zweckbestimmung Flächen für Ausgleichsmaßnahmen dar. 
Der FNP wird im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB geändert.  

6.1.3 Beschreibung der Prüfmethoden 
Für das Projekt wird nach § 2 a BauGB ein Umweltbericht erarbeitet. Der Umweltbe-
richt basiert auf den Aussagen und dem Entwurf des Bebauungsplanes. Die Umwelt-
belange wurden auf Basis verschiedener Datengrundlagen beurteilt, welche dem Quel-
lenverzeichnis zu entnehmen sind.  
Für das Plangebiet sind aufgrund seiner Größe und seiner geplanten Nutzungen alle 
Umweltbelange von den Auswirkungen des Vorhabens betroffen und somit untersu-
chungsrelevant. Im Umweltbericht werden die naturschutzrechtlich relevanten Schutz-
güter Boden und Fläche, Wasser und Grundwasser, Klima, Tiere, Pflanzen und Bio-
tope, biologische Vielfalt, Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe 
und Landschaftsbild untersucht. Außerdem werden die Umweltbelange Mensch, Luft, 
Kultur- und Sachgüter sowie die Wechselwirkungen betrachtet. 
Der jeweilige Wirkungsraum der zu betrachtenden Schutzgüter resultiert aus der zu 
erwartenden Reichweite erheblicher Wirkungen, der bestehenden Vorbelastungen in-
klusive der hieraus resultierenden räumlichen Beeinflussungen, wie Trennwirkungen.  
Die dargestellten Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich von 
Beeinträchtigungen werden in ihrer Wirksamkeit beurteilt. Die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung wird in Form einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanz auf Grundlage der "Hin-
weise zum Vollzug der Eingriffsregelung - HVE" im Land Brandenburg bearbeitet. Eine 
allgemeinverständliche Zusammenfassung ermöglicht der Öffentlichkeit, die wesentli-
chen voraussichtlichen Umweltwirkungen einschätzen zu können. 
Im Hinblick auf besonders und streng geschützte Arten gem. § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 
sowie gemäß § 44 BNatSchG wurde ein Artenschutzbeitrag vom Ingenieurbüro für 
faunistische Gutachten (Menz, 2021) erstellt. Der Kartierzeitraum lag zwischen März 
und August 2021. Im Umweltbericht werden die Inhalte des Artenschutzbeitrages zu-
sammengefasst wiedergegeben. Vertiefende und weiterführende Informationen sind 
dem Einzelgutachten selbst zu entnehmen.  

6.2 Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes 

6.2.1 Schutzgebiete und geschützte Objekte 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Schutzgebiete nach nationalem oder 
internationalem Recht. 
Als nächstgelegene Schutzgebiete liegen nördlich der Stadt Gransee in einer Entfer-
nung von mindestens 1.200 m das NSG Gehron-See und das SPA-Gebiet Obere Ha-
velniederung. Östlich des Plangebietes liegt das NSG Biotopverbund Welsengraben, 
das FFH-Gebiet Zehdenicker-Mildenberger Tonstiche und das SPA-Gebiet Obere Ha-
velniederung in einer Entfernung von ca. 3.700 m. Westlich des Plangebietes liegt der 
Naturpark Stechlin-Ruppiner Land und das SPA-Gebiet Obere Havelniederung in einer 
Entfernung von ca. 2.500 m. 
Aufgrund der räumlichen Abstände zu den Schutzgebieten und der bereits vorhande-
nen städtebaulichen Vorprägung des Plangebietes als Einzelhandelsstandort werden 
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keine Beeinträchtigungen der bedeutenden Tier- und Pflanzenarten der jeweiligen 
Schutzgebiete erwartet.  

6.2.2 Fläche, Geologie und Boden 
Das Plangebiet gehört zur naturräumlichen Einheit „Hochfläche der Granseer Platte“. 
Die Böden entstanden im Pleistozän, Weichsel-Kaltzeit, im Brandenburger Stadium. 
Laut Geologischer Karte 1 : 25.000 werden folgende Böden angegeben: 
- Grundmoränenbildungen (Geschiebemergel und -lehm): Schluff, stark sandig, 

schwach kiesig bis kiesig, mit Steinen 
Die örtlich natürlicherseits anstehenden Substrate besitzen folgende Eigenschaften: 
 Grundwasserneubildungsvermögen  mittel-gut  
 Filtereigenschaften      gut 
 Pufferwirkung     mittel-schlecht 
 Empfindlichkeit gegenüber Verdichtung  vorhanden 
Im Bereich des Ackers liegen die Bodenwertzahlen liegen zwischen 28 und 38.  
Für den Bereich des bestehenden Parkplatzes des Discounters wurde ein Baugrund-
gutachten (Dr. Marx Ingenieure GmbH, 27. 01. 2021) angefertigt. Es erfolgten 10 Boh-
rungen bis in eine Endteufe von 3-8 m. Bei allen Erkundungen wurden Geschiebeab-
lagerungen aus Geschiebelehm und -mergel angetroffen. Gemäß Baugrundgutachten 
bestehen die Geschiebeablagerungen ab einer Tiefe von ab ca. 50 cm aus überwie-
gend aus stark schluffigen Sanden oder stark sandigen Schluffen mit meist steifer Kon-
sistenz. Die oberen Abschnitte sind durch Mutterböden bzw. Auffüllungen geprägt. Die 
festgestellten Böden waren sämtlich organoleptisch unauffällig. 
Besonders schutzwürdige Bodenstrukturen oder geologische Verhältnisse wurden 
nicht angetroffen. 

6.2.3 Wasser und Grundwasser 
Grundwasser 
Gemäß Hydrogeologischer Karte (HYK50, 1965) liegt der Grundwasserflurabstand im 
Plangebiet zwischen 1,5 und 3,5 Meter. Die Linie gleicher Grundwasserhöhe (Isohyp-
sen) liegt bei 52,0 m bis 53,0 m. Das Gefälle verläuft nach Nordosten in Richtung 
Eberswalder Urstromtal. Es handelt sich um einen oberflächig anstehenden Grundwas-
sergeringleiter mit hohem Sandgehalt (vorwiegend Geschiebemergel und -lehm des 
Brandenburger Stadiums der Weichselkaltzeit). 
Für den Bereich des bestehenden Parkplatzes des Discounters wurde ein Baugrund-
gutachten (Dr. Marx Ingenieure GmbH, 27. 01. 2021) angefertigt. Es erfolgten 10 Boh-
rungen bis in eine Endteufe von 3-8 m. Die angetroffenen Wasserstände lagen mit ca. 
3-6 m deutlich tiefer als es nach Auswertung der Hydrogeologischer Karte zu erwarten 
war. Gemäß Baugrundgutachten wird dies ursächlich darauf zurückgeführt, dass was-
serstauende Geschiebeablagerungen über dem Grundwasserleiter liegen und dieser 
durch die Bohrungen nicht erreicht wurde. Das Grundwasser steht demgemäß ge-
spannt an. Es sind höher liegende Schichtenwasserständen zu erwarten. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ sind die 
Flächen durch den bestehenden Discounter mit der Stellplatzanlage und der ehemali-
gen Hofstelle sowie dem Gelände des Feuerwehrtechnischen Zentrums des Landrei-
ses Oberhavel überwiegend versiegelt. Das anfallende Regenwasser wird abgeführt. 



Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße“, Stadt Gransee  
Begründung (Entwurf) 19. Oktober 2023 

 

 
Seite 35 

Auf diesen Flächen findet keine Grundwasserneubildung statt. Auf dem Gelände des 
Feuerwehrtechnischen Zentrums wird das Regenwasser teilweise in einem Regenwas-
serversickerungsbecken gesammelt und versickert. 
Die bislang nicht beplanten Flächen außerhalb des Bebauungsplanes Nr. 3 „Ortsein-
gang Berliner Straße“ sind weitgehend unversiegelt. Sie dienen der Grundwasserneu-
bildung.  
Der Boden aus stark schluffigen Sanden oder stark sandigen Schluffen ist bedingt was-
serdurchlässig. Im gesamten Gebiet bestehen vermutlich oberflächennahe Stauschich-
ten, so dass keine besondere Empfindlichkeit gegenüber möglichen Verunreinigungen 
zumindest des obersten Grundwasserkörpers gegeben ist.  
Oberflächengewässer  
Stehende Gewässer befinden sich nicht im Plangebiet. 

6.2.4 Pflanzen und Biotope 
Als natürliche Vegetation würde sich im Plangebiet ohne Einfluss des Menschen ein 
„Hainrispengras-Winterlinden-Hainbuchenwald“ (Hofmann & Pommer, 2005) einstel-
len. Die Baumschicht wird vorrangig von Hainbuche (Carpinus betulus), Trauben- Ei-
che (Quercus petraea) und Winter-Linde (Tilia cordata) gebildet. Als Begleitarten treten 
Elsbeere (Sorbus torminalis), Wildapel (Malus sylvestris), Wildbirne (Pyrus pyraster) 
und Feldahorn (Acer campestre) auf. In der begleitenden Strauchschicht finden sich 
u.a. Hundsrose (Rosa canina) und Weißdorn (Crataegus spec.). 
Flächennutzung und Biotopbestand 
Die im Bebauungsplan Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ festgesetzten Einzelbäume 
und Grünflächen werden als planungsrechtlich bestehende Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen in die Biotopbilanzierung überführt. Dabei wird nach umgesetzten und 
nicht umgesetzten Kompensationsmaßnahmen unterschieden. 
Demzufolge erfolgte für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 3 „Ortsein-
gang Berliner Straße“ keine flächendeckende Biotoptypenkartierung, sondern die fest-
gesetzten Flächenkategorien, wie z. B. Öffentliche Grünfläche, Verkehrsfläche, Misch-
gebiet, Formschnitthecke, wurden in die Biotoptypenliste überführt. Diesen jeweiligen 
Flächenkategorien wurde jeweils ein Biotoptyp gemäß Liste der Biotoptypen für das 
Land Brandenburg zugeordnet. Ergänzend wurde kartiert ob die Kompensationsmaß-
nahmen des B-Planes umgesetzt wurden bzw. ob dies noch nicht erfolgt ist. In der 
Biotoptypenliste wurde entsprechend der jeweilige Vermerk „vorhanden“ bzw. „nicht 
vorhanden“ aufgenommen. 
Für die Flächen außerhalb des Geltungsbereiches des wirksamen Bebauungsplanes 
Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ erfolgte im November 2021 eine flächendeckende 
Biotopkartierung auf der Grundlage eines Bestandslageplanes der öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure Fienke & Horst, Oranienburg mit Stand Oktober 2022 (Lage-
system: ETRS89). Als zusätzliches Hilfsmittel wurde ein Orthofoto (2019) verwendet. 
Für die Biotoptypenerfassung wurde die Kartierungsanleitung und die Liste der Bio-
toptypen für das Land Brandenburg (LUGV 2011) verwendet. Die vorkommenden Bio-
toptypen wurden in der Biotoptypenkarte dargestellt. Die Ergebnisse der Kartierung 
wurden auf das Orthophoto übertragen und die Flächengrößen auf dieser Grundlage 
sowie anhand der vorliegenden Vermessung digital ermittelt.  
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Folgende festgesetzte Flächen des wirksamen Bebauungsplanes und kartierte Bio-
toptypen außerhalb des wirksamen Bebauungsplanes (Kartierungsschlüssel Branden-
burg 2004, Band 1 und 2) sind zur Einschätzung des Plangebietes relevant: 
Abkürzungen  
Schutz § – Geschützter Biotop nach § 18 BbgNatSchAG (zu § 30 BNatSchG) 

 (§) k.S. – in bestimmten Ausbildungen geschützt (k.S. = kein Schutzstatus) 
 §§ – Geschützte Allee nach § 17 BbgNatSchAG (zu § 29 BNatSchG) 
RL  BB Rote Liste Land Brandenburg:  
 0 – vollständig vernichtet, 1 – extrem gefährdet, 2 – stark gefährdet, 3 – gefährdet,  

 R – wegen Seltenheit gefährdet, V – Vorwarnliste (im Rückgang), D – Einstufung nicht  
möglich, * – derzeit keine Gefährdung erkennbar, # - Gefährdungseinstufung nicht sinnvoll 

Regenerierb. N – nicht regenerierbar, K – kaum regenerierbar, S – schwer regenerierbar,  
 B – bedingt regenerierbar, # - keine Einstufung sinnvoll 

 Tab. 1: vorhandene Biotoptypen im Geltungsbereich mit Angaben zu Schutz, Gefährdung und 
Regenerierbarkeit der vorkommenden Biotoptypen nach LUGV (2010) 

Biotoptyp 
 

Nummerncode 
(Buchstabencode) 

FFH 
LRT 

Sch-
utz 

 

RL 
 

Re-
gen-
ration 

Fläche in 
m² % 

03 Ruderalfluren 

ruderale Pionier-, Gras- 
und Staudenfluren weit-
gehend ohne Gehölzbe-
wuchs (Gehölzdeckung 
< 10 %) 

032001 (RSxxO)    # 3.250 11,0 

07 Laubgebüsche, Feldgehölze, Alleen, Baumreihen und Baumgruppen 

Feldgehölze, überwie-
gend nicht heimische 
Gehölzarten 

071102 (BFxN)   # # 700 2,4 

09 Äcker  

Intensiv genutzte Äcker 09130 (LI)   * # 6.377 21,6 

10 Biotope der Grün- und Freiflächen  

innerhalb B-Plan Nr. 3:  
Öffentliche Grünfläche 
Parkanlagen von 2 bis 
50 ha 

 
101012 (PFPM) 

 
 

 
 

 
* 

 
# 

 
1.480 

 
5,0 

- davon Bäume gemäß 
Baumschutzsatzung 
Gransee (vgl. Baumliste) 
à vorhanden 

 

 

   # # (24 St.) - 
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Biotoptyp 
 

Nummerncode 
(Buchstabencode) 

FFH 
LRT 

Sch-
utz 

 

RL 
 

Re-
gen-
ration 

Fläche in 
m² % 

12 Bebaute Gebiete, Verkehrsanlagen und Sonderflächen 

innerhalb B-Plan Nr. 3:  
Verkehrsfläche 
Straßen, ohne bewach-
senen Mittelstreifen         
à vorhanden 

 
126102 (OVSxO) 

 
 

 
 

 
# 

 
# 

 
1.750 

 
5,9 

innerhalb B-Plan Nr. 3:  
MI (Mischgebiet) 
alte Villenbebauung mit 
Waldbaumbestand         
à vorhanden 

12272 (OSVW)   # S 2.250 7,6 

innerhalb B-Plan Nr. 3:  
MI (Mischgebiet) 
Gemeinbedarfsfläche für 
Feuerwehrtechnisches 
Zentrum                       
à vorhanden 

12330 (OGA)   # S 6.160 20,9 

- davon Bäume gemäß 
Baumschutzsatzung 
Gransee (vgl. Baumliste) 
à vorhanden 

-   # # (46 St.) - 

innerhalb B-Plan Nr. 3:  
MI* (Mischgebiet) 
Industrie-, Gewerbe-, 
Handels- und Dienstleis-
tungsflächen, Gemein-
bedarfsflächen mit gerin-
gem Grünflächenanteil   
à vorhanden 

12302 (OGxV)   # # 7.000 23,7 

davon anteilige Festset-
zungen zum Aus-
gleich/Ersatz: 

- Bäume (Eichen) auf 
Stellplatzanlage (vgl. 
Baumliste gemäß Baum-
schutzsatzung Gransee) 
à vorhanden 

-   # # (20 St.) - 

- Formschnitthecke aus 
heimischen Arten 

10273 (PHH)   # # (1.100) (3,7) 
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Biotoptyp 
 

Nummerncode 
(Buchstabencode) 

FFH 
LRT 

Sch-
utz 

 

RL 
 

Re-
gen-
ration 

Fläche in 
m² % 

(Weißdorn, Hainbuche)            
à nicht vorhanden 

- freiwachsende Hecke 
aus heimischen Arten 
(Hainbuche)                      
à nicht vorhanden 

071311 (BHOH)   # # (600) (2,0) 

unbefestigter Weg 12651 (OVWO)   # # 120 0,4 

Müll-, Bauschutt- und 
sonstige Deponien, mit 
beginnender Spontanve-
getation / Ruinen 

12713 (OADR) 
12831 (OKSR) 

  # # 450 1,5 

Summe 29.537 100,0 

Biotoptypen außerhalb des wirksamen Bebauungsplanes Nr. 3 
Der östliche Teil des Planungsraumes wird intensiv landwirtschaftlich als Acker (Code 
09130 / LI) genutzt. Gliedernde Gehölzstrukturen sind am Südrand des Ackers vorhan-
den. Diese liegen aber außerhalb des Plangebietes. Der Acker wird von einem unbe-
festigten Weg (Code 12651 / OVWO) gequert. 
Im mittleren Teil des Plangebietes hat sich im Bereich der versiegelten ehemaligen 
Stallanlage/Ruine (Code 12713 / OADR und Code 12831 / OKSR) auf den unversie-
gelten Flächen eine artenarme Ruderalflur mit hohem Anteil Landreitgras und Kanadi-
scher Goldrute (Code 032001 / RSxxO) etabliert. Vereinzelt haben sich durch Sukzes-
sion Gehölzinseln aus überwiegend nicht heimischen Gehölzen (Code 071102 / BFxN) 
entwickelt. Vorrangige Arten sind Eschenblättriger Ahorn, Robinie und Pappeln. So-
wohl Ruderalflur und als auch die Gehölzinseln sind in einem naturfernen Zustand und 
anthropogen geprägt. 
Festsetzungen innerhalb des wirksamen Bebauungsplanes Nr. 3 
Den westlichen Teil des Plangebietes bildet der wirksame Bebauungsplan Nr. 3 „Orts-
eingang Berliner Straße“. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sind zu beachten.  
An der nordöstlichen Seite ist ein Mischgebiet MI festgesetzt, in welchem sich aus-
schließlich das bestehende Feuerwehrtechnische Zentrum des Landkreises Oberhavel 
befindet. Die bestehende Bebauung wurde vor 1990 errichtet und war somit bereits vor 
der Aufstellung des wirksamen Bebauungsplanes Nr. 3 vorhanden. Grünordnerische 
Festsetzungen wurden für das Mischgebiet nicht getroffen.  
Die Flächen sind im Wesentlichen durch das Mischgebiet MI* mit dem Discounter, sei-
ner Erschließung und der Stellplatzanlage (entspricht Code 12302 / OGxV) geprägt. 
Anteilig an der Fläche wurden zum Ausgleich und Ersatz um die Stellplatzanlage eine 
Formschnitthecke mit heimischen Arten (Code 10273 / PHH) und südlich des Stellplat-
zes eine freiwachsende Hecke aus heimischen Gehölzen (Code 071311 / BHOH) fest-
gesetzt. Diese Ausgleichsmaßnahmen wurden bislang nicht umgesetzt. Gemäß Bio-
toptypenliste würde die Formschnitthecke dem Code 10273 / PHH (Hecke, Form-
schnitt) und die freiwachsende Hecke dem Code 071311 / BHOH (Hecken und Wind-
schutzstreifen, geschlossen, überwiegend heimische Gehölze) entsprechen.  
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Für die Bäume im Geltungsbereich des wirksamen Bebauungsplanes ist die Satzung 
zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Gransee (Baumschutzsatzung, 2010) an-
zuwenden. Insgesamt wird für 98 gemäß Baumschutzsatzung geschützte Bäume 
durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes die Fällung planerisch vorbereitet. 
Die Flächen der ehemaligen Hofstelle auf dem Flurstück 27/4 sind als Mischgebiet MI 
(entspricht Code 12272 / OSVW) festgesetzt. Das ehemalige Wohnhaus ist eine Ruine. 
Durch Sukzession sind 46 gemäß Baumschutzsatzung geschützte Bäume auf der Flä-
che gewachsen. Der Ausgleich dieser Bäume wird über die Baumschutzsatzung gere-
gelt und in den Umweltbericht nachrichtlich übernommen. Gemäß Bescheid wurde die 
planexterne Neupflanzung von 54 Bäumen, über einen Gestattungsvertrag vom 
03.03.2022 zwischen der Stadt Gransee und die ALDI Immobilienverwaltung GmbH & 
Co.KG geregelt. Die Fällung der Bäume ist bereits 2022 erfolgt.  
Im Mischgebiet MI* sind 34 gemäß Baumschutzsatzung geschützte Bäume gewach-
sen. Die Festlegung der Ersatzpflanzung von 50 Bäumen erfolgte gemäß Baumschutz-
satzung über einen gesonderten Bescheid. Die Kompensationsermittlung wurde in den 
Umweltbericht nachrichtlich übernommen. Die Fällung der Bäume ist bereits im Feb-
ruar 2023 erfolgt.  
Der Bereich der Berliner Straße ist als Verkehrsfläche (entspricht Code 126102 / 
OVSxO) und als öffentliche Grünfläche (entspricht Code 101012 / PFPM) inklusive der 
vorhandenen Bäume festgesetzt. Durch die Festsetzungen von Verkehrsflächen im 
Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" werden 18 gemäß Baumschutz-
satzung geschützte Bäume überlagert. Die Festlegung der Ersatzpflanzung von 29 
Bäumen erfolgte gemäß Baumschutzsatzung durch die Stadt Gransee. Die Kompen-
sationsermittlung wurde in den Umweltbericht nachrichtlich übernommen. Die weiteren 
Bestandsbäume liegen innerhalb der festgesetzten öffentlichen Grünfläche. 

 Tab. 2: gemäß Baumschutzsatzung geschützte und zur Fällung vorgesehene Bäume 

Nr. gemäß 
Bescheid  

Baumart Stamm-    
umfang 

Faktor Kompensations-         
bedarf 

Bäume im MI auf Flst. 27/4  
7  Bergahorn 71 1 : 1 1 
12  Bergahorn 71 1 : 1 1 
42  Bergahorn 152 1 : 2 2 
87  Bergahorn 98 1 : 1 1 
91  Birke 200 1 : 2 2 
92  Esche 180 1 : 2 2 
93  Birke 78 1 : 1 1 
94  Spitzahorn 61 1 : 1 1 
95  Birke 122 1 : 2 2 
96  Walnuß 60 1 : 1 1 
98  Birke 70 1 : 1 1 
111 Birke 65 1 : 1 1 
113 Eschenahorn 74 1 : 1 1 
116 Birke 83 1 : 1 1 
127  Bergahorn 72 1 : 1 1 
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Nr. gemäß 
Bescheid  

Baumart Stamm-    
umfang 

Faktor Kompensations-         
bedarf 

130  Bergahorn 62 1 : 1 1 
135  Bergahorn 61 1 : 1 1 
140  Spitzahorn 62 1 : 1 1 
142  Eschenahorn 82 1 : 1 1 
147  Birke 70 1 : 1 1 
162  Eschenahorn 126 1 : 2 2 
168  Birke 68 1 : 1 1 
175  Bergahorn 67 1 : 1 1 
176  Bergahorn 67 1 : 1 1 
180  Bergahorn 100 1 : 1 1 
183  Bergahorn 85 1 : 1 1 
186  Spitzahorn 94 1 : 1 1 
189  Eschenahorn 65 1 : 1 1 
192  Spitzahorn 67 1 : 1 1 
194  Bergahorn 67 1 : 1 1 
195  Bergahorn 84 1 : 1 1 
197  Spitzahorn 62 1 : 1 1 
199  Bergahorn 80 1 : 1 1 
204  Bergahorn 216 1 : 2 2 
206  Bergahorn 138 1 : 1 2 
209  Bergahorn 71 1 : 1 1 
211  Spitzahorn 70 1 : 1 1 
212  Bergahorn 123 1 : 2 2 
215  Eschenahorn 90 1 : 1 1 
216  Birke 170 1 : 1 1 
223  Eschenahorn 74 1 : 1 1 
231  Birke 92 1 : 1 1 
237  Birke 61 1 : 1 1 
244  Birke 63 1 : 1 1 
246  Birke 77 1 : 1 1 
251  Bergahorn 99 1 : 1 1 
Zwischensumme Ersatzpflanzungen für Bäume im MI auf Flst. 27/4  
(Kompensation gemäß Gestattungsvertrag vom 03.03.2022) 

54 

Bäume im MI*  
1 Weide 400 1 : 3 3 
2 Bergahorn 190 1 : 2 2 
3 Bergahorn 210 1 : 2 2 
4 Bergahorn 170 1 : 2 2 
5  Spitzahorn 70 1 : 1 1 
6  Hainbuche 60 1 : 1 1 
7  Hainbuche 60 1 : 1 1 
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Nr. gemäß 
Bescheid  

Baumart Stamm-    
umfang 

Faktor Kompensations-         
bedarf 

8  Hainbuche 60 1 : 1 1  
9  Bergahorn 70 1 : 1 1 
10  Bergahorn 100 1 : 1 1 
11 Bergahorn 120 1 : 2 2 
12 Bergahorn 120 1 : 2 2 
14 Spitzahorn 70 1 : 2 2 
15  Feldahorn 3 x 50 = 150 1 : 1 1 
18  Birke 130 1 : 2 2 
19  Birke 120 1 : 2 2 
20  Birke 120 1 : 2 2 
21  Eschenahorn 100 1 : 1 1 
22  Spitzahorn 90 1 : 1 1 
23  Eschenahorn 3 x 60 = 180 1 : 2 2 
24 Feldahorn 60 1 : 1 1 
25 Eschenahorn 60 1 : 1 1 
27 Linde 70 1 : 1 1 
30 Eschenahorn 3 x 70 = 210 1 : 2 2 
31 Eschenahorn 80 1 : 1 1 
32 Eschenahorn 70 1 : 1 1 
33 Eschenahorn 100 1 : 1 1 
34 Spitzahorn 70 1 : 1 1 
35 Spitzahorn 70 1 : 1 1 
36 Eschenahorn 130 1 : 2 2 
37 Eschenahorn 70 1 : 1 1 
38 Feldahorn 3 x 50 = 150 1 : 2 2 
39 Linde 70 1 : 1 1 
40 Eschenahorn 2 x 70 = 140 1 : 2 2 
Zwischensumme Ersatzpflanzungen für Bäume im MI*  
(Kompensation gemäß Bescheid der Stadt Gransee) 

50 

Bäume an der Berliner Straße  
1 Stieleiche 8 1 : 1 1 
2 Stieleiche 10 1 : 1 1 
3 Stieleiche 20 1 : 2 2 
4 Stieleiche 20 1 : 2 2 
5  Winterlinde 20 1 : 2 2 
6  Stieleiche 15 1 : 1 1 
7  Stieleiche 20 1 : 2 2 
9  Winterlinde 20 1 : 2 2 
10  Winterlinde 20 1 : 2 2 
11 Stieleiche 10 1 : 1 1 
12 Winterlinde 15 1 : 1 1 
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Nr. gemäß 
Bescheid  

Baumart Stamm-    
umfang 

Faktor Kompensations-         
bedarf 

13 Winterlinde 20 1 : 2 2 
14 Winterlinde 20 1 : 2 2 
15  Winterlinde 15 1 : 1 1 
16  Winterlinde 30 1 : 3 3 
17  Winterlinde 20 1 : 2 2 
18  Wildapfel 5 1 : 1 1 
19  Kirsche 5 1 : 1 1 
Zwischensumme Ersatzpflanzungen für Bäume an Berliner Straße 
(Kompensation gemäß Baumschutzsatzung durch Stadt Gransee) 

29 

Gesamtsumme Ersatzpflanzungen 133 
Bewertung 
Im gesamten Plangebiet bestehen Vorbelastungen. Einerseits durch die intensive land-
wirtschaftliche Nutzung der Ackerflächen und die damit verbundene Bewirtschaftung, 
durch die es regelmäßig zu Nährstoffeinträgen kommt. Weitere Vorbelastungen beste-
hen aufgrund der baulichen Anlagen und der intensiven anthropogenen Nutzung im 
Bereich des Discounters und des Feuerwehrtechnischen Zentrums. 
Für den Geltungsbereich des wirksamen Bebauungsplanes Nr. 3 „Ortseingang Berliner 
Straße“ sind neben dem tatsächlichen Umsetzungsstand der Kompensationsmaßnah-
men die Festsetzungen des Bebauungsplanes maßgebend. Den Festsetzungen wur-
den Biotoptypen zugeordnet und als planungsrechtlicher Bestand in die Biotoptypen-
liste übernommen. 
Es befinden sich keine Biotope mit Schutzstatus im Plangebiet. 
Insgesamt sind die Biotope des Plangebietes naturfern und anthropogen geprägt. Auf-
grund der naturräumlichen Ausstattung und der vorhandenen Nutzungen wird es als 
vergleichsweise konfliktarm bewertet.  

6.2.5 Tiere 
Eigene faunistische Erfassungen wurden nicht durchgeführt. Die Biotopausstattung ist 
ausgesprochen monoton. Der überwiegende Teil der Flächen besteht aus Intensiv-
acker, Ruderalflächen und Siedlungsflächen. Insgesamt weist das Plangebiet von sei-
ner Biotopausstattung eine geringe Bedeutung als Lebensraum für die Fauna auf. Der 
vorherrschenden Biotoptypen lassen den typisch anthropogenbezogenen ubiquitären 
Artenbestand erwarten.  
Die artenschutzrechtlichen Belange der streng geschützte Arten gemäß 
§ 44 BNatSchG werden im Artenschutzbeitrag vom Ingenieurbüro für faunistische Gut-
achten (Menz, 2021) abgehandelt. Genaue Aussagen zu den Belangen des Arten-
schutzes können dem Artenschutzbeitrag entnommen werden und sollen an dieser 
Stelle als kursiv gestellte Texte nur zusammenfassend dargestellt werden.  
Das Gelände des Feuerwehrtechnischen Zentrums wurde erst nach Erstellung des Ar-
tenschutzbeitrages in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes aufgenommen. Für 
diesen Bereich liegen nur teilweise Kartierergebnisse für Brutvögel und Fledermäuse 
vor. Eine umfassende Kartierung erfolgte nicht. Das Gelände weißt nur geringes Habi-
tatpotential für streng geschützte Arten gemäß § 44 BNatSchG auf. Die geringen Frei-
flächen sind durch intensiv gepflegte Rasenflächen gekennzeichnet. Gehölzstrukturen 
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fehlen fast vollständig. Die vorhandenen Gebäude bieten eventuell Potential für gebäu-
debewohnende Arten. Eine Änderung der Bebauung ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
geplant.  
Im Anschluss an die kursiv gestellten Ergebnisse des Artenschutzbeitrages erfolgt im 
Umweltbericht deshalb eine Potentialabschätzung für jede Artengruppe.  
Brutvögel 
Im Untersuchungsraum konnten 25 Vogelarten kartiert werden. Hiervon sind 21 Brut-
vögel und 4 Arten Nahrungsgäste. Der Star, die Elster sowie 2 von 3 Haussperlingen 
brüteten im unmittelbaren Umfeld des B-Plan. Im Wesentlichen sind im Plangebiet 
ubiquitäre Arten der Gehölze und älterer Baumbestände sowie des Offenlandes ver-
treten. Daneben zwei Arten der Siedlungsbereiche. …  
Wertgebende Arten im Untersuchungsraum sind der Star, der Bluthänfling und der 
Gelbspötter. Daneben als Nahrungsgäste die Dohle, die Nebelkrähe und die Rauch-
schwalbe. Der Star wurde nur randlich außerhalb des Plangebiet beobachtet. Einen 
Hinweis auf eine diesjährige Brut im Plangebiet gab es nicht. … 
Für die in den Gehölzen und an den Gebäuden innerhalb des Plangebietes brütenden 
Vögel sowie für die bodenbrütenden Offenlandarten sind artenschutzrechtlich rele-
vante Beeinträchtigungen zu erwarten. Es wird daher von der Gefahr des Verletzens 
oder Tötens von Individuen, von Störungen und ggf. von einem Verlust potenzieller 
Niststätten von europäischen Brutvögel (Zugriffsverbote nach § 44 (1) Nr. 1-3 
BNatSchG) ausgegangen. Ein Auslösen der verbotstatbeständlichen Zugriffsverbote 
nach § 44 (1) Nr. 1-3 BNatSchG ist anzunehmen.  
Potentialabschätzung Feuerwehrtechnisches Zentrum - Brutvögel: Gemäß Arten-
schutzbeitrag wurden an den Gebäuden Bruthabite von der Arten Star und Hausrot-
schwanz festgestellt. Weitere Brutvögel z.B. Haussperling können ebenfalls vorkom-
men. Bauliche Änderungen sind an den Gebäuden nicht vorgesehen. Artenschutz-
rechtlich relevante Beeinträchtigungen sind deshalb nicht zu erwarten. 
Reptilien 
Das Gelände des Plangebietes wurde intensiv nach Reptilien speziell der Zau-
neidechse abgesucht. Nachweise der Zauneidechse konnten nicht erbracht werden. 
… Verbindungen zu angrenzenden Zauneidechsenvorkommen sind offenbar nicht vor-
handen. Im Untersuchungsgebiet ist nicht von einer reproduzierenden stabilen Zau-
neidechsenpopulation auszugehen.  
Potentialabschätzung Feuerwehrtechnisches Zentrum - Reptilien: Ein Vorkommen von 
Reptilien ist nicht zu erwarten, da die Flächen keine geeigneten Habitatstrukturen für 
Reptilien bieten. 
Amphibien  
Im Plangebiet sowie dem näheren Umfeld existiert kein Laichgewässer von Amphibien. 
Das Plangebiet kommt daher nur als Teillebensraum/Landlebensraum für Amphibien 
in Frage. Im Zuge der Ortsbegehungen wurden keinerlei Amphibien registriert. Tot-
funde oder Wanderbewegungen wurden nicht festgestellt.  
Potentialabschätzung Feuerwehrtechnisches Zentrum - Amphibien: Ein Vorkommen 
von Amphibien ist nicht zu erwarten, da die Flächen keine geeigneten Habitatstrukturen 
für Amphibien bieten. 
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Fledermäuse  
Im Untersuchungsgebiet wurden während der Detektorerfassungen mehrere Fleder-
mäuse detektiert. … Es wurden insgesamt 6 Arten festgestellt, wobei die drei Sequen-
zen der Myotisgruppe nicht näher spezifiziert wurden. Die häufigste Art ist die Zwerg-
fledermaus. Daneben wurde der Abendsegler im Luftraum über dem UG detektiert 
ohne erkennbaren Bezug zum Plangebiet. Das Braune Langohr wurde nur 5 x detek-
tiert. … Es wurden 3 ein- bzw. ausfliegende Exemplare am alten Gutsgebäude beo-
bachtet. … Da sicher nicht alle Individuen der Art aus dem Gebäude beobachtet wer-
den konnten wird von etwa 5-7 Exemplaren ausgegangen. … Auch zwei Zwergfleder-
mäuse konnten im bzw. am Gebäude ausgemacht werden. Weitere Zwergfledermäuse 
wurden im Bereich der Wohnbebauung registriert. Im leerstehenden Gutshaus wird von 
einigen wenigen Exemplaren (5-10) ausgegangen. 57 aufgenommene Sequenzen sind 
relativ wenig und deuten auf Quartiere von wenigen Exemplaren im UG hin. Erfah-
rungsgemäß ist vor den Quartieren von Pipistrelllus-Arten ein deutliches Schwärmver-
halten in der Phase des Ausfluges zu beobachten. Dies war im UG nicht der Fall.  
Die Gebäude im UG wurden eingehend nach Quartieren und Spuren von Fledermäu-
sen untersucht. Die Kellerräume sind als potenzielle Winterquartiere zu werten. Aller-
dings ist kein bedeutsames Vorkommen von überwinternden Fledermäusen zu erwar-
ten. … Im Zuge der Begehung zum Ende des Winters 2020/2021 waren keine über-
winternde Fledermäuse anwesend. Kotspuren fanden sich ebenso wenig. Dennoch 
könnten potenziell einige Fledermäuse hier überwintern. Die oberirdischen Gebäude-
teile wurden am 05.08.2021 überprüft. Fledermäuse wurden nicht gefunden. Es fanden 
sich nur vereinzelt wenige Kotkrümel. An drei Stellen im Gebäude waren Fraßplätze 
vorhanden. Es wurden Anhäufungen von Schmetterlingsflügeln zumeist von der Gat-
tung Triphaena gefunden. Braune Langohren suchen gern Fraßplätze zum Verzehr 
größerer Beutetiere auf. Darunter sind dann größere Mengen von abgebissenen Flü-
geln der verzehrten Schmetterlinge zu finden (vgl. Teubner, J. et al 2008). Die Gebäu-
destruktur ist noch weitgehend intakt. Die Wände sind zum Großteil noch verputzt oder 
mit Tapete versehen, so dass in den ehemaligen Wohnräumen kaum Verstecke für 
Fledermäuse vorhanden sind. Der Dachboden ist dagegen etwas strukturreicher. Die 
Holzkonstruktion des Dachstuhls weist einige potenzielle Versteckmöglichkeiten auf. 
Gleichwohl wurden keine Kotkrümel gefunden. Die Habitatbäume sind als potenzielle 
Quartierbäume zu werten.  
Das UG ist kein essentielles Jagdgebiet.  
Potentialabschätzung Feuerwehrtechnisches Zentrum - Fledermäuse: Gemäß Arten-
schutzbeitrag wurden mittels Detektorerfassungen Fledermäuse im Luftraum des Plan-
gebietes festgestellt. Im Bereich der Wohnbebauung, die an das Feuerwehrtechnische 
Zentrum anschließt wurden Zwergfledermäuse registriert. Die Gebäude im Bereich des 
Feuerwehrtechnisches Zentrum könnten ebenfalls teilweise als Quartier geeignet sein. 
Bauliche Änderungen sind an den Gebäuden nicht vorgesehen. Artenschutzrechtlich 
relevante Beeinträchtigungen sind deshalb nicht zu erwarten. 
sonstige Arten des Anhang IV der FFH-RL  
Weitere Arten des Anhang IV der FFH-RL wurden im UG nicht festgestellt. Auch po-
tenzielle Habitate für die betreffenden Arten fehlen.  
Potentialabschätzung Feuerwehrtechnisches Zentrum - sonstige Arten: Ein Vorkom-
men von weiteren Arten des Anhang IV der FFH-RL ist nicht zu erwarten, da die Flä-
chen keine geeigneten Habitatstrukturen bieten. 
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weitere national geschützte Arten  
Im UG wurden weitere artenschutzrechtlich relevante national geschützte Arten er-
fasst. Auf dem ehemaligen Gelände der Ställe südöstlich hinter dem Aldi wurden meh-
rere Weinbergschnecken beobachtet. Weitere Exemplare fanden sich im Waldbereich 
zwischen dem alten Gutshaus und der Wohnbebauung im Nordwesten des UG.  
Potentialabschätzung Feuerwehrtechnisches Zentrum - weitere Arten: Ein Vorkommen 
von weiteren national geschützten Arten ist nicht zu erwarten, da die Flächen keine 
geeigneten Habitatstrukturen bieten. 

6.2.6 Biologische Vielfalt und Biotopverbund 
Der Begriff biologische Vielfalt oder Biodiversität umfasst laut Bundesamt für Natur-
schutz: 
- die Vielfalt der Arten 
- die Vielfalt der Lebensräume und  
- die genetische Vielfalt innerhalb der Tier- und Pflanzenarten. 
Alle drei Bereiche sind eng miteinander verknüpft und beeinflussen sich auch gegen-
seitig. Bestimmte Arten sind auf bestimmte Lebensräume und auf das Vorhandensein 
ganz bestimmter anderer Arten angewiesen. Der Lebensraum wiederum hängt von be-
stimmten Umweltbedingungen wie Boden, Klima- und Wasserverhältnissen ab. Die ge-
netischen Unterschiede innerhalb der Arten schließlich verbessern die Chancen der 
einzelnen Art, sich an veränderte Lebensbedingungen (z. B. durch den Klimawandel) 
anzupassen. Man kann biologische Vielfalt mit einem engen Netz vergleichen mit zahl-
reichen Verknüpfungen und Abhängigkeiten.  
Das internationale Übereinkommen über die biologische Vielfalt (sog. Biodiversitäts-
konvention) verfolgt drei Ziele: 
- den Erhalt der biologischen Vielfalt, 
- die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt und 
- den gerechten Vorteilsausgleich aus der Nutzung der biologischen Vielfalt. 
Auch die Brandenburgische Biodiversitätsstrategie verfolgt das Ziel, die natürlich und 
kulturhistorisch entstandene Artenvielfalt in für die einzelnen Lebensräume charakte-
ristischer Ausprägung zu stabilisieren und zu erhalten. Dabei soll die vorhandene na-
turraumtypische Vielfalt von Lebensräumen dauerhaft gesichert werden und sich in ei-
nem günstigen Erhaltungszustand befinden. Wildlebende Arten (Tiere, Pflanzen, Pilze, 
Mikroorganismen) sollen in ihrer genetischen Vielfalt und in ihrer natürlichen Verteilung 
-auch im Boden und Wasser- vorhanden sein.  
Aufgrund der anthropogenen Vorbelastungen und der fehlenden Strukturvielfalt auf 
den landwirtschaftlichen Flächen ist die biologische Vielfalt des Plangebietes als sehr 
gering einzuschätzen. Es dominieren bauliche Nutzungen und eine weitgehend ausge-
räumte Agrarlandschaft. Der Biotopverbund erfolgt nur über die wenigen Einzelbäume 
und Gehölzflächen sowie über die Ruderalfläche östlich des Discounters. 

6.2.7 Luft und Klima 
Das Klima im Plangebiet wird sowohl vom Küsten- als auch vom Binnenlandklima be-
einflusst und ist daher als Übergangsklima zwischen „feucht-sommerkühl und winter-
mild“ sowie trocken-sommerwarm und relativ winterkalt“ einzustufen. 



Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße“, Stadt Gransee  
Begründung (Entwurf) 19. Oktober 2023 

 

 
Seite 46 

Das Gebiet um Gransee gehört mit einem mittleren jährlichen Niederschlag von 
580 mm zu den niederschlagsreicheren Gebieten Brandenburgs. 
Kleinklimatisch haben nur die Ackerflächen als Kaltluftproduktionsflächen eine Bedeu-
tung. Der östliche Teil des Plangebietes kann als Kaltluftsammelfläche eingestuft wer-
den. Lufthygienisch kann es als gering belastet eingestuft werden.  

6.2.8 Landschaftsbild und Erholung 
Als umweltschutzrelevante Ziele sind gemäß Bundesnaturschutzgesetz für das 
Schutzgut Landschaft der Schutz und die Erhaltung des Landschaftsbildes, die Wie-
derherstellung beeinträchtigter Bereiche des Landschaftsbildes und die Vermeidung 
von Eingriffen in besonders schützenswerte Landschaftsbilder von Bedeutung.  
Beurteilungsraum für die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes ist der Sichtraum, 
von dem aus die baulichen Anlagen gesehen werden können. Das Plangebiet ist be-
reits durch bauliche Anlagen vorgeprägt. Die Landwirtschaftsflächen sind weitgehend 
eben und frei von Hecken, Baumreihen und anderen sichtverschattenden Elementen. 
Eine weiträumige Sichtbarkeit ist nur von Osten gegeben. 
Für die Erholungsnutzung hat das Gebiet keine Bedeutung. Zusammenhängende Spa-
zier- bzw. Wanderwege, die zur Naherholung sind nicht vorhanden. 
Insgesamt hat das Plangebiet in Bezug auf das Schutzgut Landschaftsbild und die Er-
holungsnutzung eine untergeordnete Bedeutung.  

6.2.9 Kultur- und sonstige Sachgüter 
Im Plangebiet und umliegenden relevanten Flächen sind Kultur- und Sachgüter nicht 
bekannt. 

6.2.10 Mensch und Gesundheit 
Das Untersuchungsgebiet befindet sich in direkter Nähe zu Wohnbereichen. Eine po-
tentielle Einschränkung der Wohnqualität für nah gelegene Siedlungsbereiche besteht 
durch Immisionen des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „großflä-
chiger Einzelhandel“ und der Versorgungsfläche.  

6.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 

6.3.1 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Pla-
nung 

6.3.1.1 Schutzgebiete und geschützte Objekte 
Erhebliche Umweltauswirkungen wie Verlust, Zerschneidung und Funktionsbeeinträch-
tigung von Schutzgebietskategorien nach §§ 20 bis 30 BNatSchG sind nicht zu erwar-
ten.  

6.3.1.2 Fläche, Geologie und Boden 
Baubedingte Beeinträchtigungen erfolgen während der Bauphase durch die vorüber-
gehende Flächeninanspruchnahme für Baustelleneinrichtungen, Baustraßen, und La-
gerplatzflächen. Damit verbunden sind Verdichtung, Auf- und Abgrabungen, Umlage-
rung und Veränderung des Bodenaufbaus. 
Kontaminationen durch Störfälle sind nicht grundsätzlich auszuschließen. Verschmut-
zungen des Bodens sind durch geeignete Schutzmaßnahmen zu verhindern. Beein-
trächtigungen durch das Befahren der Flächen mit schwerem Baugerät sind 
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weitestgehend durch geeignete Maßnahmen (u. a. Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme von Böden, Verhinderung von Schadstoffeinträgen) zu minimieren. 
Gemäß HVE (2009) gelten temporäre Eingriffe dann als erheblich, wenn die Beein-
trächtigung länger als 5 Jahre wirksam ist. Im vorliegenden Planverfahren wird davon 
ausgegangen, dass baubedingte Versiegelungen vorher rückgebaut werden. In der 
Eingriffsbilanzierung für das Schutzgut Boden bleiben die temporär beeinträchtigten 
Flächen deshalb unberücksichtigt, da sie nach dem Rückbau wieder voll der natürli-
chen Prozessdynamik unterworfen sind.  
Aufgrund der zeitlich begrenzten Bauphase und bei Umsetzen der Vermeidungsmaß-
nahmen sind nur geringe baubedingte Beeinträchtigungen zu erwarten, die nicht er-
heblich und nicht nachhaltig sind.  
Anlagebedingte Beeinträchtigungen erfolgen durch die Bebauung und Versiegelung 
des Sondergebietes Großflächiger Einzelhandel (SO-1) und der Fläche für Versor-
gungsanlagen sowie der Erschließungs- und Stellplatzflächen. Die Ermittlung des Ver-
siegelungspotentials erfolgte anhand der textlichen und zeichnerischen Festsetzungen 
des Bebauungsplanes Nr. 21 „Einzelhandel Berliner Straße“ zur GRZ und den Bauge-
bieten. Die festgesetzten maximal zulässigen Versiegelungen werden folgendermaßen 
berücksichtigt. 
• Sondergebiet SO-1 

Für das 14.642 m² große SO-1 ist eine GRZ von 0,8 festgesetzt. Dies ermöglicht eine 
maximal zu versiegelnde Fläche von 11.714 m² inklusive der Nebenanlagen, wie den 
mindestens 140 PKW-Stellplätzen.  

• Sondergebiet SO-2 
Für das 6.160 m² große SO-2 ist eine GRZ von 0,8 festgesetzt. Dies ermöglicht eine 
maximal zu versiegelnde Fläche von 4.928 m² inklusive der Nebenanlagen.  

• Verkehrsflächen der Berliner Straße 
Die Verkehrsflächen der Berliner Straße wurden auf Grundlage der parallellaufenden 
Tiefbauplanung zum Knotenbereich zur Berliner Straße festgelegt. Entsprechend der 
Planung wurde für die Verkehrsfläche der Berliner Straße und der Zufahrt zur Plan-
straße A eine Fläche von 390 m² und für den Fuß- und Radweg eine Fläche von die 
660 m² im Bebauungsplan festgesetzt. Daraus ergibt sich eine anrechenbare Versie-
gelung von 1.050 m². 

• Verkehrsflächen 
Für die 3.975 m² großen Verkehrsflächen der Planstraßen A (Bereich südlich des 
Gehweges an der Berliner Straße) und B und die 525 m² große Stellplatzanlage gibt 
der Bebauungsplan keine Einschränkung zur Versiegelung vor. Für die Gesamtflä-
chen von 4.500 m² wird die Annahme getroffen, dass sie zu 80 % vollversiegelt wer-
den und 20 % unversiegelte Nebenflächen verbleiben. Daraus ergibt sich eine anre-
chenbare Versiegelung von 3.600 m². 

• Fläche für Versorgungsanlagen 
Für die 1.000 m² große Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung 
Wärme, Heizwerk ist keine GRZ festgesetzt. Parallel zum Bebauungsplanverfahren 
erfolgte ein Baugenehmigungsverfahren für die Errichtung einer Energiezentrale mit 
Holzhackschnitzelkessel, zwei Pufferspeichern und Abgasreinigung sowie den erfor-
derlichen Nebenanlagen, wie Zufahrt für den Schwerlastverkehr und drei PKW-Stell-
plätze. Die geplante Vollversiegelung beträgt somit 573 m² (vgl. Eingriffs-
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/Ausgleichskurzbilanzierung für die Errichtung einer Holzhackschnitzelheizanlage mit 
unterirdischem Vorratslager, Katzung 2021). 

 Tab. 3: geplante maximale Teil- und Vollversiegelungen von Boden 

Art der Versiegelung Summe in m² 

Vollversiegelung  
- SO-1 Großflächiger Einzelhandel (GRZ 0,8) 
- SO-2 Verwaltung, kulturelle, soziale, gesundheitliche Zwecke (GRZ 0,8) 
- Fläche für Versorgungsanlagen (gemäß Baugenehmigung) 
- Verkehrsflächen 4.500 m² (80 % der Fläche) 
- Berliner Straße und Zufahrt Planstraße A  

 
11.714 
4.928 

573 
3.600 
1.050 

Gesamt (ohne Fläche für Versorgungsanlagen und SO-2) 16.364 

Gesamt  21.865 

Die Ermittlung der vorhandenen Versiegelung erfolgt für die außerhalb des wirksamen 
Bebauungsplanes liegenden Flächen aufgrund der tatsächlich vor Ort anzutreffenden 
Versiegelung. Als Grundlage dient die Vermessung des in Aufstellung befindlichen Be-
bauungsplanes. Insgesamt wurden im Bereich der ehemaligen Stallanlage eine voll-
versiegelte Fläche von 450 m² ermittelt. Der unbefestigte Weg vom Wohngebiet zum 
Discounter ist auf einer Fläche von 120 m² teilversiegelt. Die Fläche wird in der Bilanz 
anteilig mit 50 % (60 m²) angerechnet. 
Für das sonstige Sondergebiet (SO-2) sind als künftige Nutzungen Verwaltung, kultu-
relle, soziale und gesundheitliche Zwecke zulässig. Die bestehende Bebauung des 
Feuerwehrtechnischen Zentrums wurde vor 1990 errichtet und war somit bereits vor 
der Aufstellung des wirksamen Bebauungsplanes Nr. 3 vorhanden. Die Ermittlung der 
vorhandenen Versiegelung erfolgt deshalb ebenfalls aufgrund der tatsächlich vor Ort 
anzutreffenden Versiegelung.  
Im Bereich des wirksamen Bebauungsplanes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ wird 
die vorhandene Versiegelung auf Grundlage der Festsetzungen dieses Bebauungspla-
nes ermittelt. Die hier festgesetzten maximal zulässigen Versiegelungen werden als 
rechtlicher Bestand in der Bilanz folgendermaßen berücksichtigt.  
• Mischgebiet MI (Hofstelle) 

Das MI betrifft den Bereich der ehemaligen Hofstelle. Die innerhalb des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanes liegende Baugebietsfläche umfasst 2.250 m². Die 
GRZ ist mit 0,25 festgesetzt. Durch die maximal zulässige Überschreitung der GRZ 
um 50 % durch Nebenanlagen besteht eine zulässige Überbauung auf 37,5 % der 
Gesamtfläche. Daraus ergibt sich eine rechtlich zulässige Versiegelung von insge-
samt 844 m² für das MI. 

• Mischgebiet MI (Feuerwehrtechnisches Zentrum) 
Die bestehenden baulichen Anlagen überdecken bereits 65 % (4.010 m²) des Baufel-
des. Insgesamt dürfen durch die Festsetzung weitere 15 % (918 m²) bzw. insgesamt 
höchstens 80 % (4.928 m²) des sonstigen Sondergebietes durch bauliche Anlagen 
überdeckt werden. 
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• Mischgebiet MI* 
Das MI* betrifft den Bereich des vorhandenen Discounters mit seinen Erschließungs-
flächen und der Stellplatzanlage. Die betroffene Baugebietsfläche umfasst 7.000 m². 
Der wirksame Bebauungsplan enthält keine textliche Festsetzung zu einer Beschrän-
kung der maximal zulässigen Versiegelung für das Baugebiet. Die Beschränkung 
ergibt sich aus den zeichnerischen Festsetzungen. Bereiche die überbaut werden 
dürfen liegen innerhalb der Baugrenze für den Discounter und innerhalb der Umgren-
zungen der Stellplatzfläche inkl. der erforderlichen Erschließung sowie anteilig in ei-
ner Breite von 4 m innerhalb des Geh- und Leitungsrechtes. Insgesamt ergibt sich 
durch die zeichnerischen Festsetzungen eine Überbauungsmöglichkeit von 100 % 
auf 4.800 m² des MI*. Die festgesetzten Hecken und die Mischgebietsflächen außer-
halb der Baugrenze für den Discounter sowie der Umgrenzungen der Stellplatzfläche 
inkl. der erforderlichen Erschließung und des Geh- und Leitungsrechtes sind darin 
nicht enthalten. 

• Verkehrsflächen 
Die Verkehrsflächen betreffen den Bereich der Berliner Straße mit den begleitenden 
öffentlichen Grünflächen mit insgesamt 3.150 m². Davon ist durch die zeichnerischen 
Festsetzungen eine Überbauungsmöglichkeit von 100 % auf 1.750 m² der Verkehrs-
flächen zulässig. Die öffentlichen Grünflächen sind darin nicht enthalten. 

 Tab. 4: vorhandene maximale Teil- und Vollversiegelungen von Boden 

Art der Versiegelung Summe in m² 

Vollversiegelung  
(gemäß Festsetzungen des B-Planes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“) 
- MI (ehemalige Hofstelle) 
- MI (Feuerwehrtechnisches Zentrum) 
- MI* (Discounter und Nebenflächen) 
- Verkehrsflächen (Berliner Straße) 

 
 

844 
4.010 
4.800 
1.750 

Vollversiegelung  
(gemäß Bestand außerhalb B-Planes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“) 
- ehemalige Stallanlage 

 
 

450 

Teilversiegelung  
(gemäß Bestand außerhalb B-Planes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“) 
- Wege in wassergebundener Bauweise (Gesamtfläche 120 m²) 

  davon Anrechnung mit Faktor 0,5 

 
 

 

60 

Gesamt 11.914 

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird die Bestandsversiegelung von 
ca. 11.914 m² auf ca. 21.865 m² erhöht. Es ergibt sich ein maximales Eingriffspotential 
von 9.951 m² versiegelter Fläche. Davon werden 573 m² auf der Fläche für Versor-
gungsanlagen (Heizwerk/Energiezentrale), 918 m² durch die Festsetzungen auf der 
Fläche des Feuerwehrtechnisches Zentrums (SO-2) und 8.460 m² durch die sonstigen 
Bauflächen (SO-1) des Plangebietes verursacht. 
Auf diesen Flächen wird der Boden keinerlei Funktionen mehr übernehmen. Die Funk-
tionen des Bodens als Lebensraum, Filter- und Puffer für den Wasserschutz sowie für 
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die Wasserversickerung gehen dauerhaft verloren. Von der Neuversiegelung sind bis-
lang intensiv genutzte Ackerflächen und Ruderalflächen betroffen. Diese Böden sind 
erheblich anthropogen beeinflusst.  
Aufgrund der Neuversiegelung bislang unversiegelter Flächen sind die anlagebeding-
ten Beeinträchtigungen erheblich und nachhaltig. Durch Vermeidung unnötiger Boden-
versiegelung und die Anlage von planexternen Kompensationsflächen können die Be-
einträchtigungen ausgeglichen werden. 
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. 

6.3.1.3 Wasser und Grundwasser 
Baubedingte Beeinträchtigungen finden durch vorübergehende Flächeninanspruch-
nahme während der Bautätigkeit und der damit verbundenen Erhöhung der Verdich-
tung des anstehenden Bodens statt. Diese kann die Versickerungsfähigkeit von Nie-
derschlagswasser verringern und zu einem erhöhten Oberflächenabfluss führen. Diese 
geringen Beeinträchtigungen sind zeitlich begrenzt. Sie werden als nicht erheblich und 
nicht nachhaltig eingeschätzt.  
Anlagebedingte Beeinträchtigungen entstehen durch die Zunahme der Versiegelung. 
Diese führt zu einer Verschlechterung des Wasserhaltevermögens und der Versicke-
rungsfähigkeit, zur Erhöhung des Oberflächenabflusses und zur Verringerung der 
Grundwasserneubildungsrate. 
Insgesamt besteht ein maximales Eingriffspotential von 9.951 m² versiegelter Fläche. 
Auf diesen Flächen kommt es zu einer Verringerung der Versickerung und des Was-
serhaltevermögens und zu einer Erhöhung des Oberflächenabflusses. Aufgrund der 
Neuversiegelung bislang unversiegelter Flächen sind die Beeinträchtigungen erheblich 
und nachhaltig. Durch Vermeidung unnötiger Bodenversiegelung und die Anlage von 
planexternen Kompensationsflächen können die Beeinträchtigungen ausgeglichen 
werden. Wird das anfallende Regenwasser vor Ort versickert, ist in Bezug auf die 
Grundwasserneubildung keine Beeinträchtigung zu erwarten ist. 
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind bei einer ordnungsgemäßen Anlagennut-
zung nicht zu erwarten. 

6.3.1.4 Pflanzen und Biotope 
Baubedingte Beeinträchtigungen der Pflanzenwelt sind nicht zu erwarten.  
Anlagebedingte Beeinträchtigungen entstehen durch Flächeninanspruchnahme. Dies 
betrifft bis auf den Bereich der Berliner Straße den gesamten Geltungsbereich. Durch 
den Bebauungsplan wird die Beanspruchung folgender Biotope planerisch vorbereitet. 
• Ruderalflur (Code 032001 / RSxxO) = 3.250 m² 
• Feldgehölze, nicht heimische Gehölzarten (Code 071102 / BFxN) = 700 m² 
• Bäume gemäß Baumschutzsatzung = 98 Stück 
Die Ausgleichsmaßnahmen des Bebauungsplanes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ 
wurden bislang nicht umgesetzt. Es ist folgender planungsrechtlicher Bestand zu be-
rücksichtigen.  
• Festsetzung B-Plan Nr. 3: Formschnitthecke (Code 10273 / PHH) = 1.100 m² 
• Festsetzung B-Plan Nr. 3: Freiwachsende Hecke (Code 071311 / BHOH) = 600 m² 
Die Inanspruchnahme der 3.950 m² Biotopflächen (Ruderalflur, Feldgehölze), der 98 
geschützten Bäume in den zu rodenden Gehölzflächen und die Überplanung des 
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planungsrechtlichen Bestandes von 1.700 m² festgesetzter Hecken des Bebauungs-
planes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ stellen erhebliche nachteilige anlagebe-
dingte Umweltauswirkungen dar, welche durch geeignete Maßnahmen naturschutz-
rechtlich auszugleichen sind.  
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten.  

6.3.1.5 Tiere 
Im Zusammenhang mit der Genehmigung des Bebauungsplanes ist zu beachten, dass 
durch die Bebauung selbst, meist in Verbindung mit der Baufeldfreimachung, Verbots-
tatbestände des § 44 Absatz 1 BNatSchG berührt werden können (Vernichtung ge-
schützter Lebensstätten, Störung, Tötung, Verletzung geschützter Individuen). Der Ge-
setzgeber sieht hier die Berücksichtigung der national besonders geschützten Arten 
(gem. § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG) bei rechtsmäßigen Eingriffen über Planverfahren 
durch die Eingriffsregelung vor (vgl. §§ 13, 14 BNatSchG, § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB. Im 
Zusammenhang mit der Genehmigung des B-Planes sind auch die Verbotstatbestände 
des § 44 Absatz 1 BNatSchG für die national streng geschützten Arten gem. § 7 Absatz 
2 Nr. 14 BNatSchG zu beachten.  
Weiterführende Aussagen zu den Belangen des Artenschutzes können dem Arten-
schutzbeitrag entnommen werden und sollen an dieser Stelle als kursiv gestellte Texte 
nur zusammenfassend dargestellt werden: 
Brutvögel 
Tötungsverbot nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG 
Die Fortpflanzungsstätten der kartierten Brutvogelarten befinden sich zumeist inner-
halb des Geltungsbereichs oder angrenzend zum Geltungsbereich des B-Plans. Durch 
die Beseitigung der Gehölze, Ruderalflächen und Gebäude werden die Fortpflanzungs-
stätten der nachgewiesenen Brutvogelarten zerstört. Daher können im Zuge der Be-
seitigung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten Individuen der Brutvögel verletzt oder 
getötet werden. Baubedingt besteht weiterhin die Gefahr der Tötung von Individuen der 
erfassten Arten durch Baufahrzeuge und Materialablagerung im Bereich der Brut-
plätze. Betriebs- und anlagenbedingt ist von keiner Beeinträchtigung auszugehen. 
Große Fensterfronten sind zu vermeiden, bzw. deren Gefahrenpotential zu verringern  
Zugehörige Vermeidungsmaßnahmen: V CEF 1-3 
Störungsverbot nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG 
Die Fortpflanzungsstätten der kartierten Arten befinden sich zumeist innerhalb des Gel-
tungsbereichs oder angrenzend zum Geltungsbereich des B-Plans. Es ist temporär mit 
potenziell populationswirksamen Störungen durch die Bauarbeiten (Baumaschinen-
verkehr, Lärm usw.) zu rechnen. Die festgestellten Arten gelten in Bezug auf die Wahl 
ihrer jeweiligen Brutplätze als flexibel. Sie sind gegenüber anthropogenen Störreizen 
vergleichsweise unempfindlich und haben ihre Brutplätze im Plangebiet ohnehin im 
siedlungsnahen Bereich. Zudem ist ein Ausweichen in unmittelbare Bereiche ohne Stö-
rimplikationen möglich. Erhebliche Beeinträchtigungen für das lokale Bestandsniveau 
werden selbst unter Annahme einer unterstellten temporären Störung einzelner Brut-
paare nicht generiert. Die ökologische Lebensraumkontinuität bleibt für das betroffene 
Brutvogelspektrum erhalten. Da das Plangebiet im Siedlungsbereich liegt, ist anlage-
bedingt nicht mit einer wesentlichen Änderung der vorbelasteten Situation in Bezug auf 
anthropogen Störungen zu rechnen. Die untersuchten Flächen dienen nicht als Über-
winterungsquartier oder als Rastfläche während der Wanderungszeiten von 
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Zugvögeln. Auch während der Mauser der Vogelarten sind keine zusätzlichen erhebli-
chen Störungen zu erwarten.  
Zugehörige Vermeidungsmaßnahmen: V CEF 1 
Lebensstättenschutz § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG 
Durch die Überbauung werden die Vegetationsstrukturen, in denen Nistplätze von Brut-
vögeln vorhanden sind, zerstört. Betroffen von der Beseitigung der Gehölze sind ins-
besondere die Arten der Gilde der ungefährdeten Brutvögel der Vorwälder und älterer 
Baumbestände (überwiegend einmalig genutzte Brutstandorte) sowie die Arten der 
Gilde der ungefährdeten Höhlen- und Nischenbrüter an oder in Gebäuden. Die Arten 
der erstgenannten Gilde sind typische Brutvögel der Hecken, Feldgehölze und Wälder, 
die in Brandenburg noch weit verbreitet sind und stabile Bestände aufweisen. Es han-
delt sich zumeist um Freibrüter, die jährlich ihr Nest neu errichten. Potenziell von den 
Baumaßnahmen betroffene Individuen können in ungestörte geeignete Bereiche der 
näheren Umgebung ausweichen, die in ausreichendem Umfang vorhanden sind. Durch 
die Bauzeitenregelung (siehe oben) wird eine direkte Beeinträchtigung von Fortpflan-
zungsstätten von Brutvögeln dieser Gilde ausgeschlossen. Die Niststätten der höhlen-
bewohnenden Arten dieser ökologischen Gilde genießen auch nach der Brut gesetzli-
chen Schutz (vgl. MUGV 2018). Diese sind daher zu ersetzen (siehe A CEF Maßnah-
men).  
… Neben den Arten der Gehölze wurden drei Höhlen- und Nischenbrüter an oder in 
Gebäuden kartiert. Es handelt sich um den Star, den Haussperling und den Hausrot-
schwanz. Der Star und der Haussperling brüteten nicht im Baufeld, mit Ausnahme von 
1 Rev. des Haussperling am Wohngebäude. … Da der Brutplatz des Hausrotschwanz 
nicht genau verortet werden konnte, ist eine Zerstörung der Fortpflanzungs- und Ru-
hestätte dieser Art nicht ausgeschlossen. Daher ist Ersatz hierfür zu schaffen.  
Die Wertgebenden Arten Gelbspötter und Bluthänfling hatten ihre Revierzentren am 
Rand des Plangebietes. Der Gelbspötter sollte in unmittelbarer Nähe in der Hecken-
reihe am Acker ein geeignetes Ausweich-Nisthabitat finden. Eine geschlossene Pflan-
zung von Hecken und Gehölzen entlang der B-Plangrenze sollte im südlichen Bereich 
angestrebt werden. Der Bluthänfling brütete höchstwahrscheinlich in der dichten Hecke 
am Südrand des Feuerwehrgeländes. Da es sich um eine Hecke auf der Flurstücks-
grenze handelt wird von einem Erhalt dieser Struktur ausgegangen. Somit sind Beein-
trächtigungen für den Bluthänfling nicht zu erwarten. Bei der Dorngrasmücke handelt 
es sich um eine am Boden bzw. bodennah brütende Art, die jährlich ihr Nest neu er-
richtet. Potenziell von den Baumaßnahmen betroffene Individuen können in ungestörte 
geeignete Bereiche der näheren Umgebung ausweichen. … 
Zugehörige Vermeidungsmaßnahmen: V CEF 7 
Zugehörige vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen: A CEF 1 
Fledermäuse 
Tötungsverbot nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG 
Drei Höhlenbäume im UG weisen einige Spalten und Höhlen auf, die potenziell von 
baumbewohnenden Fledermausarten als Sommer- und auch als Winterquartier ge-
nutzt werden könnten. Nach derzeitiger Planung können diese potenziellen Habitat-
bäume nicht erhalten werden. Hierdurch gehen potenzielle Sommer- und Winterquar-
tiere für Fledermäuse verloren. Ebenso wird das alte Gutshaus abgerissen. Hier wur-
den Fledermäuse nachgewiesen. Durch die Rodungs- und Abrissarbeiten besteht das 
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potenzielle Risiko, dass Fledermäuse zu Schaden kommen. Anlage- und betriebsbe-
dingt sind keine erhöhten Risiken zu erwarten. Da es sich bei dem Bauvorhaben um 
Gebäude mit angrenzenden Stell- und Parkflächen für PKW handelt und auf dem Be-
triebsgelände sowie den Parkplätzen voraussichtlich nur mit langsamer Geschwindig-
keit gefahren wird, ist nicht mit einem signifikant höheren Kollisionsrisiko für Fleder-
mäuse zu rechnen.  
Zugehörige Vermeidungsmaßnahmen: V CEF 4-5 
Störungsverbot nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG 
Da das Plangebiet im Siedlungsbereich liegt, ist anlagebedingt nicht mit einer wesent-
lichen Änderung der vorbelasteten Situation in Bezug auf anthropogen Störungen zu 
rechnen.  
Lebensstättenschutz § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG 
Die drei Höhlenbäume im UG weisen einige Spalten und Höhlen auf, die potenziell von 
baumbewohnenden Fledermausarten als Sommer- und auch als Winterquartier ge-
nutzt werden könnten. Nach derzeitiger Planung können diese potenziellen Habitat-
bäume nicht erhalten werden. Hierdurch gehen potenzielle Sommer- und Winterquar-
tiere für Fledermäuse verloren. Das leerstehende Gutshaus dient einigen Fledermäu-
sen als Sommerquartier. Besetzte Winterquartiere in den Kellerräumen können nicht 
ausgeschlossen werden. In jedem Fall handelt es sich nach derzeitigem Kenntnisstand 
um einige wenige Individuen der Arten Zwergfledermaus und Braunes Langohr. Auch 
im ALDI-Markt könnten einige Fledermäuse potenziell ihre Sommer- bzw. Winterquar-
tiere beziehen. Ein Ersatz für diese potenziellen Fledermausquartiere ist daher notwen-
dig.  
Als Nahrungshabitat ist das Plangebiet insgesamt eher von untergeordneter Bedeu-
tung. Der Verlust von Nahrungshabitaten durch die Umsetzung des Bebauungsplans 
erscheint nicht erheblich.  
Da das Plangebiet im Siedlungsbereich liegt, ist anlagebedingt nicht mit einer wesent-
lichen Änderung der vorbelasteten Situation in Bezug auf anthropogen Störungen zu 
rechnen.  
Zugehörige Vermeidungsmaßnahmen: V CEF 7-9 
Zugehörige vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen: A CEF 2 
Weinbergschnecken 
Tötungsverbot nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG 
Die Weinbergschnecken sind vor der Baufeldfreimachung einzusammeln und in geeig-
nete Habitate in unmittelbarer Umgebung umzusetzen.  
Zugehörige Vermeidungsmaßnahmen: V CEF 6 

6.3.1.6 Biologische Vielfalt und Biotopverbund 
Baubedingte Beeinträchtigungen sind bei einer ordnungsgemäßen Baustellenabwick-
lung nicht zu erwarten. 
Anlagebedingte Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. Durch Baumfällungen im 
Sondergebiet (SO-1) gehen Biotopstrukturen verloren. Neue Biotopstrukturen, auf den 
bisher ausgeräumten Agrarflächen, entstehen durch die Anlage von Begrünungen in 
den Allgemeinen Wohngebieten. 
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind bei einer ordnungsgemäßen Anlagennut-
zung nicht zu erwarten. 
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6.3.1.7 Luft und Klima 
Baubedingte Beeinträchtigungen sind während der gesamten Bauphase durch Bau-
lärm, Staub- und Schadstoffemissionen zu erwarten. Diese führen lokal zu einer zeitlich 
begrenzten Verschlechterung der Luftqualität. Die Beeinträchtigungen sind nicht er-
heblich und nicht nachhaltig.  
Anlagebedingte Beeinträchtigungen sind nur in geringem Umfang zu erwarten. Durch 
die künftige Flächenüberbauung, sind thermisch veränderte Verhältnisse zu erwarten. 
Durch geeignete Maßnahmen (z.  B. Pflanzungen) sind klimatische Parameter zu stüt-
zen und aufzuwerten (Frischluftbildung, Verdunstung etc.). Durch die Begrünung des 
Plangebietes können die Beeinträchtigungen vermieden werden. 
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind bei einer ordnungsgemäßen Anlagennut-
zung nicht zu erwarten. 

6.3.1.8 Landschaftsbild und Erholung 
Baubedingte Beeinträchtigungen führen zu einer vorrübergehenden Minderung des Er-
holungswertes durch Lärm, Staub und Schadstoffe. Aufgrund der fehlenden Erholungs-
eignung der Flächen sind die Beeinträchtigungen nicht erheblich.  
Anlagebedingte Beeinträchtigungen entstehen durch die anthropogene Überprägung 
des Landschaftsbildes durch die baulichen Anlagen und deren Nebenanlagen. Die we-
sentliche Veränderung des Landschaftsbildes erfolgt auf der Ostseite des Plangebietes 
durch den Verlust von unbebauten Ackerflächen. Die Beeinträchtigung kann durch die 
Anlage von Gehölzstrukturen im Übergang zur Landschaft kompensiert werden.  
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. 

6.3.1.9 Kultur- und sonstige Sachgüter 
Baubedingte Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten.  
Anlagebedingte Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. 
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. Die zu erwartenden Erd-
arbeiten greifen in den Boden ein, sollten noch nicht bekannte Bodendenkmale ent-
deckt werden, sind die zuständigen Stellen des Denkmalschutzes zu benachrichtigen. 

6.3.1.10 Mensch und Gesundheit 
Baubedingte Beeinträchtigungen führen zu einer vorrübergehenden Minderung des Er-
holungswertes durch Lärm, Staub und Schadstoffe. Durch die Lage der Baustelle in 
der Nähe von Wohngebäuden und die begrenzte Bauzeit, sind geringe Beeinträchti-
gungen zu erwarten. 
Anlagebedingte Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. 
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen können durch die nächtliche Anlieferung der Le-
bensmittelmärkte und die Versorgungsanlagen auftreten.  

6.3.1.11 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
Wechselwirkungen und Querbezüge zwischen den Schutzgütern (§ 1 Abs. 6 
Nr. 7 i BauGB) sind sowohl bei der Aufstellung von umweltbezogenen Zielen als auch 
bei der Beurteilung der Folgen von Beeinträchtigungen zu betrachten, um sekundäre 
Effekte und Summationswirkungen erkennen und bewerten zu können.  
Wesentliche Wechselwirkungen gehen von der derzeitigen Nutzungs- und Biotopstruk-
tur aus. Sie ist charakterisiert durch eine intensive landwirtschaftliche und anthropo-
gene Nutzung. Im Plangebiet sind negative Wechselwirkungen besonders durch die 
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Bodenversiegelung zu erwarten. Es sind vor allem Wirkungsgefüge der Schutzgüter 
Boden und Wasser sowie Boden und Pflanzen und Tiere gegeben. Es besteht darüber 
hinaus ein Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgütern Boden und Klima. Der Boden-
verlust bewirkt durch die Beseitigung von Flächen der Frischluftförderung bzw. Kaltluf-
tentstehung die Veränderung des Mikroklimas. Da voraussichtlich keines der Schutz-
güter erheblich beeinträchtigt wird, wird auch keine Erheblichkeit für die Wirkgefüge 
abgeleitet. 
Die aus methodischen Gründen auf Teilsegmente des Naturhaushaltes, die sogenann-
ten Schutzgüter, bezogenen Auswirkungen betreffen also in Wirklichkeit ein Wirkungs-
gefüge. Dabei können Ziele oder Eingriffswirkungen auf ein Schutzgut indirekte Sekun-
därfolgen für ein anderes Schutzgut nach sich ziehen. Zusammen mit den ermittelten 
Eingriffen für die Schutzgüter Mensch (Luftschadstoffe, Lärm), Lokalklima (Frischluft-
förderung) und Boden (Verlust) ist somit der Bedarf einer größtmöglichen Vermei-
dung/Minderung schädlicher Wirkungen und eines adäquaten Ausgleichs gegeben.  

6.3.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 
der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Fläche weiter als Discounter und intensiv 
landwirtschaftlich genutzt. Eine Verbesserung der Standortbedingungen für Tiere und 
Pflanzen wäre nur mit einer Nutzungsaufgabe in Verbindung mit einem gezielten Pfle-
gekonzept möglich. Die Bedeutung der einzelnen Flächen für die Schutzgüter, wie z. B. 
die Ackerflächen als Kaltluftentstehungsgebiet blieben bestehen.  

6.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und Kompensation 

6.4.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung der Beeinträchtigungen 
Gemäß § 13 Abs. 1 BNatSchG sind im Sinne des Vermeidungsgebotes vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft oder des Landschaftsbildes zu unterlas-
sen oder gering zu halten. Dieses Gebot verpflichtet den Eingriffsverursacher, unter 
dem verfassungsrechtlichen Gebot der Verhältnismäßigkeit der Mittel bei einer nicht 
völligen Vermeidbarkeit des Eingriffes zumindest eine teilweise Vermeidbarkeit anzu-
streben. Um diesen Ansprüchen gerecht zu werden, ist die Planung gefordert, Mög-
lichkeiten der Vermeidung und Minderung von Beeinträchtigungen des Naturhaushal-
tes und des Landschaftsbildes aufzuzeigen. 
V 1 / Schutz von Gehölzen - Vermeidung von Beschädigungen an Gehölzen  
Während der Bauphase sind die zu erhaltenden Gehölzbestände so zu schützen, dass 
eine Beschädigung ausgeschlossen werden kann. Zum Baum- und Wurzelschutz sind 
bei Tiefbauarbeiten die Vorschriften der DIN 18920 Schutz von Bäumen, Pflanzenbe-
ständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen in der geltenden Fassung zu be-
achten. In den vorgesehenen Arbeitsbereichen sind entsprechende Schutzvorrichtun-
gen zu errichten. Erdarbeiten im Wurzelbereich sind nur in Handschachtung durchzu-
führen. 
V 2 / Verwendung gebietseigener Gehölze - Vermeidung von Florenverfälschung  
Der Verwendung von einheimischen und standortgerechten Arten ist der Vorrang vor 
gebietsfremden Arten zu geben. Dabei sind gebietsheimische Pflanzen gemäß dem 
Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz vom 02. 12. 2019 
zur „Verwendung gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Landschaft“ 
aus dem Vorkommensgebiet 2.1 Ostdeutsches Tiefland zu verwenden. Durch die Ver-
wendung von einheimischen und standortgerechten Gehölzen wird, dass Anwachsen 
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der Pflanzen gefördert und das Einfügen in die Nahrungsketten der örtlichen Ökosys-
teme sichergestellt. 
V 3 / Bodenschutz - Vermeidung von Bodenbeeinträchtigungen  
Folgende Schutzmaßnahmen sind während der Bauzeit einzuhalten: 
- bei der Baufeldfreimachung ist der Oberbodenabtrag getrennt von anderen Boden-

bewegungen durchzuführen, 
- das Baufeld muss so weit vorbereitet werden, dass der Oberboden ohne Ver-

schlechterung der Qualität gewonnen werden kann (Beseitigung von Baustoffres-
ten), 

- Oberboden ist von allen Bau- und Betriebsflächen (außer aus dem Wurzelbereich 
zu erhaltender Bäume) abzutragen, 

- der zur Wiederverwendung vorgesehene Oberboden ist abseits vom Baubetrieb in 
geordneter Form zu lagern, 

- der Oberboden darf nicht befahren oder anderweitig verdichtet werden, 
- das Oberbodenlager ist gegen Vernässung, Verunkrautung und sonstige Verunrei-

nigungen zu schützen. 
Generell sind bei Bodenarbeiten die DIN 18300 und die DIN 18915 zu beachten. Der 
Einsatz schwerer Baumaschinen erfolgt nur bei trockener Witterung. Die Befahrung 
druckempfindlicher Böden erfolgt generell mit Breitreifen. Nach Abschluss der Bau-
maßnahme sind alle beanspruchten Flächen wiederherzustellen und zu rekultivieren. 
V 4 / Schutz des Grundwassers - Vermeidung von Verunreinigungen  
Es wird ein sachgemäßer Umgang und Lagerung von Schadstoffen, die eine Beein-
trächtigung des Grundwassers und des Bodenhaushaltes herbeiführen könnten (z.B. 
Betriebsstoffe für die eingesetzten Baumaschinen), verlangt. Es sind biologisch abbau-
bare Hydrauliköle und Fette einzusetzen sowie regelmäßige Überprüfungen der Bau-
maschinen auf Leckagen durchzuführen. Eine Verunreinigung des Grundwassers 
durch das Bauvorhaben ist zu vermeiden. 
V 5 / Schutz des Grundwassers - Versickerung von Regenwasser  
Gemäß § 54 des Brandenburgischen Wassergesetzes ist das Niederschlagwassers 
vor Ort zu versickern, soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen 
ist und sonstige Belange nicht entgegenstehen.  

6.4.2 Maßnahmen gemäß § 44 BNatSchG zum besonderen Artenschutz 
Grundsätzlich kommt es bei der Bebauung von Flächen zur Überplanung von Nah-
rungs- und Fortpflanzungsräumen. Dies betrifft neben den Artengruppen der Vögel, 
Fledermäuse und Zauneidechse auch die weitere vor Ort vorhandene Fauna, so dass 
Kompensationsmaßnahmen grundsätzlich auch strukturreiche Lebensräume schaffen 
sollten, die zahlreichen Arten die Ansiedlung ermöglichen. Die nachfolgenden Vermei-
dungsmaßnahmen sind aus dem Artenschutzbeitrag Voraussichtlicher Bebauungsplan 
der Stadt Gransee „Einzelhandel Berliner Straße“ (Menz, 2021) übernommen. 
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Vermeidungsmaßnahmen (V CEF Maßnahmen) 
V CEF 1 - Brutvögel 
Die Baufeldfreimachung (Abriss- und Rodungsarbeiten) muss außerhalb der Brutzeit 
der Brutvögel vom 01.10. - 28.02. erfolgen, um Verluste im Zuge der Beseitigung von 
(potenziellen) Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu vermeiden. Ggf. ist ein abweichen-
der Baubeginn möglich. Voraussetzung dafür ist eine Kontrolle und Freigabe der Flä-
chen durch einen Sachverständigen.  
V CEF 2 - Brutvögel 
Außerhalb des Plangebietes dürfen keine Materialablagerungen und Baustelleneinrich-
tungen errichtet werden. Ziel dieser Maßnahme ist, die Verletzung oder das Töten von 
europarechtlich geschützten Tierarten zu vermeiden. Gleichzeitig werden die Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten von europarechtlich geschützten Tierarten angrenzend zum 
Plangebiet vor einer Beeinträchtigung geschützt.  
V CEF 3 - Brutvögel 
Große Fensterfronten sind zu vermeiden, bzw. deren Gefahrenpotential zu verringern. 
Das im B-Plan geplante Vorhaben beinhaltet u.a. die Errichtung von Verbrauchermärk-
ten. Durch große Glasfronten besteht die akute Gefahr, dass Vögel gegen diese fliegen 
und tödlich verletzt werden. Diese Gefahren gilt es zu vermeiden. In erster Linie ist 
schon bei der Konzeption der Gebäude die Installation von großen Fensterfronten auf 
das unbedingt notwendige zu reduzieren. Daneben sind weitere Schutzmaßnahmen 
an den Fenstern selbst vorzunehmen. 
Spiegelungen lassen sich vermindern durch:  
•  die Wahl von Scheiben mit geringem Aussenreflexionsgrad von max. 15 %, besser 

jedoch 12%.  
•  Montieren von Insektenschutzgittern  
• Verzicht auf Spiegel im Außenbereich  
• Durchsichten lassen sich vermindern durch entsprechende Konstruktion, d.h. keine 

Fensterfronten über Eck  
• Wahl halbtransparenter Materialien, d.h. die Scheiben sind zu markieren (Greifvo-

gelsilhouetten u.ä. sind nicht geeignet)  
• Einsatz innenarchitektonischer Mittel (Vorhänge, Gardinen u.ä.)  
V CEF 4 - Fledermäuse 
Rodungsarbeiten und Abrissarbeiten sind zwischen 01.10. und 28.02. auszuführen. 
Dies verhindert, dass besetzte Sommerquartiere zerstört werden und Fledermäuse zu 
Schaden kommen.  
V CEF 5 - Fledermäuse 
Vor der Baufeldfreimachung zwischen dem 01.10. und 28.02. sind die potenziellen Fle-
dermauswinterquartiere in den Habitatbäumen und sämtlichen Gebäuden unmittelbar 
vor Beginn der Abriss- und Rodungsarbeiten durch einen Fledermausexperten auf eine 
aktuelle Nutzung durch Fledermäuse zu überprüfen. Auch sind bisher noch nicht ent-
deckte Strukturen zu überprüfen. Die Abrissarbeiten sind dann an das Ergebnis der 
Untersuchung anzupassen. Erfolgt die Fällung von Bäumen nicht unmittelbar nach der 
Kontrolle sollten vorhandene Höhlungen mittels Gaze verschlossen werden, so dass 
eventuell vorhandene Fledermäuse das Quartier verlassen können aber nicht mehr 
hineingelangen.  
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V CEF 6 - Weinbergschnecke 
Die Weinbergschnecken sind vor der Baufeldfreimachung einzusammeln und in geeig-
nete Habitate in unmittelbarer Umgebung umzusetzen.  
V CEF 7 - Brutvögel, Fledermäuse 
Sämtliche erhalten bleibende Bäume mit einem Stammdurchmesser größer 50 cm sind 
vor baubedingten Schädigungen (z.B. durch Baufahrzeuge) zu schützen. Dies betrifft 
auch Bäume außerhalb des Geltungsbereichs, die im Gefahren- bzw. Einzugsbereich 
der Baustelle stehen. Hierzu sind die fachlich allgemein anerkannten Schutzmaßnah-
men umzusetzen.  
V CEF 8 - Brutvögel, Fledermäuse 
Empfohlen werden Durchgrünungsmaßnahmen im Geltungsbereich mit einheimischen 
Gehölzen als Basis für ein reiches Insektenleben zur Sicherung der Nahrungsquelle 
von Fledermausarten.  
V CEF 9 - Fledermäuse 
Zur Beleuchtung des Geländes ist eine sogenannte Insektenfreundliche Außenbe-
leuchtung zu verwenden. Das Eingriffsgebiet ist ein eher untergeordnetes Jagdhabitat 
für Fledermäuse. Das Gelände wird nach Fertigstellung in weiten Teilen auch weiterhin 
als sekundäres Jagdhabitat für die Fledermäuse nutzbar bleiben. Dabei haben konven-
tionelle Außenbeleuchtungen von Gebäuden und Parkplätzen eine nicht zu unterschät-
zende Wirkung auf das Tierartenspektrum im Plangebiet. Vielfach geht von konventio-
nellen Beleuchtungseinrichtungen eine stark anziehende Wirkung auf nachtak- tive In-
sektenarten aus, wobei in einer offenen Landschaft Insekten auch aus weiteren Entfer-
nungen angelockt werden. Die nachtaktiven Insekten orientieren sich üblicherweise an 
dem schwachen Licht des Mondes und der Sterne. Die nachtaktiven Arten werden da-
her von einer herkömmlichen Lichtquelle stark angezogen und fliegen diese immer wie-
der bis zur Erschöpfung an. Häufig versäumen sie dabei die Nahrungsaufnahme, Fort-
pflanzung und Eiablage was bei manchen kurzlebigen Arten den Fortbe- stand gefähr-
den kann. An den Lichtquellen jagende Insektenfresser (z. B. Zwerg-, Rauhhaut- und 
Breitflügelfledermaus) sorgen zusätzlich für einem hohen Individuenverlust. Die Insek-
tenfauna von Gehölzhabitaten im „Einzugsbereich“ der Beleuchtungskörper droht hier-
durch zu verarmen. In Folge dessen wird die Nahrungsgrundlage der Fledermausarten 
reduziert. Dadurch wird die Fläche als Nahrungshabitat negativ beeinträchtigt, was po-
pulationswirksame Auswirkungen auf die potenziell vorkommenden Fledermäuse ha-
ben kann. Daher sind insektenfreundliche Beleuchtungseinrichtungen für die Außen-
anlagen zu verwenden. Hierdurch wird einer betriebsbedingten Verarmung der Insek-
tenfauna entgegengewirkt und das Nahrungsangebot für Fledermäuse bleibt erhalten.  
Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (A CEF Maßnahmen) 
Gemäß § 44 Absatz 1 Punkt 3 in Verbindung mit Absatz 5 Punkt 3 liegt kein Ausnah-
metatbestand vor, wenn die erforderlichen CEF-Maßnahmen im direkten räumlichen 
Zusammenhang und zeitlich vor der Zerstörung der verloren gegangenen Niststätten 
errichtet wurden. Die Maßnahmen CEF-1 bis CEF-4 sind im Vollzug des B-Planes 
rechtzeitig vor dem Eingriff in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde umzu-
setzen. Die Maßnahmen A CEF 1 und A CEF 2 wurden bereits teilweise umgesetzt. 
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A CEF 1 - Brutvögel 
Die verloren gehenden potenziellen Höhlenbrutplätze im Geltungsbereich sind vor der 
Rodung von Gehölzen (ohne „Time-Lag-Effekt“) durch entsprechende Vogelnistkästen 
für Höhlenbrüter und Nischenbrüter im Geltungsbereich oder der unmittelbaren Umge-
bung zu ersetzen. Derzeit wird von einem Bedarf von 12 Nistkästen (8 Höhlennistkäs-
ten, 4 Halbhöhlennistkästen) ausgegangen. Zu verwenden sind ausschließlich Nistkäs-
ten aus Holzbeton.  
• 4 Nistkästen für Höhlenbrüter (Ø 32 mm) Kohlmeise  
• 4 Nistkästen für Höhlenbrüter (Ø 28 mm) kleine Meisen  
• 4 Halbhöhlennistkästen  
A CEF 2 - Fledermäuse 
Um die Quartiersdichte für die (potenziell) vorkommenden Fledermausarten zu erhal-
ten, müssen vor dem Verlust der Quartiere (ohne „Time-Lag-Effekt“), d.h. vor den Ro-
dungsarbeiten und vor Beginn der Baumaßnahmen mindestens 20 Fledermauskästen 
fachgerecht in räumlicher Nähe an geeigneter Stelle angebracht und dauerhaft unter-
halten werden. Es sind ausschließlich Fledermauskästen aus Holzbeton zu verwen-
den. Folgende Nisthilfen werden unter Berücksichtigung der verlorengehenden Struk-
turen und des Artenspektrums empfohlen:  
• 4 x Fledermaushöhle FLH, Fa. Hasselfeld, (an Gehölzen anzubringen)  
• 4 x Fledermaushöhle FGRH, Fa. Hasselfeld, (an Gehölzen anzubringen)  
• 2 x Fledermaus-Universal-Langhöhle der Firma Hasselfeldt, spaltenlastige Ausfüh-

rung Artikelnummer: FUL-AiF-2 (Anbringung an Gehölzen)  
• 4 x Fledermaus-Spaltenkasten der Firma Hasselfeldt für Kleinfledermäuse Artikel-

nummer: FSK-TB-KF (an Gehölzen anzubringen)  
• 6 x Fledermaus Ganzjahresquartier z.B. Firma Hasselfeldt: Fassadenkasten Unter-

putz mit Blende Artikel NR.: FGUP oder Fassaden Ganzjahresquartier 2-teilig Arti-
kelnummer: FFGJ (zur Anbringung auf der Fassade); Alternativ Firma Schwegler: 
Fledermaus-Ganzjahresquartier 1WQ (zur Anbringung auf der Fassade)  

6.4.3 Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz 
Nach dem Bundesnaturschutzgesetz ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet, 
vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen. Unvermeidbare Beeinträchtigungen 
sind zu minimieren oder durch geeignete Maßnahmen des Naturschutzes und der Lan-
despflege auszugleichen. Die grünordnerischen Maßnahmen müssen in diesem Zu-
sammenhang in ihrer Art und ihrem Umfang dazu geeignet sein, Beeinträchtigungen 
des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes zu vermeiden, unvermeidbare Ein-
griffe in angemessener Frist zu beseitigen oder auszugleichen und Ersatz an anderer 
Stelle für gestörte Funktionen zu schaffen. 
Die Art der Ausgleichsmaßnahmen muss mit den Zielen von Naturschutz und Land-
schaftspflege vereinbar sein. Die Ableitung von Ausgleichsmaßnahmen erfolgt verbal-
argumentativ und orientiert sich dabei an den Hinweisen zum Vollzug der Eingriffsre-
gelung (HVE 2009). Die entsprechenden Schutzgüter sowie die jeweiligen Wert- und 
Funktionselemente werden bei der Ermittlung der Ausgleichsmaßnahmen einzelfallbe-
zogen aufgeführt. 
In der Regel werden mit den geplanten Kompensationsmaßnahmen beeinträchtigte 
Funktionen mehrerer Schutzgüter wiederhergestellt. Dies wird bei der konkreten 
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Maßnahmenplanung berücksichtigt. So wird bei der Maßnahmenplanung geprüft, in-
wieweit durch Biotopentwicklungsmaßnahmen auch eine (Teil-) Kompensation für an-
dere beeinträchtigte Werte und Funktionen des Naturhaushaltes (z. B. Boden, Wasser) 
erreicht werden kann. Somit können notwendige Kompensationsmaßnahmen prinzipi-
ell auch auf einer Fläche und durch eine Maßnahme verwirklicht werden. 
Die Maßnahmen werden in den grünordnerischen Festsetzungen beschrieben und in 
den Unterlagen dargestellt. Der konzeptionelle Rahmen für die Entwicklung der im Fol-
genden dargestellten landschaftspflegerischen Maßnahmen orientiert sich an den o. g. 
gesetzlichen Vorgaben. Die Darstellung der Eingriffe in floristisch und faunistisch be-
deutende Lebensräume und deren entsprechender Ausgleich erfolgt teilweise über die 
Anwendung von Kompensationsfaktoren sowie mittels einer planerisch-argumentati-
ven Vorgehensweise.  
Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme verbleiben unvermeidbare Beeinträchtigun-
gen für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild. Der Verursacher eines Eingriffs ist 
verpflichtet, diese Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege auszugleichen. Eingriffe gelten als ausgleichbar, wenn die Beein-
trächtigungen innerhalb einer Generation (20-25 Jahre) durch geeignete Maßnahmen 
in dem betroffenen Landschaftsraum behoben werden können. Im genannten Zeitraum 
sollen diese Maßnahmen zu einer ökologisch voll wirksamen und ästhetischen Flä-
chennutzung führen, die mit dem ursprünglichen Zustand vergleichbar ist.  

6.4.3.1 Ableitung der Kompensationsfaktoren 
Boden 
Als Kompensationsmaßnahmen für die vollständige Versiegelung von Flächen sollen 
vorrangig Entsiegelungsmaßnahmen vorgenommen werden. Da es sich bei der vorlie-
genden Planung um eine Neubaumaßnahme auf bereits versiegelten Flächen und im 
unversiegelten Außenbereich handelt, sind Entsiegelungsmaßnahmen innerhalb des 
Plangebietes nicht möglich. Die Entsiegelung und Wiederherstellung natürlicher Bo-
den- und Wasserhaushaltsfunktionen kann gemäß HVE 2009 im Verhältnis 1 : 1 mit 
der Neuversiegelung oder alternativ durch bodenverbessernde Maßnahmen erfolgen, 
z. B.: 
• Umwandlung von Intensivacker in extensives Dauergrünland mit dem Faktor 1 : 2 
• Gehölzpflanzungen (Mindestbreite 5 m, Mindestfläche 100 m²) mit dem Faktor 1 : 2 
• Umwandlung von Intensivgrünland in extensives Dauergrünland mit dem Faktor 1 : 3 

 Tab. 5: Kompensationsfaktoren für Bodenversiegelungen  

Eingriff in das 
Schutzgut    
Boden in m² 

Kompemsationsmaßnahmen       
gemäß HVE 2009 

Faktor Kompensations-    
bedarf in m² 

9.951 Entsiegelungsmaßnahmen 1 : 1,0 9.951 

9.951 Umwandlung von Intensivacker in ex-
tensives Dauergrünland 

1 : 2,0 19.902 

9.951 Gehölzpflanzungen (Mindestbreite 
5 m, Mindestfläche 100 m²) 

1 : 2,0 19.902 

9.951 Umwandlung von Intensivgrünland in 
extensives Dauergrünland 

1 : 3,0 29.853 
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Pflanzen und Biotope 
Bei der Flächeninanspruchnahme von Biotoptypen, die eine höhere naturschutzfachli-
che Bedeutung besitzen, ist der Funktions- und Werteverlust höher zu kompensieren. 
Dies betrifft vor allem Biotope, die wichtige Habitatvoraussetzung bieten und mit deren 
Zerstörung der entsprechende Verlust der Tierarten zu erwarten ist. Dies ist im Plan-
gebiet nicht zu erwarten, da die im B-Plan Nr. 3 festgesetzten, aber bisalng nicht reali-
sierten Hecken und die vorhandenen Biotope naturfern ausgeprägt sind und anthropo-
gene Vorbelastungen bestehen. 

 Tab. 6: Kompensationsfaktoren für Biotopverluste 

Eingriff in das 
Schutzgut      
Pflanzen/Biotope  

Kompemsationsmaßnahmen       
gemäß HVE 2009 

Faktor Kompensations-    
bedarf in m² 

3.250 m² 
artenarme Ru-
deralfluren  
032001 (RSxxO)  

- Umwandlung von Intensivacker in 
extensives Dauergrünland 

1 : 0,5 1.625 

700 m² 
Feldgehölze aus 
nicht heimischen 
Gehölzen  
071102 (BFxN) 

- Neuanlage Feldgehölze mit ge-
bietseigenen Gehölzen 

1 : 3 2.100 

Eingriff in das 
Schutzgut      
Pflanzen/Biotope  

Übernahme der Kompemsati-
onsmaßnahmen gemäß Festset-

zungen des B-Planes Nr. 3 

Faktor Kompensations-    
bedarf in m² 

1.700 m² 
festgesetzte, aber 
bislang nicht ge-
pflanzte Aus-
gleichsmaßnah-
men gemäß Fest-
setzung Nr. 4 im 
B-Plan Nr. 3; 
davon 1.100 m² 
Formschnitthecke 
und 600 m² frei-
wachsende Hecke  
10273 (PHH) 
071311 (BHOH) 

- inhaltliche Überführung der fest-
setzten Ausgleichsmaßnahme aus 
dem wirksamen B-Plan Nr. 3 in 
den neuen B-Plan Nr. 21 
- Wandlung der Formschnitthecken 
in freiwachsende Hecken mit ge-
bietseigenen Gehölzen 

1 : 1 1.700 

Eingriff in das 
Schutzgut      
Pflanzen/Biotope  

Kompemsationsmaßnahmen   
gemäß Baumschutzsatzung 

Gransee 

Faktor Kompensations-    
bedarf in Stück 

98 Stück  
Bäume gemäß 
Baumschutzsat-
zung Gransee 

- Neupflanzung Einzelbäume aus 
gebietseigenen Gehölzen 

1 : 1 (65 Stück) 
1 : 2 (31 Stück) 
1 : 3 (2 Stück) 

65 
62 
6 

Summe = 133 
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Landschaftsbild 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind ausgeglichen bzw. ersetzt wenn und 
sobald das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. 
Die Ermittlung des Kompensationsbedarfes für den Eingriff in das Landschaftsbild er-
folgt gemäß HVE 2009 verbal-argumentativ.  

6.4.3.2 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz 
In der nachfolgenden Tabelle zur schutzgutbezogenen Gesamtbilanzierung werden die 
Kompensationsbedarfe bilanzierend gegenübergestellt. 

 Tab. 7: Gegenüberstellung Eingriff-Ausgleich/Ersatz (Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz) 
Eingriff Vermeidung /  

Verringerung 
Ausgleich/Ersatz Ausgleichbar-

keit, Defizite, 
Überschüsse 

Boden 
Beschreibung 
Versiegelung unversie-
gelter Böden 
 
Umfang 
Vollversiegelung: 
insges. 573 m² (Heiz-
werk/Energiezentrale) 

- Vermeidungsmaß-
nahme V 3: Schutz 
der Oberböden wäh-
rend der Bauphase 

Beschreibung 
Maßnahme E 1: - Pflan-
zung von Gehölzflächen 
(nachrichtliche Über-
nahme aus Baugeneh-
migung Energiezentrale) 
Umfang 
573 m² x Faktor 2 
= 1.146 m² 
Maßnahmeort/Zeitpunkt 
- planextern 
- mit Fertigstellung der 
baulichen Anlagen 

ausgeglichen, 
kein Defizit 

Beschreibung 
Versiegelung unversie-
gelter Böden 
 
Umfang 
Vollversiegelung: 
insges. 8.460 m² im 
SO-1 (ohne 573 m² 
Versiegelung für Heiz-
werk/Energiezentrale 
und 918 m² planerisch 
vorbereitete Versiege-
lungen im SO-2 Fläche 
für Verwaltung, kultu-
relle, soziale und ge-
sundheitliche Zwecke) 

- Vermeidungsmaß-
nahme V 3: Schutz 
der Oberböden wäh-
rend der Bauphase 

Beschreibung 
Maßnahme E 2:  
- Umwandlung von 
16.920 m² Acker zu ex-
tensivem Grünland  
Umfang 
8.460 m² x Faktor 2 
= 16.920 m² 
Maßnahmeort/Zeitpunkt 
- planextern (Flächen-
pool Zempow) 
- mit Fertigstellung der 
baulichen Anlagen 

ausgeglichen, 
kein Defizit 

Beschreibung 
Versiegelung unversie-
gelter Böden 
 
Umfang 
Vollversiegelung: 
insges. 918 m² (betrifft 
planerisch vorbereitete 
Versiegelungen im 
SO-2 Fläche für Ver-
waltung, kulturelle, so-
ziale und gesundheitli-
che Zwecke) 

- Vermeidungsmaß-
nahme V 3: Schutz 
der Oberböden wäh-
rend der Bauphase 

Beschreibung 
Maßnahme E 3: Umset-
zung einer der Var. A-D 
- Var. A: Entsiegelung 
- Var. B: Umwandlung 
von Acker zu extensi-
vem Grünland  
- Var. C: Pflanzung von 
Gehölzflächen 
- Var. D: Umwandlung 
von Intensivgrasland zu 
extensivem Grünland  
Umfang 

ausgeglichen, 
kein Defizit 
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Eingriff Vermeidung /  
Verringerung 

Ausgleich/Ersatz Ausgleichbar-
keit, Defizite, 
Überschüsse 

A: 918 m² x Faktor 1 
= 918 m² 
B: 918 m² x Faktor 2 
= 1.836 m² 
C: 918 m² x Faktor 2 
= 1.836 m² 
D: 918 m² x Faktor 3 
= 2.754 m² 
Maßnahmeort/Zeitpunkt 
- planextern 
- mit Fertigstellung der 
baulichen Anlagen 

Wasser/Grundwasser 
Beschreibung 
Versiegelung unversie-
gelter Böden 
 
Umfang 
Vollversiegelung: 
insges. 9.951 m² 

- Vermeidungsmaß-
nahme V 4: Verunrei-
nigungen vermeiden 
- Vermeidungsmaß-
nahme V 5: Regen-
wasser wird vor Ort 
versickert  

- bei Versickerung vor 
Ort sind keine Kompen-
sationsmaßnahmen er-
forderlich 
 

keine Kom-
pensation er-
forderlich 

Pflanzen/Biotope 
Beschreibung 
- Beseitigung von 
Feldgehölzen aus 
nicht heimischen Arten 
 071102 (BFxN) 
Umfang 
Gesamt = 700 m² 
 
 
 

- Vermeidungsmaß-
nahme V 1:  
Schutz von Gehölzen 
während der Bau-
phase 
- Vermeidungsmaß-
nahme V 2:  
Verwendung von Ge-
hölzen aus gebietsei-
genem Saatgut 

Beschreibung 
Maßnahme E 4:  
- Neuanlage einer Ge-
hölzfläche  
Umfang 
700 m² x Faktor 3 
= 700 m² 
Maßnahmeort/Zeitpunkt 
- 2.100 m² planextern 
(Flächenpool Bergsdorf) 
- baubegleitend 

kein Defizit, 
ausgeglichen 

Beschreibung 
- bislang nicht reali-
sierte Hecken (Fest-
setzung gemäß B-Plan 
Nr. 3) 10273 (PHH) 
und 071311 (BHOH) 
Umfang 
Gesamt = 1.700 m² 
 
 

- Vermeidungsmaß-
nahme V 1:  
Schutz von Gehölzen 
während der Bau-
phase 
- Vermeidungsmaß-
nahme V 2:  
Verwendung von Ge-
hölzen aus gebietsei-
genem Saatgut 

Beschreibung 
Maßnahme A 1:  
- Neuanlage einer Ge-
hölzfläche im SO-1  
Umfang 
1.700 m² x Faktor 1 
= 1.700 m² 
Maßnahmeort/Zeitpunkt 
- 1.700 m² planintern 
(Fläche zum Anpflanzen 
im SO-1) 
- baubegleitend 

kein Defizit, 
ausgeglichen 

Pflanzen/Biotope 
Beschreibung 
Fällung von geschütz-
ten Bäumen gemäß 
Baumschutzsatzung  
 
Umfang 
98 Stück 

- Vermeidungsmaß-
nahme V 2:  
Verwendung von Ge-
hölzen aus gebietsei-
genem Saatgut 

Beschreibung 
Maßnahme E 5:  
- Pflanzung von Hoch-
stämmen außerhalb des 
Plangebietes 
und 
Maßnahme G 1:  
- Pflanzung von Hoch-
stämmen auf der Stell-
platzanalge im SO-1  
Plangebietes 

kein Defizit, 
ausgeglichen 
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Eingriff Vermeidung /  
Verringerung 

Ausgleich/Ersatz Ausgleichbar-
keit, Defizite, 
Überschüsse 

Umfang 
- 133 Stück 
Maßnahmeort/Zeitpunkt 
- planintern/-extern  
- baubegleitend 

Beschreibung 
Beseitigung von 
Ruderalfluren  
032001 (RSxxO)  
 
Umfang 
3.250 m² 

- Vermeidungsmaß-
nahme V 2:  
Verwendung von Ge-
hölzen aus gebietsei-
genem Saatgut 

Multifunktionaler Aus-
gleich: siehe Kompensa-
tionsmaßnahme für 
Schutzgut Boden (Maß-
nahme E 1) 

kein Defizit, 
ausgeglichen 

Tiere 
Beschreibung 
Brutvögel 
 
Umfang 
- Rodung von Gehölz-
flächen und Einzelbäu-
men, Beseitigung Ru-
deralflur 
- Rodung von 3 Höh-
lenbäumen 

- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 1: 
Bauzeitenregelung, 
Baufeldfreimachung 
nur außerhalb des 
Zeitraumes vom 
01. 03. bis 30. 09.,  
- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 2: 
keine externen La-
gerflächen anlegen 
- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 3: 
Schutzmaßnahmen 
an Fensterfronten 
- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 7: Ge-
hölzschutz während 
der Baumaßnahme 
- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 8: 
Durchgrünung des 
Plangebietes  

Multifunktionaler Aus-
gleich: siehe Kompensa-
tionsmaßnahmen für 
Schutzgüter Boden, 
Pflanzen/Biotope und 
Landschaftsbild (Maß-
nahmen A 1 und E 1-5) 
 
Beschreibung 
Maßnahme A CEF 1:  
- Anbringung von Nist-
kästen für Höhlenbrüter  
Umfang 
- 12 Nistkästen 
Maßnahmeort/Zeitpunkt 
- planextern  
- Realisierung vor den 
Baumaßnahmen 

kein Defizit, 
ausgeglichen 

Beschreibung 
Fledermäuse 
 
Umfang 
- Rodung von Gehölz-
flächen und Einzel-
bäume, Beseitigung 
Ruderalflur 
- Rodung von 3 Höh-
lenbäumen 
- Abbruch ehemalige 
Hofstelle 

- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 4:  
Rodungs- und Ab-
rissarbeiten sind zwi-
schen 01.10. und 
28.02. auszuführen 
- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 5:  
Überprüfung der Ha-
bitate vor Rodungs- 
und Abrissarbeiten 
durch Fledermausex-
perten 
- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 7: Ge-
hölzschutz während 
der Baumaßnahme 
- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 8: 

Multifunktionaler Aus-
gleich: siehe Kompensa-
tionsmaßnahmen für 
Schutzgüter Boden, 
Pflanzen/Biotope und 
Landschaftsbild (Maß-
nahmen A 1 und E 1-5) 
 
Beschreibung 
Maßnahme A CEF 2:  
- Anbringung von Fle-
dermauskästen  
Umfang 
- 20 Fledermauskästen 
Maßnahmeort/Zeitpunkt 
- planextern  
- Realisierung vor den 
Baumaßnahmen 

kein Defizit, 
ausgeglichen 
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Eingriff Vermeidung /  
Verringerung 

Ausgleich/Ersatz Ausgleichbar-
keit, Defizite, 
Überschüsse 

Durchgrünung des 
Plangebietes  
- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 9: 
Verwendung insek-
tenfreundlicher Be-
leuchtung  

Beschreibung 
Weinbergschnecke 
 
Umfang 
- Rodung von Gehölz-
flächen und Beseiti-
gung Ruderalflur 

- Vermeidungsmaß-
nahme V CEF 6: 
Umsetzen in benach-
barte Habitate vor 
Baubeginn 

- kein Eingriff, 
vermieden 

Klima/Luft 
Beschreibung 
Verringerung der Kalt-
luftbildung durch Erhö-
hung der Versiegelung 
von Ackerfläche, Be-
seitung Gehölzflächen, 
Eingriff aufgrund der 
Geringfügigkeit ver-
nachlässigbar 
 
Umfang 
- gesamtes Plangebiet 

- Vermeidung von 
Baustäuben während 
der Bauphase durch 
Befeuchtung der 
Bauflächen 
 

- bei Umsetzung der 
planinternen festgesetz-
ten Begrünung ist insge-
samt keine nachhaltige 
Verschlechterung des 
Kleinklimas zu erwarten 
 

keine Kom-
pensation er-
forderlich 

Landschaftsbild/Erholung 
Beschreibung 
Überprägung der 
Landschaft durch bau-
liche Anlagen 
 
Umfang 
gesamtes Plangebiet 

- Vermeidung von 
Baustäuben während 
der Bauphase durch 
Befeuchtung der 
Bauflächen 
 

Multifunktionaler Aus-
gleich: siehe Kompensa-
tionsmaßnahmen für 
Schutzgüter Boden und 
Pflanzen/Biotope (Maß-
nahmen A 1 und E 1-5) 
 
Beschreibung 
Maßnahme G 1:  
- Pflanzung von Hoch-
stämmen auf der Stell-
platzanalge im SO-1  
Umfang 
- 23 Stück für 140 Stell-
plätze im SO-1 (je 6 
Stellplätze mindestens  
1 Baum) 
Maßnahmeort/Zeitpunkt 
- planintern (SO-1) 
- baubegleitend 

ausgleichbar 
durch Aufwer-
tung, kein De-
fizit 

Der Gegenüberstellung von Eingriffen in Natur und Landschaft und den möglichen 
Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist zu entneh-
men, dass alle Eingriffe vermieden bzw. durch die extern gesicherten Kompensations-
maßnahmen und die internen Ausgleichsmaßnahme kompensiert werden können.  
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6.4.3.3 Kompensationsmaßnahmen 
A 1 / Entwicklung Pflanzung / Übernahme Festsetzungen aus B-Plan Nr. 3 
Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung 
ist flächendeckend auf 1.700 m² eine freiwachsende Hecke anzupflanzen. Je 10 m² 
sind fünf Sträucher und je angefangene 100 m² ist mindestens ein Laubbaum zu pflan-
zen und dauerhaft zu erhalten. Es sind gebietseigene Gehölze aus dem Vorkommens-
gebiet 2.1 Ostdeutsches Tiefland gemäß dem Erlass „Verwendung gebietseigener Ge-
hölze bei der Pflanzung in der freien Natur“ des Ministeriums für Landwirtschaft, Um-
welt und Klimaschutz vom 2. Dezember 2019 zu verwenden. Bei den Laubbäumen und 
den Sträuchern sind jeweils mindestens 5 verschiedene Arten zu jeweils gleichen An-
teilen zu pflanzen.  
G 1 / Anzupflanzende Bäume auf Stellplatzanlagen / Gestaltungsmaßnahme  
Auf oberirdischen Stellplatzanlagen ist je angefangene 6 Stellplätze mindestens ein 
Laubbaum der Pflanzqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Drahtballierung, Stamm-
umfang 14 - 16 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig 
zu ersetzen.  
E 1 / Entsiegelung / planexterne Ersatzmaßnahme für das Schutzgut Boden (Heizwerk) 
Nachrichtliche Übernahme (vgl. Eingriffs-/Ausgleichskurzbilanzierung für die Errich-
tung einer Holzhackschnitzelheizanlage mit unterirdischem Vorratslager, Katzung 
2021): Als Kompensationsmaßnahme für den Eingriff in das Schutzgut Boden (Vollver-
siegelung 573 m²) ist die Neuanlage von Gehölzstrukturen im Umfang von 1.146 m² 
vorgesehen. Hierzu werden auf derzeit als Intensivacker genutzten Flächen mind. 3-
reihige und 5 m breite Gehölzstrukturen angelegt. Für die Pflanzung steht neben dem 
Flurstück 1 (ca. 425 m²), zudem das Flurstück 2, beide in der Flur 17, Gemarkung 
Gransee, zur Verfügung. Die Flurstücke wurden durch die Stadt Gransee erworben. 
Auf Grund der bestehenden Pachtverhältnisse ist die Inanspruchnahme frühestens im 
Herbst 2022, ggf. erst ab Januar 2023 möglich.  
E 2 / Entsiegelung / planexterne Ersatzmaßnahme für das Schutzgut Boden (SO-1) 
Für den Eingriff in das Schutzgut Boden durch die Versiegelung von 8.460 m² Boden 
ist die Umwandlung von Acker in Extensivgrünland auf 16.920 m² im Flächenpool Zem-
pow umzusetzen. Die Maßnahmen wurden über städtebauliche Verträge zwischen den 
Akteuren und der Flächenagentur Brandenburg im Jahr 2023 gesichert. 
E 3 / Entsiegelung / planexterne Ersatzmaßnahme für das Schutzgut Boden (SO-2) 
Für den Eingriff in das Schutzgut Boden durch die Versiegelung von 918 m² Boden 
sind 918 m² Fläche zu entsiegeln. Alternativ ist im Verhältnis von 1 : 2 (1.836 m²) eine 
flächige Gehölzpflanzung anzulegen bzw. Acker in Extensivgrünland umzuwandeln o-
der im Verhältnis von 1 : 3 (2.754 m²) Intensivgrünland zu extensivieren. 
Die Sicherung der Flächen für die externen Kompensationsmaßnahmen und deren 
Umsetzung erfolgt über einen städtebaulichen Vertrag, der zwischen der Stadt Gran-
see und dem Vorhabenträger geschlossen wird. Die Umsetzung der Maßnahmen soll 
in Zusammenarbeit mit einem Flächenpoolanbieter erfolgen. 
E 4 / Entwicklung Pflanzung / Ausgleich für Verlust von 700 m² Hecke (nicht heimisch) 
Auf einer Fläche von 2.100 m² ist im Flächenpool Bergsdorf flächendeckend eine frei-
wachsende Hecke anzupflanzen. Je 50 m² ist ein Laubbaum und je 10 m² sind fünf 
Sträucher gemäß Pflanzlisten zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Es sind 
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gebietseigene Gehölze zu verwenden. Die Maßnahmen wurden über städtebauliche 
Verträge zwischen den Akteuren und der Flächenagentur Brandenburg im Jahr 2023 
gesichert. 
E 5 / Anzupflanzende Bäume / Ausgleich für Baumverluste 
Die Regelung des Kompensationsumfanges erfolgt über gesonderte Bescheide auf 
Grundlage der Baumschutzsatzung der Stadt Gransee. Folgende Festlegungen wur-
den nachrichtlich in den Umweltbericht übernommen: Innerhalb- und außerhalb des 
Plangebietes sind insgesamt 133 Bäume der Pflanzqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt, 
mit Drahtballierung, Stammumfang 14 - 16 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten 
und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Es sind Ersatzgehölze gemäß Baumschutz-
satzung der Stadt Gransee zu verwenden. 

6.5 Prüfung der Alternativen 
Gemäß Anlage 1 Nummer 2 Buchstabe d zum BauGB sind die in Betracht kommenden 
anderweitigen Planungsmöglichkeiten in Bezug auf ihre Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft zu beschreiben. Hierbei sind die Ziele und der räumliche Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes zu berücksichtigen. Die Erörterung von anderweitigen und 
zumutbaren Planungsmöglichkeiten hat demzufolge im Rahmen der beabsichtigten 
Planung und innerhalb des gewählten Geltungsbereiches zu erfolgen. 
Planungsziel ist die Erweiterung eines Standortes für Lebensmittelmärkte und die Neu-
anlage einer Fläche für Versorgungsanlagen (Heizwerk).  
Anderweitige Planungsmöglichkeiten die innerhalb des Plangebietes geringere Auswir-
kungen auf die Schutzgüter haben sind nicht erkennbar. Die vorhandenen naturschutz-
fachlich relevanten Gehölze können bei Umsetzung der Planung nicht erhalten werden. 
Nachhaltige und nicht überwindbare Beeinträchtigungen von Artenschutzbelangen 
sind durch die aufgezeigten vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vermeidbar. Das 
Plangebiet wird eingegrünt und somit die Einbindung in die Landschaft gewährleistet 
und die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes berücksichtigt.  
Für den Geltungsbereich ergeben sich unter Berücksichtigung des Planungsziels keine 
weiteren sich wesentlich von der vorliegenden Planung unterscheidenden Alternativen. 

6.6 Zusätzliche Angaben 

6.6.1 Technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung 
Zur Beurteilung der Planung aus naturschutzfachlicher Sicht wird im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung ein Umweltbericht erstellt, der sich verbal-argumentativ auf 
die Eingriffsbewertung gemäß HVE 2009 stützt. Die Bestandsaufnahme erfolgte durch 
Ortsbegehungen sowie über verschiedene Literaturquellen, die im Anhang aufgeführt 
sind. Bei der Umweltprüfung wurden keine technischen Verfahren angewendet. Die 
Ermittlung und Bewertung der nachteiligen Umweltauswirkungen erfolgte aufgrund der 
zur Verfügung stehenden, in den einzelnen Kapiteln genannten Unterlagen. 
Eine artenschutzrechtliche Bewertung erfolgte auf Grundlage des Artenschutzbeitra-
ges vom Ingenieurbüro für faunistische Gutachten (Menz, 2021). 
Konkrete Schwierigkeiten bei der weiteren Ermittlung und Zusammenstellung der An-
gaben haben sich nicht ergeben. Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben auf all-
gemeinen Annahmen oder großräumigen Daten (z. B. Klimaangaben) und beinhalten 
eine gewisse Streuungsbreite. Zur Ermittlung und Beurteilung der erheblichen 
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Umweltauswirkungen der Planung in der vorliegenden Form bilden die zusammenge-
stellten Angaben jedoch eine hinreichende Grundlage. 

6.6.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen 
Gemäß § 4c BauGB haben die Gemeinden erhebliche Umweltauswirkungen zu über-
wachen, „um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu 
ermitteln“ und ggf. Gegenmaßnahmen ergreifen zu können. Die Überwachungspflicht 
setzt also ein, wenn Umweltauswirkungen erheblich sind und es sind insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen zu betrachten. Der § 4c BauGB spricht 
nicht die Kontrolle des Vollzugs des Bauleitplans an, dies ist nach wie vor Aufgabe der 
Bauaufsichtsbehörde. 
Im vorliegenden Fall sind aufgrund der Versiegelung und der Errichtung der baulichen 
Anlagen erhebliche Umweltauswirkungen für die Schutzgüter Boden, Pflanzen und Bi-
otope, Tiere (Brutvögel, Fledermäuse) und Landschaftsbild prognostiziert worden. 
Prognoseunsicherheiten bestehen diesbezüglich nicht. Eine Überwachung dieser Aus-
wirkungen ist nicht erforderlich. 
Die Überwachung der Umsetzung sowie der dauerhaften Funktionsfähigkeit der vorge-
sehenen Maßnahmen ist Aufgabe der Gemeinde und wird als selbstverständlich vo-
rausgesetzt. 

6.6.3 Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 
Es sind keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten. 

6.6.4 Nutzung erneuerbarer Energien 
Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Dachflächen mit Anlagen 
für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus er-
neuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung auszustatten. Weitere Flächen für 
die Nutzung erneuerbarer Energien stehen im Geltungsbereich nicht zur Verfügung. 

6.6.5 Immissionsschutz 
Es sind keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten. 

6.6.6 Unfälle und Katastrophen 
Von eventuellen Betriebsstörungen sind keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu er-
warten. 

6.6.7 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 
Die Stadt Gransee hat in ihrer Sitzung am 17. 06. 2021 die Aufstellung Bebauungsplan 
Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" beschlossen. Das Planverfahren wird im Regel-
verfahren nach §§ 2, 3, 4 und 4a Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt. Für den nörd-
lichen Teil des Plangebiets besteht der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 3 der Stadt 
Gransee „Ortseingang Berliner Straße“. Dieser wird teilweise durch den in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" überlagert. Das 
Plangebiet hat eine Größe von rund 2,95 ha. 
Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB ist ein Ausgleich dann nicht erforderlich, soweit die 
durch die Bebauungspläne vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft bereits vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Demzufolge wird nur 
die Differenz zwischen den bereits erfolgten Eingriffen bzw. dem rechtlich Zulässigem 
des wirksamen Bebauungsplanes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ und dem, was 
im Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" festgesetzt werden soll, in der 
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Eingriffs-/Ausgleichsbilanz berücksichtigt. Bereits vorhandene Eingriffe werden nicht 
erneut bilanziert. 
Planungsziel ist die Erweiterung eines bestehenden Einzelhandelsstandortes mit ei-
nem Discounter auf zwei Lebensmittelmärkte. Des Weiteren sollen im Plangebiet ge-
mäß dem Rahmenplan der Stadt Gransee eine Erschließung für zukünftige Wohnbau-
flächen, ein Heizwerk, eine Stellplatzanlage sowie eine neugestaltete Straßenver-
kehrsanbindung an die Berliner Straße entstehen. Für das vorhandene Gelände des 
Feuerwehrtechnischen Zentrums des Landreises Oberhavel soll die Nutzung als 
Standort für Verwaltung, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke planerisch vor-
bereitet werden. 
Zeitgleich und zugehörig werden der erforderliche Umweltbericht gem. § 2a BauGB, 
die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz und die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erarbei-
tet. Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren geändert. 
Als Art der baulichen Nutzung werden gemäß § 11 BauNVO das sonstige Sonderge-
biet mit der Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel“ (SO-1), das sonstige Son-
dergebiet mit der Zweckbestimmung „Verwaltung, kulturelle, soziale und gesundheitli-
che Zwecke“ (SO-2) und gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 12 BauGB eine Versorgungs-
fläche festgesetzt.  
Die Erschließung erfolgt über neu geplante öffentliche Verkehrsflächen, die im Westen 
an die Berliner Straße und im Norden an die Straße des Friedens anbinden. Die eben-
falls neu geplanten Stellplätze im Bereich der Versorgungsflächen und ein bestehender 
Fuß- und Radweg parallel zur Berliner Straße (B 96) sind als Verkehrsflächen beson-
derer Zweckbestimmung festgesetzt.  
Zur Durchgrünung des Gebietes sind planintern eine Fläche zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung sowie Baumpflanzungen auf den Stell-
platzanlagen festgesetzt. Die Grünflächen im Bereich der Berliner Straße werden in 
ihrem Bestand gesichert und als Öffentliche Grünfläche festgesetzt. Ergänzend sind 
planextern Kompensationsmaßnahmen umzusetzen. 
Im Plangebiet befinden sich keine gemäß § 30BNatSchG i. V. m. § 18 BbgNatSchAG 
gesetzlich geschützten Biotope. Schutzgebiete oder -objekte sind nicht betroffen. 
Im gesamten Plangebiet bestehen Vorbelastungen. Einerseits durch die intensive land-
wirtschaftliche Nutzung der Ackerflächen und die damit verbundene Bewirtschaftung, 
durch die es regelmäßig zu Nährstoffeinträgen kommt. Weitere Vorbelastungen beste-
hen aufgrund der baulichen Anlagen und der intensiven anthropogenen Nutzung im 
Bereich des bestehenden Discounters und des Feuerwehrtechnischen Zentrums. Die 
Wertigkeit der vorhandenen Biotoptypen wird als gering eingeschätzt.  
Die Abschätzung der Umweltauswirkungen bei Umsetzung der Planung ergab für das 
Schutzgut Boden Beeinträchtigungen durch Versiegelungen. Die maximal zulässige 
Neuversiegelung beträgt 9.951 m². Als Kompensationsmaßnahme für den Eingriff in 
das Schutzgut Boden durch das Heizwerk (geplante Vollversiegelung von 573 m²) ist 
die Neuanlage von Gehölzstrukturen im Umfang von 1.146 m² vorgesehen. Hierzu wer-
den auf derzeit als Intensivacker genutzten Flächen mind. 3-reihige und 5 m breite Ge-
hölzstrukturen angelegt. Für die Pflanzung steht neben dem Flurstück 1 (ca. 425 m²), 
zudem das Flurstück 2, beide in der Flur 17, Gemarkung Gransee, zur Verfügung (Er-
satzmaßnahme E 1).  
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Als Kompensationsmaßnahme für den Eingriff in das Schutzgut Boden durch das SO-
1 (geplante Vollversiegelung von 8.460 m²) ist die Umwandlung von Acker in Extensiv-
grünland auf 16.920 m² im Flächenpool Zempow vorgesehen (Ersatzmaßnahme E 2).  
Als Kompensationsmaßnahme für den Eingriff in das Schutzgut Boden durch das SO-
2 (planerische Vorbereitung einer zusätzlichen Vollversiegelung von 918 m²) sind 
918 m² Fläche zu entsiegeln. Alternativ ist im Verhältnis von 1 : 2 (1.836 m²) eine flä-
chige Gehölzpflanzung anzulegen bzw. Acker in Extensivgrünland umzuwandeln oder 
im Verhältnis von 1 : 3 (2.754 m²) Intensivgrünland zu extensivieren (Ersatzmaßnahme 
E 3). Die Sicherung der Flächen für die externen Kompensationsmaßnahmen und de-
ren Umsetzung erfolgt über einen städtebaulichen Vertrag, der zwischen der Stadt 
Gransee und dem Vorhabenträger geschlossen wird. Die Umsetzung der Maßnahmen 
soll in Zusammenarbeit mit einem Flächenpoolanbieter erfolgen. 
Eine Beeinträchtigung der Versickerung und damit der Grundwasserneubildungsrate 
kann durch die planinterne Versickerung von Regenwasser vermieden werden.  
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird die Beanspruchung folgender 
Pflanzen und Biotope planerisch vorbereitet. 
• Ruderalflur (Code 032001 / RSxxO) = 3.250 m² 
• Feldgehölze, nicht heimische Gehölzarten (Code 071102 / BFxN) = 700 m² 
• Bäume gemäß Baumschutzsatzung = 98 Stück 
Die Ausgleichsmaßnahmen des Bebauungsplanes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ 
wurden bislang nicht umgesetzt. Es ist folgender planungsrechtlicher Bestand zu be-
rücksichtigen.  
• Festsetzung B-Plan Nr. 3: Formschnitthecke (Code 10273 / PHH) = 1.100 m² 
• Festsetzung B-Plan Nr. 3: Freiwachsende Hecke (Code 071311 / BHOH) = 600 m² 
Die Inanspruchnahme der 3.950 m² Biotopflächen (Ruderalflur, Feldgehölze), der 98 
geschützten Bäume in den zu rodenden Gehölzflächen und die Überplanung des pla-
nungsrechtlichen Bestandes von 1.700 m² festgesetzter Hecken des Bebauungspla-
nes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ kann durch die Umwandlung von Acker in Ex-
tensivgrünland auf 16.920 m² im Flächenpool Zempow (multifunktionaler Ersatz für Bo-
den/Biotope, Ersatzmaßnahme E 2), durch die planexterne Anlage einer Hecke auf 
2.100 m² im Flächenpool Bergsdorf (Ersatzmaßnahme E 4), durch die planexterne 
Pflanzung von 133 Bäumen (Ersatzmaßnahme E 5) und durch die Entwicklung einer 
Heckenpflanzung auf 1.700 m² (Ausgleichsmaßnahme A 1) im Plangebiet ausgegli-
chen werden. 
Zur Bewertung, ob geschützte Tiere gemäß § 44 BNatSchG betroffen sind wurde ein 
Artenschutzbeitrag vom Ingenieurbüro für faunistische Gutachten (Menz, 2021) erstellt. 
Die Artengruppen Reptilien, Amphibien, Arthropoden und semiaquatische Säuge-
tiere sind nicht betroffen. 
Bei Umsetzung der Planung werden die Vegetationsstrukturen, in denen Nistplätze von 
Brutvögeln vorhanden sind, zerstört. Betroffen von der Beseitigung der Gehölze sind 
insbesondere die Arten der Gilde der ungefährdeten Brutvögel der Vorwälder und äl-
terer Baumbestände sowie die Arten der Gilde der ungefährdeten Höhlen- und Ni-
schenbrüter an oder in Gebäuden. Die verloren gehenden potenziellen Höhlenbrut-
plätze sind vor der Rodung von Gehölzen durch entsprechende Vogelnistkästen für 
Höhlenbrüter und Nischenbrüter in der unmittelbaren Umgebung zu ersetzen (vorge-
zogene Ausgleichsmaßnahme A CEF 1). 
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Für die Fledermäuse gehen bei Umsetzung der Planung drei Höhlenbäume sowie das 
leerstehende Gutshaus als potentielle Sommer- und auch als Winterquartiere verloren. 
Nach derzeitigem Kenntnisstand handelt es sich um einige wenige Individuen der Arten 
Zwergfledermaus und Braunes Langohr. Um die Quartiersdichte für die (potenziell) vor-
kommenden Fledermausarten zu erhalten, müssen vor dem Verlust der Quartiere, d.h. 
vor den Rodungsarbeiten und vor Beginn der Baumaßnahmen mindestens 20 Fleder-
mauskästen fachgerecht in räumlicher Nähe an geeigneter Stelle angebracht und dau-
erhaft unterhalten werden. 
Für das Schutzgut Luft und Klima können Konflikte durch die zusätzliche Bebauung 
und Versiegelung und die damit verbundene Veränderung des Kleinklimas durch die 
Durchgrünung des Plangebietes (Ausgleichsmaßnahme A 1 und Gestaltungsmaß-
nahme G 1) vermieden werden.  
Bei Umsetzung der Planung kommt es durch die Rodung der Gehölze und die Errich-
tung der baulichen Anlagen zu einer anthropogenen Veränderung des Landschafts-
bildes. Durch gestalterische Begrünungsmaßnahmen für die Stellplätze (Gestaltungs-
maßnahme G 1) sowie durch die Anlage einer Gehölzfläche (Ausgleichsmaßnahmen 
A 1) im Sondergebiet kann das Plangebiet gut in die Landschaft eingebunden werden. 
Auf die Schutzgüter Biologische Vielfalt und Biotopverbund, Kultur- und sonstige 
Sachgüter sowie Mensch und Gesundheit sind durch die Planung keine Auswirkun-
gen zu erwarten. 
Bei Nichtdurchführung der Planung ist auf der Fläche die Beibehaltung der bisherigen 
Nutzung als Einzelhandelsstandort und der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 
anzunehmen, sodass sich voraussichtlich der Umweltzustand nicht wesentlich ändert. 
Im Ergebnis der Bewertung der Wirkfaktoren und den möglichen Beeinträchtigungen 
ist festzustellen, dass bei Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen mit der Umset-
zung des Bebauungsplans keine verbleibenden erheblichen Umweltauswirkungen zu 
erwarten sind.  
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6.7 Rechtsgrundlagen / Quellennachweis 
BauGB (Baugesetzbuch) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 221) geändert worden ist. 
BauNVO (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsver-
ordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist. 
PlanZV (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts – Planzeichenverordnung) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geän-
dert worden ist. 
BbgBO (Brandenburgische Bauordnung) i.d.F. der Bekanntmachung vom 15. No-
vember 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 39]), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. September 
2023 (GVBl.I/23, [Nr. 18]). 
BNatSchG - Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-
setz) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 08. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist. 
BbgNatSchAG (Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzge-
setz - Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz) vom 21. Januar 2013 
(GVBl.I/13, [Nr. 3], S., ber. GVBl.I/13 [Nr. 21]) zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. September 2020 (GVBl.I/20, [Nr. 28]). 
BbgWG (Brandenburgisches Wassergesetz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. März 2012 (GVBl. I/12, Nr. 20), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 4. Dezember 2017 (GVBl.I/17, [Nr. 28]). 
LEP HR (Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg Haupt-
stadtregion Berlin-Brandenburg) in Kraft getreten am 01. Juli 2019, Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II - Nr. 35 vom 13. Mai 2019. 
WHG - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) vom 31. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 Nr. 176) geändert worden ist, 
Baumschutzsatzung: Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Gransee 
vom 16. Dezember 2010. 
Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) „Verordnung zum Schutz wild lebender 
Tier- und Pflanzenarten“ vom 16.02.2005 (BGBl. I S. 258; 896) zuletzt geändert durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 21.01.2013 (BGBl. I S. 95). 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG – Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bo-
denveränderungen und zur Sanierung von Altlasten): vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 
502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) 
geändert worden ist. 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG – Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge): in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. 
Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist. 
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist. 
Bund-/Länderarbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO 2009): Bodenschutz in der Um-
weltprüfung nach BauGB, Mainz. 

Artenschutzbeitrag vom Ingenieurbüro für faunistische Gutachten, Menz 2021 
Eingriffs-/Ausgleichskurzbilanzierung für die Errichtung einer Holzhackschnitzelheizan-
lage mit unterirdischem Vorratslager, Katzung 2021. 
Hofmann & Pommer (2005): Potentielle Natürliche Vegetation von Brandenburg und 
Berlin. - Eberswalder Forstliche Schriften Band XXIV. - Hrsg.: Ministerium für ländliche 
Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg und Landesfor- 
stanstalt Eberswalde, Potsdam. 
Knospe, Frank (1998): Handbuch zur argumentativen Bewertung. 
Ministerium für ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes 
Brandenburg (2009): Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung. 
Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung (2015): Hinweise zur Erstellung des 
Artenschutzbeitrags (ASB) bei Straßenbauvorhaben im Land Brandenburg (Hinweise 
ASB), Potsdam, Stand 03/2015. 
Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildleben-
den Vogelarten (Vogelschutzrichtlinie, kurz VSchRL). 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtli-
nie, kurz: FFH). 
Richtlinie 97/62/EG des Rates vom 27. Oktober 1997 zur Anpassung der Richtlinie 
92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt, Amtsblatt der Eu-
ropäischen Gemeinschaften. 
Scholz (1962): Die naturräumliche Gliederung Brandenburgs, Potsdam. 
„Verwendung gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Natur“, Erlass 
des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz vom 2. Dezember 
2019, Amtsblatt für Brandenburg - Nr. 9 vom 4. März 2020, Seite 203ff. 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) - Richtlinie 2000/60/EG „Richtlinie des Rates zur 
Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der 
Wasserpolitik“ vom 23. Oktober 2000. 
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7. Verfahren 
 
Aufstellungsbeschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gransee hat in ihrer öffentlichen Sitzung 
am 17. Juni 2021 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 21 
„Einzelhandel und Wohnen an der Berliner Straße“ aufzustellen. 
 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 21 mit den dazugehörigen Unterlagen wurden 
in der Zeit vom 10. Januar 2022 bis einschließlich 9. Februar 2022 öffentlich ausgelegt. 
Während dieser Frist konnte die Öffentlichkeit Einsicht in die Planung nehmen und An-
regungen abgeben. Es ist während der öffentlichen Auslegung keine Stellungnahme 
mit Anregungen aus der Öffentlichkeit eingegangen.  

Frühzeitige Beteiligung der Behörden 
Mit Schreiben vom 22. Dezember 2021 sind 35 Behörden und sonstige Stellen, die 
Träger öffentlicher Belange sind, frühzeitig an der Bauleitplanung beteiligt worden. Für 
Stellungnahmen ist eine Frist bis zum 31. Januar 2022 gesetzt worden. Von den Be-
hörden bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange haben 20 eine Stellungnahme ab-
gegeben.  
 
Beschluss zur Änderung des Titels 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gransee hat in ihrer öffentlichen Sitzung 
am 8. Dezember 2022 die Änderung des Titels des Bebauungsplans Nr. 21 von „Ein-
zelhandel und Wohnen an der Berliner Straße“ zu „Einzelhandel Berliner Straße“ be-
schlossen. 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 21 mit den dazugehörigen Unterlagen wurden in 
der Zeit vom 4. Januar 2023 bis einschließlich 3. Februar 2023 öffentlich ausgelegt. 
Während dieser Frist konnte die Öffentlichkeit Einsicht in die Planung nehmen und An-
regungen abgeben. Es ist während der öffentlichen Auslegung keine Stellungnahme 
mit Anregungen aus der Öffentlichkeit eingegangen.  
Beteiligung der Behörden 
Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 21 mit den dazugehörigen Unterlagen wurden in 
der Zeit vom 4. Januar 2023 bis einschließlich 3. Februar 2023 öffentlich ausgelegt. 
Während dieser Frist konnte die Öffentlichkeit Einsicht in die Planung nehmen und An-
regungen abgeben. Es ist während der öffentlichen Auslegung keine Stellungnahme 
mit Anregungen aus der Öffentlichkeit eingegangen.  
 
Beschluss zur Erweiterung des Geltungsbereiches 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gransee hat in ihrer öffentlichen Sitzung 
am 29. Juni 2023 die Erweiterung des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 21 
auf das benachbarte Grundstück Berliner Straße 22 (Flurstücke 15/1, 15/2, 26/11 der 
Flur 16, Gemarkung Gransee) beschlossen. 
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Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der geänderte Entwurf des Bebauungsplans Nr. 21 in der Fassung vom ____________ 
des Bebauungsplans Nr. 21 mit den dazugehörigen Unterlagen wurde in der Zeit vom 
____________ bis einschließlich ____________ öffentlich ausgelegt. Es sind 
____________ Stellungnahmen mit Anregungen aus der Öffentlichkeit eingegangen. 
 
Erneute Beteiligung der Behörden 
Mit dem Schreiben vom ____________ sind ____________ Behörden und sonstige 
Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind, an der Bauleitplanung erneut beteiligt 
worden. Für die Stellungnahmen ist eine Frist bis zum ____________ gesetzt worden. 
Von den Behörden bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden 
____________ Stellungnahmen abgegeben. 
 
Satzungsbeschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gransee hat in öffentlicher Sitzung am 
______________ den Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 21 „Einzelhan-
del an der Berliner Straße“ in der Fassung vom ___________ gefasst. 
 
Bekanntmachung 
Der Satzungsbeschluss ist sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan auf Dauer wäh-
rend der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt 
Auskunft zu erhalten ist, sind am ______________ auf der Website der Stadt Gransee 
öffentlich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendma-
chung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Ab-
wägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 und 2 BauGB) hingewiesen worden. 
 
Rechtskraft 
Der Bebauungsplan tritt erst nach Bekanntmachung der erteilten Genehmigung der 10. 
Änderung des Flächennutzungsplanes des Amtes Gransee und Gemeinden in Kraft. 
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Anhänge 
 
1  Artenschutzuntersuchung vom 6.9.2021 
 
2  Schalluntersuchung vom Dezember 2022 
 
3 a Fortschreibung des Einzelhandelskonzept der Stadt Gransee vom 18.11.2021 
3 b Verträglichkeitsgutachten vom 9.03.2022 
 
4  Bodengutachten vom 27.01.2021  
 
5  Verkehrsgutachten Knotenpunkt vom 25.1.2021 
 
6  UVP Vorprüfung Einzelfall vom 19.10.2023 
 
7  Bebauungsplan Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ von 1993 
 
 
 
 
 
 
 
 


